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L iebe Leserin, lieber Leser,
klickt man in die sen Tagen auf die Internetseite von
Friedensminister Franz Jo sef Jung (www. bmvg . de) ,
trifft man auf diesen Hinweis : „ Forum Wehrpflich t “ in
der Kirche. Folgt man dem Link, findet man einen aus-
führlichen B ericht, der so b eginnt : »B erlin, 2 3 . 09 . 2 0 0 8 .
Eine bunte Mischung aus B efürwortern und Gegnern,
Kundigen und Laien, Politikern und Bürgern, Jung und
Alt diskutierte am 2 3 . September ein Thema, das alle di-
rekt o der indirekt b etrifft : Die Bunde swehr als Wehr-
pflichtarmee . Mehr als 2 0 0 Teilnehmer aller Couleur
hatten die (sic ! ) Reservistenverb and , der Bundeswehr-
verb and und der B eirat für Fragen der Inneren Führung
nach B erlin zum >Forum Wehrpflicht < geladen . Unge-
wöhnlich auch der Tagungsort : Nicht eine Kaserne , son-
dern das Umweltforum in der Auferstehungskirche b ot
den Rahmen. «

Ab er auch der »heilige« Veranstaltungsort konnte
nicht verhindern, dass dort heftig gegen das 8 . Geb ot
verstoßen wurde , allen voran vom Herrn Minister, in
früheren Jahren aktiv in der katholischen Jugendarbeit.
Auf »regierenkapieren« , der »jungen Seite der Bunde sre-
gierung« , hatte er Wehrpflicht und »Wehrgerechtigkeit«
so erklärt :

»In der Bunde swehr gibt es ungefähr 2 5 0 . 0 0 0 Solda-
tinnen und Soldaten − so viele Menschen, wie in einer
Großstadt leb en. Wir brauchen so viele Soldaten, sonst
können wir nicht alle Aufgaben lö sen . Um immer genug
Soldaten zu haben, müssen alle jungen Männer, die mit
der Schule fertig und 1 8 Jahre alt sind , für neun Monate
als Soldat zur Bunde swehr. Die nennt man dann >Wehr-
pflichtige <. D er Name kommt daher, dass D eutschland
sie braucht, um sich notfalls >wehren <zu können . Und da
alle j ungen Männer zur Bunde swehr müssen, ist e s ihre

>Pflicht <. «
Aus dem »alle müssen zur Bundeswehr« (man b e ach-

te : kein Wort von Kriegsdienstverweigerung) wurde in
der B erliner Auferstehungskirche : »Wehrgerechtigkeit
hat eine hohe ge sellschaftspolitische B edeutung, die
wir immer auch mitb etrachten müssen . Nach der
Rechtssprechung ist das Geb ot der Wehrgerechtigkeit
dann erfüllt, wenn der weitaus überwiegende Teil der
verfügb aren Wehrpflichtigen eines Geburtsj ahrgangs
zum Wehrdienst herangezogen wird . Wir brauchen
Ausschöpfungsquoten, die j enseits dieser kritischen
Rechtsprüfung standhalten. D aher hab e ich durch eine
Erhöhung der Veranschlagungsstärke der Grundwehr-
dienstleistenden die Ausschöpfungsquote so vergrö-
ßert, dass wir wieder mit Quoten j enseits der 8 0 Prozent
rechnen können. D amit erfüllen wir sicher das wichtige
Prinzip der Wehrgerechtigkeit. «

Aus » alle« werden nun »üb er 8 0 Prozent« , ab er auch
das ist alle s gelogen, »falsches Zeugnis« . Wer ' s genauer
wissen will , findet sp annende und seriö se Informatio-
nen im B eitrag von Ralf Siemens üb er die große Wehr-
pflicht-Lotterie ab Seite 1 6 .

Stefan K. Ph ilipp



er Georgien-Konflikt kann für sich allein
nicht verstanden werden . Er ist ein Ereig-

nis in einem größeren Konfliktzusammenhang .
Hatte man nach dem Ende des O st-West-Konflikts
viel vom »Gemeinsamen Hau s Europ a« ge spro-
chen, das O st und We st eng miteinander in Partner-
schaft verbinden sollte , so entstand de facto sehr
b ald eine andere Konstellation .

Erstens: Anders als verspro chen, wurden ehe-
malige Staaten de s O stblo cks in die Nato aufge-
nommen, die sich − angeführt von den USA − zur
weltweit interventionistischen Militärmacht ent-
wickelte . Russland fühlte sich mehr und mehr mili-
tärisch eingekreist. Die s um so stärker, als mit dem
Irak-, dem Afghanistan-Krieg und den B estrebun-
gen, die Ukraine und Georgien in die Nato aufzu-
nehmen, die Nato auch im Süden Ru sslands ihre Po-
sitionen au sb aute .

Zweitens: Nach einer chaotischen Phase erhob
Russland , gestärkt durch seine Gas- und Ölexporte ,
erneut seinen Anspruch, als Weltmacht zu gelten .
E s fordert, im internationalen Feld und insb eson-
dere im B ereich der ehemals sowj etischen Gebiete ,
den heutigen Gus-Staaten, ein Recht auf Mitspra-
che und Einfluss ein . Gemeinsam mit China und
vier weiteren zentralasiatischen Staaten gründete
es 2 0 0 5 die Shanghai-Organisation . Die Konkur-
renz zur unipolaren Weltmacht USA wurde sehr
deutlich .

Drittens geht es um die B eherrschung der Öl-,
Gas- und Rohstoffmärkte und der dazu gehörigen
Transportwege . D er Westen und allen voran die
USA sind b emüht, die Vorkommen um das Kaspi-
sche Meer für sich zu erschließen und das Monopol
Mo skaus auf Lieferung üb er seine Pipeline s zu um-
gehen . Eine solche neue Pipeline führt durch Geor-
gien, nicht weit entfernt von der D emarkationsli-
nie zu Süd-O ssetien . Die militärische Ausbildung
und Aufrü stung von Georgien wird dementspre-
chend von den USA mit Nachdruck b etrieben, wie
auch ihre Forderung in den Nato-Gremien, Georgi-
en und die Ukraine möglichst b ald in die Nato auf-
zunehmen . Mo skau mu ss dies als Signal werten :
Die USA und die Nato-Mächte wollen ihre wirt-
schaftlichen Interessen notfalls auch mit militäri-
schen Mitteln durchsetzen .

Ru ssland fühlt sich viertens auch durch die Sta-
tionierung von Raketenabwehrsystemen in Polen
und Tschechien b edroht. E s glaubt nicht an die un-
glaubhafte Story, diese würden gegen bisher nicht
existierende iranische Raketen gebraucht. Sie wis-
sen, dass Kräfte in den USA sich um eine atomare

Erstschlagsfähigkeit gegenüb er Ru ssland b emü-
hen . Die Abfangsysteme würden in die sem Zusam-
menhang benötigt, um bei einem US-Erstschlag
nicht zerstörte russische Raketen abzu schießen .
D as sind hö chst bedrohliche Kriegsszenarien !

Fünftens wiegen die Erfahrungen au s dem Ko-
sovo-Konflikt schwer. Bisher galt, dass Sep aratis-
mus auf keinen Fall geduldet werden könne . Die
Grenzen der Staaten seien unantastb ar. Im Ko sovo
unterstützte j edo ch der »Westen« Sep aratismus und
setzte ihn unter B ruch der UN-Charta mit seiner
überlegenen Militärmaschine durch . In Hinblick
auf den Vielvölkerstaat Russland war die s ein ge-
fährliches Exempel . Mo skau führt seitJahren einen
b arb arischen Krieg gegen die sep aratistischen
Tschetschenen . Sein Protest gegen die Lo slö sung
des Ko sovo von Serbien wurde vom«We sten« igno-
riert. Im Georgien-Konflikt dreht nun Russland
den Spieß um und schützt und unterstützt die sep a-
ratistischen Ab sichten in Süd-O ssetien und Ab cha-
sien .

D er unverständlich brutale Üb erfall Georgiens
auf seine eigenen Landsleute in Süd-O ssetien mit
einer erheblichen Zerstörung der Hauptstadt und
mit vielen Toten ist nur ein Element in den größe-
ren Konfliktzusammenhängen .

Wohl zu Recht vermutet Mo skau , die USA steck-
ten hinter diesem Üb erfall . Die se nämlich drängen
am stärksten auf den B eitritt Georgiens zur Nato ,
bilden mit einem erheblichen Militärkontingent
die georgischen Truppen aus und sind die engsten
Verbündeten des georgischen Präsidenten, der zu-
dem no ch US-Staatsbürger ist. B ei seinem militäri-
schen Gegenstoß kalkulierte Mo skau treffend , die
Nato würde im Kaukasus keine direkte militärische
Konfrontation eingehen . E s zerschlug mit seinen
weit üb erlegenen Truppen nicht nur den georgi-
schen Angriff, sondern zerstörte gemäß militäri-
scher Logik auch no ch wichtige georgische Militär-
stützpunkte . Unter B erufung auf sein UN-Mandat
als regionaler »Friedenshüter« b esetzte e s außer-
dem eine Pufferzone auf georgischem Territorium .
Mo skau setzte damit das deutliche Zeichen, in sei-
nem Einflu ssgebiet könne niemand mit militäri-
schen Mitteln Politik treib en .

Zivile Vorschläge

Alle be schrieb enen Konflikteb enen waren und
sind im Kampf der Staaten, Ko alitionen und Inte-
ressen mit Gewalt b esetzt und hab en unzählige Op-
fer unter der Zivilb evölkerung gefordert. Wir stel-

Andreas Buro

Alternativen zur Gewalteskalation
Einschätzungen zum Kaukasus-Krieg
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len de shalb − als Mitglied der Friedensb ewegung −
Vorschläge für eine Politik der zivilen Konfliktb e-
arb eitung dagegen :

EU-Europ a ist nicht einseitig von Russland ab-
hängig. E s braucht zwar die Rohstoffe Russlands .
Russland b enötigt ab er auch die Einnahmen aus
diesen Verkäufen . Vor allem b enötigt es Investiti-
onsgüter und vielleicht sogar Inve stitionen zur Di-
versifizierung seiner Pro duktionsstrukturen . B ei-
de Seiten sind auf einander angewie sen . D as ist ei-
ne gute Grundlage für gegenseitigen Re spekt und
Ko operation . E s liegt also der Vorschlag nahe , zu
dem am Ende de s O st-West-Konflikts viel diskutier-
ten Konzept des » Gemeinsamen Hauses Europ a«
zurückzukehren . In ihm war gemeinsame Sicher-
heit eb enso vorge sehen wie ein ständiger Dialog
üb er Interessen und Ko operationsmöglichkeiten .
D arunter würde auch die Frage der Sicherheit von
Rohstofflieferungen fallen . In der Charta von Paris
1 9 9 0 wurden einige Gedankengänge in die ser
Richtung festgehalten, ab er sp äter zugunsten der
Nato-Erweiterung nicht umgesetzt. In einem sol-
chen Konzept hab en Nato-Erweiterungen eb enso
wenig Platz wie Raketenschilde und gewalttätige
Überfälle auf Minderheiten .

B öte die EU eine solche Politik unter Aufwer-
tung der O SZE (Organisation für Sicherheit und Zu-
sammenarb eit in Europ a) an, würde b ereits die E s-
kalation des gegenwärtigen Klimas der Verfein-
dung unterbro chen werden . Im Rahmen einer auf-
gewerteten O SZE könnten in verschiedenen »Kör-
b en» die unterschiedlichsten Probleme laufend
verhandelt werden . D er Verb e sserung der Rah-
menb edingungen für die B earb eitung der Kauka-
su s-Konflikte würde ferner die schon lange anste-
hende Ratifizierung de s »Angep assten Vertrages
üb er Konventionelle Streitkräfte in Europ a« (AK-
SE) von 1 9 9 9 durch die Nato-Staaten dienen . Eine
weitere Aktualisierung die ses Vertrage s könnte fol-
gen .

Die Einb erufung einer internationalen Konfe-
renz üb er den Umgang mit Minderheiten im O SZE-
Raum ist längst üb erfällig. Hierb ei handelt es sich
um ein generelles Problem, das in vielen National-
staaten eine b edeutende Rolle spielt. Auf einer sol-

chen Konferenz müssten auch die Rep äsentantIn-
nen der Minderheiten ausführlich gehört werden,
da die nationalen Regierungen häufig ein gebro-
chenes Verhältnis zu ihren Minderheiten hab en .
Aus der Konferenz könnte eine dauerhafte Schieds-
Institution hervorgehen, die sich als Schlich-
tungsinstanz b ei Minderheiten-Konflikten im » Ge-
meinsamen Hau s« engagiert. Die O SZE hat in die-
sem Feld in den b altischen Staaten b ereits B edeu-
tende s geleistet.

D er Staat Georgien ist nach dem Zerfall der Sow-
j etunion sehr herb e mit Abchasien und Süd-O sseti-
en umgegangen . Georgien und seine Gesellschaft
sollten die sen b eiden Völkern gegenüber eine Ver-
söhnungsinitiative einleiten, an deren Anfang ein
Schuldeinge ständnis und das B emühen um histori-
sche Aufarb eitung der gegenseitigen B eziehungen
stehen könnten .

Georgien könnte ferner Armenien, Aserbeid-
schan, Ab chasien, Süd-O ssetien und B ergkarab ach
− alle südlich de s Kaukasu s gelegen − einladen, um
mit ihnen die Möglichkeit und die Dimensionen ei-
ner gemeinsamen Organisation für Sicherheit und
Zu sammenarbeit in die ser Region auszuloten . Die
O SZE könnte dabei die Mo deration üb ernehmen,
wo durch auch die anderen Länder des O SZE-B erei-
che s eingebunden werden würden . Gelänge e s, zu
einer Annäherung und sogar Zu sammenarbeit zu
kommen, so werden auch etwaige B edrohungs-
ängste von Minderheiten der Region verringert
werden . D er Konkurrenzkampf der Großmächte
könnte in dieser Region gezähmt werden .

Eine neue Politik der Entsp annung und des ge-
genseitigen Re spekts ist angezeigt. Die D evise lau-
tet : Einbindung statt Ausgrenzung − Ko operation
statt Konfrontation .

Prof. Dr. A ndreas Buro istfriedenspolitischer Spre-
cher des Ko m iteesfür Grundrech te und Dem okra-
tie. Der gerade 80Jahre alt Gewordene erh ieltfür
sein jahrzeh n telanges Friedensengagemen t des
diesjährigen Aachener Friedenspreis. Sein h ier
veröffen tlich ter Text wurde a m 29. A ugust als Pres-
sem itteilung des Ko m itees für Grundrech te und
Dem okra tie veröffen tlich t.
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D er Ausbruch militärischer Aktionen zwischen Ge-
orgien und Südo ssetien droht sich zu einem größe-
ren Krieg zu entwickeln, zwischen Georgien, un-
terstützt von der Nato auf der einen Seite und dem
ru ssländischen* Staat auf der anderen Seite . Tau-
sende von Menschen wurden bereits getötet und

verwundet − hauptsächlich friedliche Einwohner
und Einwohnerinnen; ganze Städte und D örfer
wurden ausgelö scht. Die Ge sellschaft ist von einer
schmutzigen Flut nationalistischer und chauvinis-
tischer Hysterie üb erflutet worden .

Dokumentiert : Erklärungen zum Kaukasus-Krieg

Föderation der Arbeitenden
in Erziehung, Wisschenschaft und Technik (Russland)

Nein zum neuen Krieg im Kaukasus
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EN . CPS b egrüßt den Waffenstillstand und fordert
bedeutsame Schritte , die Au swirkungen der Kämp-
fe beizulegen und die Kap azitäten der Friedenssi-
cherung in der Region sowie international zu ver-
stärken .

Die Mitgliedsorganisationen des Europ äischen
Netzwerkes Ziviler Friedensdienste (EN . CPS) b e-
grüßen das B eenden der Kampfhandlungen und
die von den Präsidenten Georgiens und Russlands
angeordnete Waffenruhe in Georgien/Süd-O ssetien.

EN . CPS ruft alle Konfliktp arteien auf, die sen
Waffenstillstand zu re spektieren und einzuhalten
und von j eglichen weiteren Militäroperationen ab-
zu sehen, welche die Menschenrechte und Freihei-

ten der Zivilb evölkerung b eeinträchtigen o der den
Konflikt weiter eskalieren lassen würden . Wäh-
rend der Waffenstillstand b egrüßt wird , bleibt die
Situ ation weiter explo siv und ange sp annt. EN . CPS
ruft die Europ äische Union, die Gu s, die O SZE , den
Europ arat und die Vereinten Nationen eb enso wie
alle Freunde und Verbündeten Russlands und Ge-
orgiens auf, ihren Einfluss zu nutzen, um den Waf-
fenstillstand zu unterstützen, weitere E skalation zu
verhindern und sicherzustellen, dass alle Parteien
angemessene Schritte unternehmen, um echte , all-
seitige Anstrengungen für eine dauerhafte Kon-
fliktlö sung zu unternehmen, welche die legitimen
B edürfnisse und Interessen aller beteiligten Partei-

Wie immer und üb erall in Konflikten zwischen
Staaten gibt e s in diesem neuen Kaukasuskrieg kei-
ne gerechte Seite , e s kann sie auch nicht geb en − e s
gibt nur Schuldige . Die Glut, die j ahrelang geschürt
wurde , ist nun zu einem militärischen Brand ent-
flammt.

D as Regime S aakaschwili in Georgien hält zwei
Drittel der B evölkerung in Armut, und j e mehr die
interne Unzufriedenheit im Land wächst, de sto
mehr wünscht e s sich einen Ausweg aus der S ack-
gasse in Form eine s »kleinen siegreichen Kriegs« in
der Hoffnung, dass seine Regierungsbilanz verges-
sen wird .

Die Herrschenden in Ru ssland sind ihrerseits
voller Entschlo ssenheit, ihre Hegemonie im Kauka-
sus zu erhalten . Heute geb ärden sie sich als Vertei-
diger der Schwachen, ab er ihre Heuchelei ist voll-
kommen klar : Tatsächlich wiederholt S aakaschwili
nur, was die Soldate ska Putins neun Jahre zuvor in
Tschetschenien getan hat.

Die herrschenden Kreise in O ssetien und Ab-
chasiens trachten danach, ihre Rolle als privilegier-
te Bunde sgeno ssen Ru sslands in der Region zu stär-
ken und gleichzeitig die verarmte B evölkerung um
die b ewährte Fackel der »nationalen Idee« und der
»Rettung de s Volke s« zusammenzuschweißen .

Die Führer der USA, der europ äischen Staaten
und der Nato wollen im Gegenteil den Einfluss ih-
rer russländischen Rivalen im Kaukasus so weit
wie möglich schwächen, um sich selb st die Kon-
trolle üb er die Brennstoffressourcen und deren
Transportwege zu sichern . So wurden wir Zeugen
und Opfer der nächsten Runde in der weltweiten
Konfrontation im Kampf um M acht, Öl und Gas .

Dieser Konkurrenzkampf bringt den arbeiten-
den Menschen − ob georgisch, o ssetisch, ab cha-
sisch o der ru ssländisch − nichts außer Blut und Trä-
nen, unerme sslicher Not und Entb ehrung. Wir b e-
kunden unsere tiefes Mitgefühl mit den Freunden
und Verwandten der zu To de Gekommenen, mit
den Menschen, die als Ergebnis des Krieges ohne

ein D ach üb er dem Kopf und Mittel zur B estreitung
des Lebensunterhalts geblieb en sind .

Wir dürfen nicht unter den Einfluss der nationa-
listischen D emagogie fallen, die Einheit mit »unse-
rer« Regierung fordert und die Fahne »Schutz de s
Vaterlande s« schwenkt. D er Hauptfeind der einfa-
chen Leute sind nicht die armen und ausgeplünder-
ten B rüder und Schwe stern auf der anderen Seite
der Grenze o der anderer Nationalität. Ihre Feinde
sind die Herrschenden und Chefs aller Art, Präsi-
denten und Minister, Geschäftsleute und Generäle ,
die Kriege erzeugen, um ihre Macht und ihre Reich-
tümer zu vermehren .

Wir appellieren an die arbeitenden Menschen in
Ru ssland , O ssetien, Ab chasien und Georgien, den
Kö der des Nationalismus und Patriotismus zurück-
zuweisen und ihre Wut gegen die Herrschenden und
Reichen auf b eiden Seiten der Grenze zu wenden .

Ru ssländische , georgische , o ssetische und ab-
chasische Soldaten ! Gehorcht nicht den B efehlen
Eurer Kommandeure , wendet Eure Waffen gegen
diej enigen, die Euch in den Krieg schicken ! Schießt
nicht auf die »feindlichen« Soldaten − verbrüdert
Euch mit ihnen : das B aj onett im B o den !

Arb eitende Menschen im Hinterland : S ab otiert
militärische Anstrengungen, geht hinaus zu Ver-
sammlungen und D emonstrationen gegen den
Krieg, organisiert Euch und streikt gegen den Krieg !

Nein zum Krieg und zu denen, die ihn organisie-
ren : Herrschende und Reiche ! Ja zur Solidarität der
arb eitenden Menschen üb er Grenzen und Frontli-
nien hinweg !

* Im Original: rossijskij (= russländisch: a ufden Staa t und Land
Russla nd bezogen); im Un tersch ied dazu: russkij (= russisch: a uf
die russische Ethn ie und Sprache bezogen)

Federacija rabo tniko v o brazo va n ija, na uk i techn iki (Födera-
tion der Arbeitenden in Erzieh ung, Wissenschaft und Tech n ik)
ist eine a narch o-syndikalistische Gewerkschaftsin itia tive im
Rah men der russischen Sektio n der IAA (In terna tio nale Arbeiter
Assozia tion) in Moska u.

Übersetzung a us dem Englischen und Fra nzösischen un ter Be-
rücksich tigung des russischen Originals: DFG- VK Hessen; en t-
nommen aus dem vo n Co nnectio n e. V. hera usgegebenen Rund-
brief»KDV im Krieg«, Ausga be September 2008

Europ äisches Netzwerk Ziviler Friedensdienste

Zivilgesellschaft schützen und unterstützen
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Clemens Ronnefeldt

Internationale jüdische Opposition
gegen einen Angriff auf Iran
Druck auf israelische und US-Regierung bleibt nötig

m 1 8 . Juli veröffentlichte der israelische
Historiker B enny Morris in der »New York

Times« einen Artikel, in dem er u . a. schrieb : »Die
Iraner werden − sei es au s ideologischen Gründen
o der au s Angst vor einem nuklearen Präventiv-
schlag der Israelis − j ede von ihnen geb aute B ombe
einsetzen . D arum ist ein israelischer Nukle ar-
schlag, der die Iraner an ihren letzten Schritten zu
einer B omb e hindert, wahrscheinlich . Die Alterna-
tive wäre , es zuzulassen, dass Teheran seine B ombe
hat. So o der so wäre in j edem der beiden Fälle ein
mittelö stlicher Nuklear-Holo cau st vorherb e-
stimmt. « (h ttp://nytimes. co m/2008/0 7/18/opin i-
o n/18m orris. h tml; dt. Übersetzung: Ellen Rohlfs)

Die sen Artikel nahm eine internationale jüdi-
sche Gruppe von 1 1 3 UnterzeichnerInnen aus 1 4
Staaten, darunter Prominente wie Profe ssor No am
Chomsky o der die B erliner Profe ssorin Dr. Fanny-
Michaela Reisin von der Organisation »Jüdische
Stimme für einen gerechten Frieden im Mittleren
O sten« (www.juedische-stim me. de) zum Anlass,
scharf gegen einen Angriff auf Iran zu prote stieren .

In einer Stellungnahme , die auf Arabisch,
D eutsch, Englisch und Franzö sisch am 1 1 . August
verbreitet wurde , heißt es :

»B emühungen, die Kriegstrommeln für einen
Angriff auf Irans Kernkraftanlagen zu rühren, b e-
stimmen das derzeitige Ge schehen sowohl in den
USA als auch in Israel . Nicht zuletzt die in der New
York Time s am 1 8 . Juli veröffentlichte Auffassung
de s israelischen Historikers B enny Morris ist geeig-
net, j ene politischen Kräfte zu stützen . (. . . )

Die Werbung mit dem Argument der Unver-
meidb arkeit spielt auf die jüdische und israelische
Erinnerung an den Nazi-Holo caust an . D amit soll j e-
de Unterstützung für einen israelischen Militär-
schlag gegen den Iran mobilisiert und so eine Re ak-
tion provoziert werden, die , indem die USA hinein-
gezogen werden, zu einem weiteren Krieg führt.
Die s ist umso beklagenswerter, als immerhin 1 6 Ge-
heimdienstagenturen der USA zu dem Schluss ge-
kommen sind , dass der Iran ein Atomwaffenpro-
gramm nicht hat und auch in den vergangenen fünf
Jahren nicht hatte .

Wir feiern den heldenhaften Mut des israeli-
schen Atom-Informanten Mordechai Vanunu und
unterstützen, indem wir mit unserer Stimme seine
Verurteilung des illegalen Kernwaffenarsenals I s-
raels verstärken, den Aufruf für einen atomwaffen-
freien Mittleren O sten .

en b erücksichtigt. Die Regierungen und B ehörden
in der Region, in Zusammenarb eit mit den Verein-
ten Nationen, EU und O SZE sowie mit lokalen und
internationalen Organisation, sollten schnell han-
deln um sicherzustellen, dass die humanitären B e-
dürfnisse der b etroffenen Zivilbevölkerung erfüllt
werden, indem sie B ewegungsfreiheit für humani-
täre Transporte und vollen Zugang zu Wasser, Nah-
rung und Gesundheitsversorgung sicherstellen .
Die aufgrund der Kämpfe vertrieb ene B evölke-
rung soll unterstützt und in die Lage versetzt wer-
den zurückzukehren .

Die E skalation der Situation in Georgien/Süd-
O ssetien in einen b ewaffneten Konflikt war nicht
unvorhersehb ar und war ein Ergebnis einer Kette
von Aktionen und Re aktionen aller b eteiligten Par-
teien . Um ähnliche Krisen zu vermeiden, rufen wir
die internationale Gemeinschaft − und b esonders
die EU und ihre Mitgliedsstaaten − auf, die B emü-
hungen um Frühwarn- und schnelle Reaktionssys-
teme sowie um angeme ssene Mechanismen und
Kap azitäten der Friedensschaffung zu stärken .

Sofortige kurz- o der langfristige Maßnahmen
sind zu unterstützen . E s sollte eine Erkundungsmis-

sion entsandt werden, die sich in Georgien, Süd-O s-
setien, Abchasien und Ru ssland mit B ehörden und
der B evölkerung sowie mit nationalen und interna-
tionalen, in der Region engagierten Organisatio-
nen trifft. Diese Mission sollte eine au sgewogene
und allseitige Analyse der Situation voranbringen
und praktische Schritte vorschlagen, damit ein ech-
ter Proze ss der Konfliktb eilegung entwickelt wer-
den kann . In diesem Zusammenhang sollte die
Möglichkeit erwogen werden, zivile , ausgebildete
Experten der Zivilgesellschaft einzu setzen, z . B . im
Rahmen von Zivilen-Friedensdienst-Programmen,
die die wichtigsten lokalen B eteiligten der Zivilge-
sellschaft in ihren B emühungen b eim Friedensauf-
b au unterstützen und schützen können .

Diese Stellungnah me vom 21. August wird unterstützt vo n den
EN. CPS-Mitgliedern und assoziierten Organ isa tio nen: Peace Ac-
tio n Tra in ing a nd Research Institute of Roman ia, Rumän ien;
Partners for Democra tic Cha nge Slo vakia, Slowaka i; Forum Zi-
viler Friedensdienst, Deutschland; Austria n Peace Services , Ös-
terreich; Alexa nder La nger Fo unda tion, Süd Tirol, Italien; Peace-
building UK, Großbrita nnien; No VA − Cen trefor Social Inno va ti-
o n, Ka talon ien, Span ien; Netherlands Expertise Cen tre Alterna ti-
ves to Violence, Niederla nde; Bund für Soziale Verteidigung ,
Deutschla nd; Norwegia n Peace Co uncil, Norwegen; Norwegian
Peace Associa tion, Norwegen
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or 2 0 0 Jahren wurde am 2 0 . D ezemb er
1 8 0 8 Laura Haviland geboren . Inneralb vie-

ler Grassro ot-B ewegungen der USA ist die se b e-
merkenswerte Frau nicht vergessen worden . Sie
war vor allem eine s : radikal und gewaltfrei . Ihr An-
liegen war die Ab schaffung der Sklaverei, ein The-
ma, mit welchem die Menschheit von der Antike bis
heute leider immer wieder in neuen Formen kon-
frontiert ist.

Laura Haviland kam in Kitley Township in Onta-
rio (Kanada) auf die Welt. Sie war die To chter von
D aniel ( 1 78 5- 1 845 ) und Sene Smith ( 1 787- 1 845 ) , ei-
nem streng religiö sem Quäkerp aar. 1 8 1 5 zog die Fa-
milie in die Nähe der Niagarafälle . Schon 1 8 2 5 hei-
ratete Laura, gerade einmal 1 6 Jahre alt, den Qu äker
Charle s Haviland (geb . 1 8 0 0) . Mit ihm hatte sie

zwei Söhne und vier Tö chter. 1 8 2 9 zog die Familie
nach Raisin in Michigan und lebte in einer einfa-
chen Holzhütte . Über die Leb ensverhältnisse j ener
Jahre berichtete Laura Haviland in ihrer auch heute
noch le senswerten Autobiographie »A woman' s life
work. Lab ors and experience s of Laura S . Ha-
viland« , die 1 8 8 1 erstmals in Cincinnati erschienen
ist und bis heute vielfach aufgelegt wurde .

In Raisin wird Haviland erstmals auf die Sklave-
reifrage aufmerksam . So trat sie der Logan Anti-Sla-
very So ciety b ei, der damals ersten Vereinigung ge-
gen Sklaverei im Staate Michigan . 1 8 39 eröffnete
sie eine Schule in Raisin Valley, wo weiße und
schwarze Kinder zu gleichen B edingungen aufge-
nommen wurden − eine Sensation zur damaligen
Zeit. In Michigan war es üb erhaupt die erste Schule ,

Claus Bernet

Gewaltfrei gegen Sklaverei
Zur Aktualität von Laura Haviland

Die Geisteshaltung, die den Rufen nach einem
gegenseitigen Vernichtungskrieg als Lö sung von Si-
cherheitsproblemen zugrunde liegt, ist erstaunlich
widersprüchlich . Nur die Erfindung einer Nazi-
ähnlichen B edrohung vermag für die Glaubwür-
digkeit eine s solchen Aufrufs zum Krieg herzuhal-
ten, was mit j ener B egründung für die B e satzung
vergleichb ar ist, die eine p alästinensische Ver-
schwörung ausmacht, die Juden ins Meer zu trei-
ben. Auch die Anspielung auf die iranische Ideolo-
gie (Islam) als Ursache der Konfrontation hält kei-
ner Prüfung stand . Zumal die politische Kampfan-
sage an Israel durch den iranischen Präsidenten,
M ahmoud Ah-madinej ad , selb st ungeachtet aller
Falschüb ersetzungen, nicht ein Aufruf zur Vernich-
tung ist.

Wir streben Sicherheit für alle B etroffenen an,
indem wir ein Recht auf Sicherheit für alle b ej ahen .
Obgleich wir der Perspektive eine s unvermeidb a-
ren Konflikts keinen Glaub en schenken, protestie-
ren wir gegen die Hysterie der Iran-B ashers (Drauf-
schläger) , die nunmehr an ihren wiederholten
Fehlstarts verzweifeln, einen weiteren unnötigen
Krieg anzuzetteln . D er Versuch, den Iran zu zwin-
gen, den Resolutionen des UN-Sicherheitsrats zu
entsprechen, ist rechtlich, diplomatisch und poli-
tisch kraftlo s , solange die Vereinigten Staaten und
Israel j ede UN-Diplomatie und eb enso sämtliche
Entscheidungen de s Internationalen Gerichtshofs
in S achen Palästina durchweg ignorieren .

Wir rufen alle auf, die gegen einen Militärschlag
auf den Iran sind , Repräsentanten ihrer Regierun-
gen anzuschreib en und aufzufordern, dass der
Staat I srael, anstelle der Verkündung von Kriegs-

drohungen seine Atomeinrichtungen der interna-
tionalen Inspektion zugänglich macht und in glei-
cher Weise , wie e s der Iran schon getan hat, den
Nichtverbreitungsvertrag (Non-Proliferation Trea-
ty) unterzeichnet. « (dt. Übersetzung: Ellen Rohlfs)

B ei Stanley Heller (www. TheStruggle. org; ma il
@ TheStruggle. org) , Connecticut, USA, unterzeich-
nen seither weitere UnterstützerInnen die se Erklä-
rung.

Am 2 1 . August berichtete die israelische Zeitung
»Haaretz« (www. haaretz. co m/hasen/spages/1 013
735. h tml) , dass der israelische Verteidigungsminis-
ter Ehud B arak b ei seinem USA-B e such Anfang Au-
gust um Tankflugzeuge de s Typ s B oing 767 geb e-
ten hab e , damit die lediglich sieben im B esitz der is-
raelischen Luftwaffe sich befindenden betankb a-
ren Kampffugzeuge b ei Fern-Operationen in der
Luft b etankt werden könnten − und damit ihre
Reichweite bis nach Iran und zurück nach Israel
reichen würde .

Die US-Regierung verweigerte den Kauf, weil sie
− so Haaretz − »fürchtete , solch eine Transaktion
könnte als Unterstützung für einen israelischen An-
griff auf Iran interpretiert werden« .

E s gilt, weltweit den Druck auf die US- wie auch
die israelische Regierung ho ch zu halten und gera-
de ange sichts der jüngsten Ereignisse in Georgien
und des Aufflammens eines neuen Kalten Kriege s
j eden weiteren Waffengang im Nahen und Mittle-
ren O sten zu verhindern .

Clemens Ro nnefeldt ist Referen t für Friedensfra-
gen beim Versöh n ungsbund.
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an der Schwarze zugelassen waren . Sp äter, nach
dem amerikanischen Bürgerkrieg, verkaufte sie
das Institut an den Bundesstaat.

Haviland wurde , was die Sklavenfrage anging,
immer radikaler. Vor allem forderte sie auch andere
auf, gegen die Missstände aktiv zu werden . Aus ih-
rer eigenen Qu äkergemeinde war sie um 1 84 0 au s-
getreten, da diese nicht entschieden genug gegen
Unterdrückungen j eder Art vorging . Kein Wunder,
waren die Quäker in der Sklavenfrage j a selb st ge-
sp alten : Während einige b ereit waren, b estehende
Ge setze auch zu brechen, wollten andere die ganze
Sache Gott überlassen. Haviland und ihre Familie
schlo ssen sich We sleyans an, einer charismati-
schen Metho distengemeinde Michigans, die sich
ganz der Sklavenb efreiung verschrieben hatte .

Haviland lernte in Michigan die »Underground
Railway« kennen, ein Netzwerk von Sklavengeg-
nern, über welche s Schwarze au s dem Süden heim-
lich in den Norden der USA und über die Grenze
nach Kanada gebracht wurden . D as Haus der Ha-
vilands lag strategisch günstig auf der Strecke von
Cincinnatti nach Kanada. Haviland b etätigte sich
hier als Superintendent und als Stationsmaster:
4 0 . 0 0 0 bis 1 0 0 . 0 0 0 Schwarze , so wird geschätzt,
fanden in dem Hau s Havilands Unterschlupf auf ih-
rer gefahrvollen, nicht selten tö dlich endenden
Flucht. D as Jahr 1 845 brachte einen schwerwiegen-
den Einschnitt mit sich . Eine Epidemie grassierte ,
b eide Eltern von Haviland , ihr Ehemann, ihre
Schwe ster und ihr B aby starben . Ohne Vermögen,
ohne B erufsausbildung, ohne feste religiö se Hei-
mat war die Frau ganz auf sich gestellt, und dab ei
mussten nicht weniger als sieb en Kinder ernährt,
erzogen und ausgebildet werden .

Just zu die sem Zeitpunkt wurde zur Ergreifung
von Haviland − tot o der leb endig − 3 . 0 0 0 D ollar, ein
damals für viele unvorstellb ares Vermögen, au sge-
setzt. Hinter dieser Mordkamp agne standen reiche
Plantagenb esitzer der Südstaaten, die sich ihre bil-
ligen Arbeitskräfte nicht nehmen lassen wollten .

Zuvor hatten sich dramatische Szenen im Hau se
Havilands abge spielt, als Sklavenhalter von der mu-
tigen Frau daran gehindert wurden, das Haus zu
stürmen . Schließlich wurden, mit Hilfe herbeiei-
lender Nachb arn, die Sklavenhändler in die Flucht
ge schlagen . Ob dabei von Seiten der Sklavengegner
o der von Seiten der Sklavenb efreier Gewalt ange-
wendet wurde , ist umstritten .

1 8 61 b egann der Bürgerkrieg, Michigan gehörte
von B eginn an zu den Unionsstaaten . Haviland
kümmerte sich um Kranke und Verwundete . Als sie
1 8 6 4 in einem Krankenhaus von einem angeblich
geheimen Gefangenenlager hörte , ging sie die sen
Gerüchten nach und entdeckte das Guantanamo
ihrer Zeit im Herzen der USA: In den südlichen
Sümpfen vor New Orle ans wurden auf einer Insel
etwa 2 . 5 0 0 Soldaten der Union unter b estialischen
B edingungen fe stgehalten, ohne dass die Öffent-
lichkeit davon wusste . Haviland brachte diesen Fall

vor den US-Kongress und sorgte für die Aufhebung
de s Lagers . Auch ein Militärkrankenhaus in Missis-
sippi mu sste ganz geschlo ssen werden, nachdem
Haviland auf die haarsträubenden Zustände auf-
merksam gemacht hatte .

Nach dem Krieg wurde das Problem der Sklave-
rei von dem de s Ku-Klux-Klan abgelö st. Haviland
wurde aktiv und richtete in Washington D . C . und
Kansas, wohin Schwarze vor dem Clan flohen, Er-
ziehungs- und Hilfsinstitute für Flüchtlinge ein . Sie
war nun Repräsentantin des Freedman' s Aid Bu-
re au und erstmals in ihrem Leb en wurde ihr ein re-
gelmäßiges Gehalt gezahlt.

1 8 89 b e suchte Haviland auf Einladung de s
Ab olitionisten Stafford Allen ( 1 8 0 6- 1 8 89) England
und war auf dem London Yearly Meeting, dem Jah-
re streffen der britischen Quäker, anwesend . 1 872
war sie erneut den Quäkern b eigetreten . In ihren
letzten Lebensj ahren, als die Sklavenfrage gelö st
war, engagierte sich Haviland verstärkt für das
Frauenwahlrecht. Auch innerhalb der »Temperenz-
b ewegung« , die für Enthaltsamkeit oder zumindest
Reduktion allerlei als schädlich ange sehenen Ge-
nussmittel, wie Alkohol, Kaffee und Rauchwaren,
eintrat, wurde sie aktiv. Auf der Weltausstellung
1 89 3 in Chicago wurde Haviland als »Mother of
Philanthropy« geehrt, was sicherlich etwas üb er-
trieb en war, da e s vor und neb en ihr zahlreiche wei-
tere Frauen gab , die eb enfalls karitativ arb eiteten .

Haviland , die fast das 9 0 . Leb ensj ahr erreichte ,
verstarb am 2 0 . April 1 89 8 in Grand Rapids . B egra-
b en wurde sie neben ihrem Ehemann auf dem Rai-
sin Valley Cemeterey in Adrian (Michigan) . Ihr zu
Ehren wurden sogar zwei Ortschaften nach ihr b e-
nannt, Haviland in Kansas (60 0 Einwohner) und
Haviland in Ohio ( 1 8 0 Einwohner) .

Laura Haviland verlieh zeitleb ens denj enigen ei-
ne Stimme , die keine hatten . D ab ei b ediente sie
sich einer eigenartigen Methode , die zur Ab schre-
ckung dienen sollte : Sie sammelte Zeugnisse der
Sklaverei wie Fuß- und Handfe sseln, Peitschen,
Handschellen und andere Folterwerkzeuge . Die se
Utensilien setzte sie b ei Reden und Vorträgen de-
monstrativ ein, um ihre Zuhörer aus der Lethargie
herauszuholen . Obwohl ihre Leb ensge schichte
kaum in einem Ge schichtsbuch und schon gar
nicht in amerikanischen Schulbüchern erwähnt
wird , zeigt sie do ch, wie viel ein einzelner Mensch,
ohne Vermögen und Schulbildung au srichten
kann .

Dr. Cla us Bernet istHistoriker und Diplo mpädago-
ge m it Sch werpunkten in der Pietism usforsch ung,
der Friedenspädagogik und der mordernen Stadt-
gesch ich te.

Weitere Informa tio nen zum Leben und Wirken vo n La ura Ha-
vila nd: Humphrey, Caroline R. : La ura Sm ith Ha vila nd, in: Mich i-
ga n History Magazine, 5, 1/2, 1921, Seiten 1 73- 185; Da nforth,
Mildred E. : A Quakerpioneer. La ura Ha vila nd, superin tendent of
the undergro und, New York (1961); Glesner, A n th o ny Pa trick:
La ura Ha viland: Neglected hero ine ofthe undergro und ra ilroad,
in: Mich iga n Historical Review, 21, 1, 1995, S. 19-48
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as Kreuz der Kirche mit dem Frieden ist b e-
gründet in einer falschen und unkritischen

Lektüre der Bib el in ihrer Gesamtheit als »Heilige
Schrift« und »Wort Gotte s« , in der unzureichenden
Wahrnehmung der Pluralität und Widersprüch-
lichkeit der biblischen Gottesbilder, in der fal-
schen dogmatischen Vorau ssetzung, die Bib el sei
ein einheitliches Buch und rede von der ersten bis
zur letzten Seite von ein und demselben Gott.

Wahrnehmungen Gottes in der Bibel

In der Bib el b eider Te stamente wird Gott in er-
schreckendem Maße als ein Gott der Gewalt b e-
zeugt. D as erste Geb ot »Ich bin der Herr, dein Gott,
der ich dich aus der Gewaltherrschaft in Ägypten
herausgeführt hab e . Du sollst keine anderen Götter
neben mir haben« (Exo dus 2 0 , 2-3 ; Deuteronomi-
um 5 , 6-7) gilt den au s Ägypten B efreiten . Die Le-
bensordnung des aus Ägypten b efreiten Volke s
wird mit harten S anktionen und einem exzessiven
Gebrauch der To de sstrafe durchge setzt (z . B . Ex-
o dus 2 1 , 1 2- 1 7. 2 3-2 5 ; 2 2 , 1 7-2 3 ) . Die ser Gott wacht
mit fanatischem Eifer üb er sein Volk und hat den
Genozid an den Ureinwohnern des Landes Kanaan
befohlen, damit die se mit ihren Göttern Israel
nicht zum Abfall von seinem Gott verführen (D eu-
teronomium 2 0 , 1 6- 1 8) .

Erst im Exil hat I srael gelernt, seine Erwählung
neu zu verstehen, nicht mehr auf Ko sten der ande-
ren Völker, sondern als seine B erufung, seinen Gott
als den Gott der ganzen Völkerwelt und den Schöp-
fer des Himmels und der Erde zu b ezeugen . Im Exil
ist Israel zur Erkenntnis de s Monotheismu s durch-
gestoßen, dass sein Gott, der eine und einzige Gott,
auch der Gott der Völker und der ganzen Welt ist. Is-
rael ist in der Katastrophe des Exils nicht zu den
Göttern der Sieger üb ergelaufen, vielmehr hat e s
an seinem Gott festgehalten, den Zuständigkeitsb e-
reich seines Gottes ins Universale au sgeweitet und
die Götter der Siegermacht − die Ge stirne − zu
Schöpfungswerken seines Gottes degradiert (Ge-
nesis 1 , 1 4- 1 9) .

Im Exil hat I srael seine B erufung erfahren, zum
Segen und zum Licht der Völker zu werden (Gene-
sis 1 2 , 3 ; Je saj a 4 2 , 6 ; 49 , 6) . Gotte s Herrschaft der Ge-
rechtigkeit und de s Friedens erstreckt sich über al-
le Völker, ist universal und gegen niemanden ge-
richtet, darum notwendig gewaltfrei . Israel ver-
steht sich als der Gotte sknecht, der ohne Gewalt
und zum Leiden bereit die Tora, die Leb ens- und

Friedensordnung seine s Gotte s, bis an die Enden
der Erde zu bezeugen b ereit ist (Je saj a 4 2 , 1- 4 ;
49 , 1- 6) . Die Gemeinde der Heimgekehrten auf dem
Zion sieht sich als die Kontrastgesellschaft, die
nach Gottes Tora lebt, ihre Konflikte gewaltfrei
au strägt und ihre Schwerter zu Pflugscharen um-
schmiedet. Sie übt auf die umliegenden Völker − so
die Vision nach Je saj a 2 , 2-5 und Micha 4 , 1 -5 − eine
solche Faszination aus , dass diese zum Zion wall-
fahren, die Friedenstora der dortigen Gemeinde
lernen, den Krieg verlernen und ihre Schwerter
ebenfalls zu Pflugscharen umschmieden .

D er Gott de s Ersten Te staments hat eine bei-
spiello se Karriere durchlaufen vom Stammesgott,
der die Kriege der Stämme I sraels führt, üb er den
Gott des Staate s Israel, der D avid erwählt hat und
als Nationalgott den ewigen B e stand des israeliti-
schen Königtums garantiert auf Ko sten der ande-
ren Völker, bis hin zum universalen Gott aller Völ-
ker und Schöpfer der ganzen Welt, der I srael b eauf-
tragt, zum Segen und zum Licht der Völker zu wer-
den . Israel ist Gottes Weg zu den Völkern, die an
Gotte s Tora der Gerechtigkeit und de s Friedens
ohne Gewalt bis an die Enden der Erde teilhab en
sollen .

Jesus hat Gott eindeutig gemacht

An diese Vision knüpft Jesus mit seiner B otschaft
vom Reich Gottes an . Jesu Glaub ensb ekenntnis
sind die Seligpreisungen der B ergpredigt (Matthä-
u s 5 , 3- 1 0) : Die keine Gewalt gebrauchen, werden
die Erde b ewohnen und b ewohnb ar erhalten; die
nach Gerechtigkeit hungern, nach einem men-
schenwürdigen Leb en für alle , werden satt ; die in
der Ab sage an Gewalt Frieden machen, sind Gotte s
Söhne und Tö chter, weil sie Gott in seiner unb e-
dingten und universalen Lieb e auch zu seinen Fein-
den entsprechen (Matthäus 5 , 4 3- 4 8) . Sie alle hab en
teil an Gottes neuer Welt, die j etzt schon anbricht.

Je sus hat Gott eindeutig gemacht, die Ambiva-
lenz de s unendlich lieb enden und in seinem Zorn
vernichtenden Gottes üb erwunden . Für Jesus ist
Gott nicht der unnahb ar Heilige , der mit dem Sün-
der nicht zusammen leb en kann, sondern der Va-
ter, der mit dem Ko senamen des Kindes »Abb a« an-
geredet werden darf, der seinem zu den Schweinen
heruntergekommenen heimkehrenden Sohn
(nicht auf seine Heiligkeit und seine Würde b e-
dacht ! ) entgegen rennt, ihm wortlo s um den Hals
fällt und ein maßlo se s Fest ausrichtet (Lukas 1 5 ) .
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Für Jesus ist Gott der Vater, der das Nein der Men-
schen, seiner Söhne und Tö chter, zu ihm aushält
und der e s nie üb er das Herz brächte , wie ein Rich-
ter ein definitives To desurteil zu sprechen .

Auch Je sus weiß von Gotte s Zorn, ab er Gottes
Zorn ist nicht definitiv, nicht sein letzte s Wort, Got-
tes Zorn bleibt eine Ge stalt seiner Lieb e , die uns
Menschen zwar den Folgen unseres falschen Ver-
haltens und unserer Irrwege üb erlässt, uns die se
Folgen buchstäblich erleiden lässt in der bleib en-
den Hoffnung auf unsere Umkehr, dass wir uns der
Einladung zu seinem Reich und dem Tun B ergpre-
digt, der Gerechtigkeit und des gewaltlo sen Frie-
dens in der Nachfolge Jesu nicht verschließen .
Auch wenn Gott in seinem Zorn uns den Folgen un-
sere s Neins und unserer Abkehr von ihm üb erlässt,
hört er nach Je sus nicht auf, uns zu lieb en .

Man hat ihm, Je sus , seinen eindeutig lieb enden
Gott nicht geglaubt. Je sus wurde von den Verant-
wortlichen seine s Volke s an Pilatus ausgeliefert
und als römischer Staatsverbrecher gekreuzigt. Sei-
ne Kritik an der Tora, die er neu im Sinne eine s ge-
lingenden Leb ens für den Menschen auslegte (»D er
S abb at ist für den Menschen da, nicht der Mensch
für den S abb at« , Markus 2 , 2 7) , seine Vollmacht, im
Namen Gotte s am Sühnekult de s Tempels vorb ei
Sünden zu vergeb en, seine Staatskritik, wie sie in
der Zinsgro schenepiso de und seinem Einzug in Je-
ru salem zum Au sdruck kam, machten ihn untrag-
b ar. In der Konfrontation mit der Kaisersteuer
sprichtJesus dem Staat das Recht ab , üb er Gottes Ei-
gentum, den Menschen zu verfügen . D er Kaiser,
der Staat darf üb er Münzen und S achen verfügen,
denen er sein Bild aufprägen kann, nicht ab er über
den Menschen, den Gott nach seinem B ild ge schaf-
fen hat und der darum Gottes unantastb ares Eigen-
tum ist (Marku s 1 2 , 1 3- 1 7) . Mit seinem Einzug in Je-
ru salem inszenierte Je sus die Dramaturgie des ge-
waltfreien me ssianischen Friedenskönigs nach
S acharj a 9 , 9- 1 0 . D as konnte Pilatus kaum entgan-
gen sein .

Im grundlegenden Widerspruch zu Jesu B ot-
schaft und Verhalten ist Jesu To d als Sühneto d ge-
deutet worden, den Gott verfügt hat, damit er auf
Grund der Sündenstrafe , die sein sündlo ser Sohn
stellvertretend für die sündigen Menschen auf sich
genommen und erlitten hat, der sündigen Mensch-
heit vergeb en und ewige s Leb en gewähren kann .
Die Ungereimtheiten dieser D eutung können hier
nicht erörtert werden, nur die s sei angemerkt :
Wenn Je sus am Sühnekult de s Tempels vorb ei im
Namen Gottes Sünden vergeb en hat, kann sein To d
nicht als Sühneto d gedeutet werden . D er Vatergott
Je su ist nicht der unnahb ar Heilige und Richter, der
auf der tö dlichen S anktion von Sündenschuld , auf
tö dlicher Sühne um seiner Gerechtigkeit willen b e-
stehen muss . Nach Immanuel Kant ist eine Geld-
schuld üb ertragb ar, nicht ab er eine moralische
bzw. eine Sündenschuld . Eine derartige Üb ertra-
gung widerspricht der Personwürde des Täters .

Die Sühneto ddeutung ist allein an den Tätern ori-
entiert, nicht an den Opfern .

Hat Gott als Richter in der stellvertretenden
Hingab e Jesu die tö dliche Sühne verfügt, so trifft
das tö dliche Gericht Gottes alle diej enigen, die
nicht an Je su stellvertretenden Sühneto d glaub en .
D er eine Gewaltakt Gottes in dem Sühneto d Je su
zieht unendlich viele Gewaltakte Gotte s im Gericht
an den Nichtglaub enden nach sich . D amit soll das
Gericht Gottes nicht in Abrede gestellt werden,
aber Gotte s Gericht vernichtet nicht, e s bringt zu-
recht und befreit zum Leb en .

Hatte Jesu s in seiner B otschaft wie in seinem
Verhalten Gott als den unb edingt und unb egrenzt
lieb enden Vater eindeutig gemacht, so werden in
das Gotte sbild nach Jesu s wieder die Züge grausa-
mer und vernichtender Gewalt eingetragen (so b e-
sonders in der Vorstellung des Paulu s vom Zorn
Gottes als Voraussetzung seiner Theologie , Römer
1 , 1 8-3 , 2 0 , in den Gerichtsgleichnissen de s Matthä-
usevangeliums , Matthäus 1 8 ; 2 4-2 5 , wie in der Of-
fenb arung de s Johanne s) . Diese gewaltsamen Züge
in den Gottesbildern auch im Neuen bzw. Zweiten
Te stament hab en die Gewaltgeschichte de s Chris-
tentums entscheidend geprägt.

Die Bibel − eine Sammlung von Prozess-
akten im Streit um die Wahrheit Gottes

Die B ib el ist mitnichten eine Einheit und in ihrer
Ganzheit »Heilige Schrift« und »Wort Gotte s« . Die
Bib el ist ein vielstimmiger Chor, in dem einzelne
Personen und Trägergruppen in einem Zeitraum
von üb er eintausend Jahren auf hö chst sp annungs-
volle und widersprüchliche Weise ihr Gotte sb e-
wusstsein, ihre Erfahrungen mit Gott und ihre Vor-
stellungen von Gott b ezeugen, indem sie auf frühe-
re Zeugnisse B ezug nahmen, die sen antworteten,
sie interpretierten und aktualisierten, sie weiter-
führten und ihnen auch entschieden widerspra-
chen . Treffender no ch als das Bild vom Chor
scheint mir das B ild von einem Prozess zu sein, in
dem es wie in einem Gerichtsprozess um die Aufde-
ckung der Wahrheit geht, die Aufdeckung und die
Erkenntnis der Wahrheit Gotte s . In die sem Proze ss
kamen die verschiedensten Zeugen zu Wort, Zeu-
gen, die Gott für sich allein gegen andere in An-
spruch nahmen, Zeugen, die Gott als B efreiung er-
fuhren, als Partei ergreifend für die Armen und un-
ter Gewaltherrschaft Leidenden, als Gesetzgeb er,
der mit fanatischem Eifer üb er der Einhaltung sei-
ner Gesetze wacht und Übertretungen mit un-
b armherzigen S anktionen ahndet, der ein Volk er-
wählt und die sem seinem Volk die Nachb arvölker
aufopfert, Zeugen, die im Namen Gottes die Errich-
tung de s Staates Israel bej ahten, und Zeugen, die in
dem Staat Israel einen Abfall von Gott, j a den Sün-
denfall I sraels sahen, weil I srael wie die anderen
Völker sein wollte , Zeugen, die Gott p artikular
machten, weil er nur auf Israel b ezogen ist, und
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Zeugen, die Gotte s universale s Heil für I srael und
die Völker proklamierten, weil Gott der Schöpfer
des Himmels und der Erde ist und nicht der Ver-
nichtung preisgibt, was er geschaffen hat, Zeugen,
die Gottes unnahb are , kompromisslo se und stra-
fende Heiligkeit b etonten, und Zeugen, die Gotte s
väterliche unb edingte und unbegrenzte Güte zur
Sprache brachten und lebten .

Die B ibel eine S ammlung von Akten eine s Pro-
zesse s, in dem es um die Erkenntnis und die Wahr-
heit Gottes geht. B ei einigen Akten und Zeugenaus-
sagen kann man sogar so weit gehen und sagen,
dass sie Gott auf der Anklageb ank sehen, wenn un-
schuldig Leidende Gott ihr Leid ins Gesicht schrei-
en (einige Psalmen, Hiob) .

Falsche Zeugnisse wider Gott in der Bibel

Nicht alle Zeugenaussagen werden der Wahrheit
Gotte s gerecht, viele Zeugen verfehlen die Wahr-
heit Gotte s, reden falsches Zeugnis wider Gott, ver-
raten und lästern Gott, missbrauchen Gott für ihre
Intere ssen, für ihre Herrschaft üb er Menschen, ma-
chen Gott p artikular, indem sie ihn nur für sich
selb st in Anspruch nehmen und anderen ab spre-
chen und viele s andere mehr. In allen Aussagen der
Bibel üb er Gott o der als Gottesrede stilisiert Gotte s
Wort und Offenb arung sehen zu wollen, wie e s in
evangelikalen und fundamentalistischen Kreisen
geschieht, ist unverantwortlich und ab surd . Zu vie-
le Opfer hat ein derartige s Verständnis der Bib el ge-
fordert. Die Bib el muss auch mit den Augen ihrer
Opfer gele sen werden, mit den Augen der Opfer
falscher Zeugnisse wider Gott, mit den Augen der
Opfer biblisch legitimierter Gewalt.

In der S ammlung der biblischen Prozessakten,
die im Laufe des vierten Jahrhunderts von der Kir-
che abge schlo ssen wurde , ist kein definitiver Rich-
terspruch über die Wahrheit Gotte s zu finden . D er
Proze ss ist mit der Kanonbildung zwar formal ab-
geschlo ssen, ab er er geht weiter, weil die Frage
nach der Wahrheit Gottes offen bleibt. Wie kann
ich mich in die sem B erg der Proze ssakten − in der
Bibel − zurechtfinden? Drei Kriterien mö chte ich
nennen . ( 1 ) Verbindlich sind für meine Wahrneh-
mung der Bib el die Erfahrungen, die Israel in Ägyp-
ten, in vorstaatlicher Zeit und im Exil gemacht hat,
als es lernte , Gott als befreiende und herrschafts-
kritische M acht zu verstehen, die Gerechtigkeit
schafft und das Heil als gewaltfreien Schalom für al-
le Menschen und Völker will . (2 ) M aßgeb end ist für
mich das Gotte sbild Jesu , der sich mit seinem Le-
ben bis zu seinem gewaltsamen Sterb en für Gotte s
universale , ungeteilte , unb edingte gütige Vater-
schaft verbürgt hat. (3 ) Hinter die europ äische Auf-
klärung, die den Menschen im Namen der Vernunft
für mündig erklärt, kann ich nicht zurück. D as Kor-
rektiv der Vernunft lässt mich die historischen, kul-
turellen und sozialen B edingtheiten auch der bibli-
schen Üb erlieferungen erkennen, fordert die Uni-

versalität der Menschenrechte ein und weist die Re-
ligionen in die Schranken .

D as Doppelgesicht
der monotheistischen Religionen

Die drei großen monotheistischen Religionen Ju-
dentum, Christentum und Islam sind doppelge-
sichtig, sie b ergen in sich ein erschreckende s Ge-
waltpotenzial und zugleich ein b efreiende s Frie-
denspotenzial . Sie vertreten vielfach einen trium-
phalistischen, totalitären und exklusiven Wahr-
heitsanspruch. Sie b ehaupten, allein im B e sitz der
Wahrheit zu sein, und hab en ihren Wahrheitsan-
spruch in ihrer Geschichte auf vielfache Weise mit
Intoleranz, Friedlo sigkeit und Gewalt verbunden
und durchgesetzt.

Die alleinige und ausschließliche Verehrung ei-
nes Gottes führt zur Unterscheidung des einen
wahren Gotte s und der vielen falschen Götter. Die
Negierung und B ekämpfung der falschen Götter
und ihrer Anhänger ist schon in den biblischen
Üb erlieferungen und ihrer Wirkungsgeschichte
im Christentum mit viel Gewalt und Blutvergießen
verbunden . Insofern scheinen diej enigen Recht zu
hab en, die sagen, monotheistische Religionen sei-
en per definitionem Religionen der Gewalt.

E s ist ein Gott, ab er der Gottesbilder sind viele .
D as Gewaltpotenzial der monotheistischen Reli-
gionen b e steht nun in dem grundlegenden Fehler,
dass die Anhänger des einen Gotte s ihr Gotte sbild
mit Gott identifizieren, nicht zwischen ihrem Got-
te sb ewusstsein, ihrer Vorstellung von Gott und
dem Sein, der Wirklichkeit Gottes unterscheiden
und demj enigen, der ein andere s Bild von Gott hat,
eine s falschen Glaub ens o der gar des Unglaub ens
b ezichtigen . Israel hat nach vielen seiner Üb erliefe-
rungen die »fremden« Götter der anderen Völker
bis aufs Blut b ekämpft und sich keine Rechenschaft
darüb er gegeb en, wie viel e s den Gottesvorstellun-
gen der anderen Völker im Prozess seiner eigenen
Glaub ensge schichte verdankt und welche Elemen-
te dieser Gotte svorstellungen e s seinem Gottes-
glauben integriert hat. Nicht anders ist auch das
Christentum in seiner Geschichte nach der kon-
stantinischen Wende verfahren . Nachdem die Leh-
re des Christentums definiert war, waren auch die
Gegner und Feinde des christlichen Glaub ens aus-
gemacht, die Ungläubigen, die Häretiker und Ket-
zer, die Juden und Heiden, die man dann in der irri-
gen Auffassung, Gott die Ehre zu geb en, auf Leb en
und To d verfolgen konnte .

D amit die monotheistische Religion des Chris-
tentums ihre s Friedenspotenzials innewerden
kann, ist e s unabdingb ar notwendig, dass zwischen
Gotte sbild , Gotte svorstellung, der Lehre von Gott
und dem Sein, der Wirklichkeit Gotte s unterschie-
den wird . In der Christentumsgeschichte wurde
faktisch vom vierten Jahrhundert an die Lehre von
Gott (der Dreieinigkeit Gotte s und der Vergottung
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Je su Christi und seiner zwei Naturen, wahrer Gott
und wahrer Mensch) mit Gott gleichge setzt, was
für alle Abweichler von der rechten und reinen
Lehre blutige Folgen hatte . Die Lehre von Gott ist
menschliche Antwort auf Erfahrungen Gottes , im-
mer vielfach b edingt und gebro chen durch unsere
j eweiligen D enkvoraussetzungen, durch unseren
kulturellen und sozialen Referenzrahmen und
Kontext, auch durch unsere persönliche Biogra-
phie , immer nur auf dem Weg zur Wahrheit Gotte s,
nie mit der Wahrheit Gottes identisch . Wollen die
monotheistischen Religionen ihr Friedenspotenzi-
al erkennen und au sschöpfen, so ist die Unzuläng-
lichkeit und B egrenztheit j eder Lehre von Gott zur
Geltung zu bringen und in der Praxis zu bewahr-
heiten .

E s hat den christlichen Glaub en in der lutheri-
schen Ausprägung b eschädigt, dass Luther in sei-
nem Katechismu s das Bilderverb ot »Du sollst dir
kein Bild von Gott machen« (Exo dus 2 0 , 4- 6) ersatz-
lo s gestrichen hat. Wir können nur in Bildern von
Gott reden, und auch Je sus hat, wenn er von Gott
erzählte , Bildgeschichten erzählt, aber die B ilder,
die wir für Gott gebrauchen, mü ssen offen sein, sie
dürfen keinen b egrenzten Rahmen hab en . Die Leh-
re definiert Gott, und weil sie Gott definiert, ver-
fehlt sie Gott und grenzt die Menschen aus , die sich
die »D efinition« Gottes nicht zu eigen machen . Je-
su s hat Gott als unb edingte und unb egrenzte Vater-
güte ausgelegt und er hat Menschen zum Glaub en
an diesen Gott eingeladen . D er Vater im Gleichnis
stellt seinem älteren Sohn kein Ultimatum, sondern
er wirbt um ihn und redet freundlich auf ihn ein,
am Fest teilzunehmen (Lukas 1 5 ) . E s ist unvorstell-
b ar, dass der Vater von einem b estimmten Zeit-
punkt an die Tür zu schlägt. Von der zuge schlage-
nen Tür erzählen erst die Gleichnisse nach Jesus
(z . B . Matthäu s 2 5 , 1 - 1 3 ) . Ist Gott unb edingte und
unb egrenzte vorb ehaltlo se Lieb e , so gilt seine Lie-
b e unterschiedslo s allen Menschen, nicht nur de-
nen, die an ihn glauben, sondern auch denen, die
nicht an ihn glaub en können, die anders glaub en
und lehren . Gott ist der Schöpfer und Vater aller
Menschen, nicht nur derer, die an ihn glaub en . Wo
Gottes Vaterschaft anderen Menschen abgespro-
chen wird , wird Gott verfehlt und verraten . Luther
konnte den Soldaten empfehlen, vor der Schlacht
no ch ein Vaterunser zu b eten und dann dreinzu-
schlagen (Kriegsleuteschrift) , welche Perversität
Erasmus von Rotterdam zutiefst empört hat (Klage
de s Friedens) .

Gott ist der Vater aller Menschen

Gott ist der Vater aller Menschen, die ihn auf sehr
unterschiedliche Weise wahrnehmen, an ihn glau-
b en, ihn verehren und ihm im Kult und im Alltag
dienen . E s wäre ab surd , anzunehmen, dass er nur
diej enigen als seine Kinder anerkennt, die an ihn
im Sinne einer b e stimmten Religion glaub en .

Schon in einer Familie , in einem Ge schwisterkreis
nimmt j edes Kind seine Eltern auf eigenständige
und unvertretb are Weise wahr; kein erwachsene s
Kind kann seine Wahrnehmung für die allein rich-
tige halten und seinen Ge schwistern das Recht ih-
rer Wahrnehmung ab sprechen . Auch das Christen-
tum mu ss lernen, dass nicht es allein Gott in rechter
Weise wahrnimmt, dass auch die Geschwister der
anderen Religionen Gotteserkenntnis hab en, dass
sich die Wahrheit Gotte s wie das Licht in vielen Re-
ligionen bricht, dass keine Religion für sich das
Ganze der Wahrheit Gotte s reklamieren kann .

Alle Religionen sind auf dem Weg zu Gott. Keine
Religion ist schon am Ziel der Wahrheit Gotte s . Wo
die Anhänger der verschiedenen Religionen sich
gegenseitig Teilhabe an der Wahrheit und der Er-
kenntnis Gottes zugestehen können, wo sie im B e-
wusstsein der Vaterschaft Gottes über alle Men-
schen sich als Ge schwister gegenseitig annehmen,
werden sie ihre eigene Gotteserkenntnis nicht
mehr mit einem triumphalistischen und totalitären
Wahrheitsanspruch exklusiv vertreten . Erst wenn
wir als Anhänger der drei monotheistischen Reli-
gionen so zu »theologischer Abrüstung« b ereit
sind , werden wir dem Friedenspotenzial unserer
Religionen gemäß leb en und zum Dialog, zu einem
gedeihlichen Miteinander und Frieden fähig wer-
den .

Die universale Lieb e Gottes verbindet unter-
schiedslo s alle Menschen . Christen berufen sich
auf Jesu s, weil ihnen an Jesu s Gott aufgeht als der
unb edingt und unb egrenzt lieb ende Vater, weil Je-
su s sich mit seinem Leb en bis zu seinem Sterben für
diese Wahrheit Gotte s verbürgt hat. Diesen Gott ha-
b en Christen und Christinnen in der Nachfolge Je-
su kraft seine s Geistes zu b ezeugen und ihm ent-
sprechend zu leb en . Die universale Lieb e Gotte s
verbindet unterschiedslo s alle Menschen, die Leh-
re von Gott trennt und grenzt au s, macht aus den
Menschen Gottes Anhänger und seine Feinde . Ge-
gen die Feinde Gotte s ist dann der Gebrauch von
Gewalt frei gegeb en . D arum ist »theologische Ab-
rü stung« im Blick auf die Lehre das Gebot des Frie-
dens , das das Friedenspotenzial de s Christentums
als einer monotheistischen Religion frei setzt.

Eine Gott verharmlosende Karikatur?

Man hat immer wieder eingewendet und sich darin
auf die Bib el berufen, die Rede vom unb edingt und
unb egrenzt lieb enden Gott sei eine Gott verharm-
lo sende und verniedlichende Karikatur. Unver-
zichtb ar für das Reden von Gott sei seine Heiligkeit
und seine Gerechtigkeit, die den Sünder, den Üb er-
treter seiner Tora zur Rechenschaft zieht und b e-
straft. D azu ist zu sagen : ( 1 ) D er »heilige Gott« , der
die B efolgung seiner Tora unab dingb ar einfordert
und vor allem Unreinen (das er j a selb st ge schaffen
hat ! ) einen abgrundtiefen Ab scheu hat, nach de s-
sen Urteil alle , die seiner ethischen und seiner kulti-
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schen Tora nicht entsprechen, ihr Leb en verwirkt
hab en, das nur durch die stellvertretende Sühne
seine s sündlo sen Sohne s gerettet werden kann, ist
eine Erfindung von Menschen . D er gütige Vater-
gott Jesu ist nicht der unnahb ar Heilige , der mit
dem Sünder und Unreinen nicht zu sammen leben
kann . (2 ) D er Mytho s vom Sündenfall und die Leh-
re von der Erb sünde , wonach der Mensch auf
Grund seiner Sünde dem Tod verfallen sei, sind ein
theologische s Konstrukt, das weder dem Gottes-
bild Jesu no ch der Realität des Menschen standhält.
Auch wenn wir heute wissen, dass wir den so ge-
nannten Sündenfall nach Gene sis 3 nicht historisie-
ren, in ihm also kein historisches Ereignis sehen
dürfen, so als habe es in der Ge schichte des Men-
schen einmal eine Zeit »vor dem Fall« gegeb en, so
hab en wir au s die sem Wissen no ch nicht die not-
wendige Konsequenz gezogen, dass Gott den Men-
schen »als Sünder« geschaffen hat, auf vielfältige
Weise b egrenzt, mit der Erblast von Selb stbehaup-
tung, Aggression und Gewalt, als ein Zwischener-
gebnis der Evolution (nach Eugen Drewermann
sind wir das missing link zwischen dem Affen und
dem wahrhaft humanen Menschen) . (3 ) D er To d ist
nicht die Folge der Sünde , vielmehr hat Gott den
Menschen von Anfang an b egrenzt und sterblich
geschaffen . (4) Die Sünde hat erst durch Paulu s
(und in seiner Nachfolge durch Augustin und Lu-
ther) das zentrale Gewicht in der Theologie b e-
kommen . Die Üb erlieferungen von Je sus reden nur
am Rande von der Sünde ; zentral in der Verkündi-
gung Jesu waren die leidenden Menschen; Jesu s
hat die Menschen nicht auf ihre Sünde hin angese-
hen, sondern auf das hin, was sie leiden und was sie
hoffen . (5 ) D er unbedingt und unbegrenzt lieb en-
de Gott Jesu ist alles andere als harmlo s und nied-
lich. Er mutet denen, die ihm, Jesu s, seinen Gott
glauben, das Tun der B ergpredigt im Verzicht auf

Vergeltung, in radikaler Gewaltfreiheit wie in der
Liebe zu den Feinden zu . (6) Gott setzt seine Leb en
schaffende Gerechtigkeit nicht mit »heiliger« , aus-
grenzender und vernichtender Gewalt durch . Sei-
ne Heiligkeit ist die Macht seiner grundlo sen und
unb edingten Liebe , die das Herz von Menschen er-
reicht, das B ö se überwindet und Versöhnung stif-
tet.

Die Bib el in der sp annungsreichen und wider-
sprüchlichen Pluralität ihrer Üb erlieferungen tra-
diert auch falsche Gotte sbilder, uns zur Warnung,
wie wir von Gott nicht denken und reden dürfen .
Kein biblisches Bild von Gott darf mit Gott gleich-
gesetzt werden . Keine biblische Üb erlieferung re-
präsentiert die ganze Wahrheit Gottes . D er Pluralis-
mus der biblischen Üb erlieferungen ist eine Auf-
forderung zum Dialog wider j eden totalitären
Wahrheitsanspruch . Die biblische Gotteserkennt-
nis ist in dem Proze ss , in dem e s um die Wahrheit
Gotte s geht, eine Gotte serkenntnis auf dem Weg .
Hinter die Bürgschaft Je su für Gotte s unb edingte
und unb egrenzte , universale und darum gewalt-
freie Lieb e können wir nicht zurück. Je sus hat Gott
eindeutig gemacht. In der Perspektive Jesu können
wir die Bib el nur kritisch le sen und das heißt: Wir
müssen Ab schied nehmen von allen biblischen Tra-
ditionen, die Gott p artikular machen, die Gott nur
für eine b estimmte Menschengruppe gegen ande-
re in Anspruch nehmen, die b eanspruchen, üb er
die ab solute Wahrheit Gottes zu verfügen, die mit
Gott menschliche Herrschaftsintere ssen zu legiti-
mieren versuchen, die Gott und Gewalt zusammen
denken . D er universalen Vaterschaft und Vatergüte
Gotte s entspricht die Geschwisterlichkeit aller
Menschen in der Ab sage an j ede Form von Gewalt.

Dr. Jochen Vollmer ist Ruhestandspfarrer und Mit-
glied des Versöhn ungsbundes.

Der Bund für Sozi al e Vertei di gung e. V. s uc ht ab de m 1. Januar 2 0 0 9

ei ne Gesc häftsführeri n / ei ne n Gesc häftsführer
mit de m Sc h werpunkt „ ge waltfrei es Ei ngreife n i nternati onal“

We nn du. . .
. . . aus ge wi ese ne Fähi gkeite n i m Verei ns manage me nt mitbri ngst
. . . aufgesc hl osse n und ko mmuni kati v bi st
. . . gerne i m Te a m arbeitest
. . . unsere pazifi sti sc he Zi el setz ung teil st
. . . organi s ati ons- und politi kerfahre n bi st
. . . De utsc h und Engli sc h i n Wort und Sc hrift fli eße nd be herrsc hst
. . . erfol grei c h i mi nternati onal e n Rah me n Proj e kte e nt wi c kel st

und betre ust oder Erfahrung mit der Be antragung
von Proj e kt mittel n hast

würde n wir di c h gerne ke nne n l erne n.

Der Bund für Sozi al e Vertei di gung i st ei n bundes weit täti ger
Fac hverband für ge waltfrei e Konfli ktbe arbeitung.
Wir bi ete n ei ne Besc häfti gung i m Umfang ei ner hal be n Stell e,

al s Elternzeitvertretung z unäc hst befri stet auf ei n Jahr,
mit der Opti on auf Entfri stung. Arbeits ort i st das BSV- Büro

i n Mi nde n. Wi e i n Organi s ati one n der Fri e de nsbe wegung übli c h,
wi rd di e Bereitsc haft z u Rei setäti gkeit und Woc he ne ndter mi ne n

vorausgesetzt.

Be werbunge n erbitte n wir bi s z u m 1 5. 11. 2 008 unter Bund für Sozi al e Vertei di gung,
z. Hd. Kathri n Vogl er, Sc h warzer We g 8, 32 42 3 Mi nde n − oder el e ktronisc h unter offi ce @sozi al e- vertei di gung. de
Tel efoni sc he Aus kunft erteilt Kathri n Vogl er unter 02 5 72- 809 2 3 66 oder 05 71- 2 94 56
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er in der alten Bunde srepublik vor 4 0 o der
5 0 Jahren den Kriegsdienst verweigern

wollte , musste eine oft inquisitorisch verlaufende
Gewissensprüfung üb er sich ergehen lassen . Viele
Antragssteller wurden abgelehnt, mussten bis zum
Verwaltungsgericht gehen, um anerkannt zu wer-
den . Kriegsdienstverweigerer wurden vielerorts
mit Misstrauen behandelt, galten als »Drückeb er-
ger« .

Wer in der DDR den Dienst mit der Waffe ver-
weigerte und als B au soldat diente , b ekam in der Re-
gel keinen Studienplatz . Nur der Umweg über eine
b etriebliche Ausbildung und die D elegation zum
Studium durch den B etrieb stand den B etreffen-
den mit viel Glück noch offen .

Wer unter diesen B edingungen den Kriegs-
dienst verweigerte , hatte sich notgedrungen mit
seiner Motivation gründlich auseinanderge setzt.
Die Frage nach dem Gewissen und der Verantwor-
tung des Einzelnen, die Frage nach Alternativen
zum Wettrüsten des Kalten Krieges spielte hierfür
eine große Rolle . Oft waren nicht nur die B etreffen-
den, sondern ihre ganze Umgebung (Familie , Klas-
senkameraden, Freundeskreis) in die − in vielen
Fällen kontroverse − D eb atte eingebunden .

Ab Ende der 1 9 60er Jahre nahm vor allem in der
alten Bundesrepublik die Zahl der Kriegsdienstver-
weigerer stark zu . Aus den Drückeb ergern wurden
die unentb ehrlichen Zivis . Kirchliche B eistände
und ihre Organisationen haben die se Entwicklung
b egleitet und aktiv gefördert. B ereits 1 9 5 6 wurde
die EAK gegründet, 1 9 68 die AGDF als D achver-
b and von Organisationen, die sich für freiwillige
Friedensdienste engagieren .

Die Friedensb ewegung der frühen 1 9 8 0er Jah-
re , in der sich viele Kriegsdienstverweigerer enga-
gierten, wäre im Westen ohne die christlichen Frie-
densorganisationen wohl kaum zur Massenbewe-
gung geworden . Im O sten war die Kirche der einzi-
ge Ort, an dem Friedensengagement möglich war
(nicht umsonst wurde dort das biblische Motto
»Schwerter zu Pflugscharen« verwendet) .

Die Situation im wiedervereinigten D eutsch-
land stellt sich inzwischen etwas anders dar: B ei
der Musterung kann e s p assieren, dass ein freundli-
cher Kontaktsoldat fragt, ob man den Kriegsdienst
verweigern will, und anbietet, b ei der formal kor-
rekten Antragsstellung zu helfen . Eine B egrün-
dung lässt sich aus dem Internet herunterladen
(wobei wie in der Schule direkte s Ab schreib en

nicht erlaubt ist) , ob sie geeignet gewesen ist, stellt
sich sp äte stens auf Nachfrage de s Bunde samts für
den Zivildienst heraus . Ein p assender Zivildienst-
platz o der eine Stelle b ei einem anerkannten Trä-
ger von Freiwilligendiensten lässt sich eb enfalls im
Netz finden − die weiteren Formalia werden zuneh-
mend zur Routine . Viele Fragen bleiben denno ch .

Die Diskussion um die Ab schaffung der Wehr-
pflicht wird oft mit der D eb atte um Freiwilligen-
dienste verknüpft. Sie stellen für Kriegsdienstver-
weigerer zunehmend eine Alternative zum Zivil-
dienst dar (als FSJ , FÖJ o der »Anderer Dienst im
Ausland« , seit 2 0 0 8 auch als entwicklungspoliti-
scher Freiwilligendienst) . Freiwilligendienste sind
aber nicht automatisch Friedensdienste , und sie
fördern auch nicht per se die Auseinandersetzung
üb er Fragen von Krieg und Frieden o der üb er Ge-
wissensentscheidungen . Diese geraten also zuneh-
mend aus dem Blick, trotz o der wegen des kontinu-
ierlichen Ausb aus (an dem die Kirchen b eteiligt
sind) .

Die Kirchen müssen ange sichts erheblichen
Mitgliederschwunds und damit sinkender Kir-
chensteuereinnahmen sp aren . Was liegt näher, als
in einem B ereich zu kürzen, in dem scheinb ar kein
großer Handlungsb edarf mehr b esteht? Also wur-
de b eschlo ssen, b ei der AGDF geringfügig, b ei der
EAK dramatisch zu kürzen und deren Geschäfts-
stellen zu sammenzulegen . E s bleibt abzuwarten,
ob in naher Zukunft auch die Seelsorge in der Bun-
de swehr und der Evangelische Entwicklungs-
dienst/Brot für die Welt zusammengelegt werden .
D er gemeinsame Standort B erlin ist b ereits jüngst
vollzogen bzw. be schlo ssene S ache .

Nur seltsam : Die Bunde swehr ist zur »Armee im
Einsatz« geworden (das Wort »Krieg« wird in der öf-
fentlichen Diskussion meist sorgfältig vermieden) ,
und keiner außer ein p aar versprengten PazifistIn-
nen regt sich darüb er auf. Die , die verletzt an Kör-
per o der Seele aus B o snien, dem Ko sovo o der Af-
ghanistan zurückkehren, sind kein Thema. Sie wa-
ren j a »freiwillig« dort. Die Abgeordneten, die sie
dorthin schicken, verweisen im Zweifelsfall eb en-
falls auf die Freiwilligkeit. Wenn einzelne SoldatIn-
nen wie Florian Pfaff o der Christiane Ernst-Zettl
sich auf ihr Gewissen b erufen, wird das innerhalb
der Bunde swehr und von den führenden Vertre-
tern der Regierungsp arteien zwar wahrgenom-
men, ab er kleingeredet o der totge schwiegen .

Ute Finckh, Jan Gildemeister, Günter Knebel

Kirche, Wehrpflicht, KDV und Gewis-
sensbildung − ». . . es stellen sich Fragen«
Einladung zur Diskussion
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In die ser Situation stellen sich etliche Fragen :
� Welche Rolle spielte die Wehrpflicht in den letz-

ten 5 0 Jahren für die Gewissensbildung und Ent-
scheidungsfindung junger Menschen, welche
spielt sie heute ?

� Machen die Erwartung bzw. die Tatsache , dass
die Wehrpflicht mittelfristig wegfällt bzw. b e-
reits j etzt ihren Charakter geändert hat, es ver-
tretb ar, dass die b eiden (no ch großen) Kirchen
ihre friedensethische Informationsarb eit zur
Gewissensbildung junger Menschen zurückfah-
ren o der gar ganz einstellen? (Die katholische
Schwesterorganisation der EAK, die KAK, wur-
de 1 9 9 5 aufgelö st; im Unterschied zur EAK hatte
sie allerdings keine Funktion als Bundeszentrale
zur Ko ordination und B ezu schussung der ka-
tholischen KDV/ZDL-Seelsorge) .

� Wie stellen sich die Kirchen dazu , dass die Nach-
wuchswerbung der Bunde swehr zunehmend
üb er die Agenturen für Arb eit erfolgt, was wol-
len sie den falschen Werb ebildern der Jugendof-
fiziere in den Schulen entgegenstellen, wenn
der Religionsunterricht immer weniger Schüle-
rInnen erreicht?

F or u m Pazi fi s mus

F or u m Pazi fi s mus

� Inwieweit hat die Auseinandersetzung mit der
Wehrpflicht in den letzten Jahrzehnten dazu
b eigetragen, dass Männer (und in der Disku ssi-
on mit ihnen auch Frauen) sich mit Alternativen
zum Militär auseinandergesetzt hab en und frie-
denspolitisch aktiv wurden? Wie wird die se au s
unserer Sicht entscheidende Au seinanderset-
zung von kirchlicher Seite unterstützt, wenn die
Wehrpflicht die B eschäftigung mit diesem The-
ma nicht mehr o der nur no ch weniger intensiv
erzwingt?

Wir laden dazu ein, diese Fragen und viele andere
mehr im nächsten Heft vonF or u m Pazi fi s mus zu
diskutieren .

Ute Finckh ist Vorsitzende des Bundes für Soziale
Verteidigung (BSV) und F or u m Pazi fi s mus -Re-
dakteurin; Ja n Gildemeister ist Geschäftsführer
der Aktio nsgemeinschaft Dienst für den Frieden
(AGDF); Gün ter Knebel ist Geschäftsführer der
Evang. A rbeitsgemeinschaft zur Betreuung der
Kriegsdienstverweigerer (EAK).
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Evangelische A rbeitsge-
meinschaft zur Betreu ung
der Kriegsdienstverweigerer
(EAK): Informa tio nsma teri-
alfürMultplika tor/innen zu

Kriegsdienstverweigerung,
Zivildienst und Freiwilligen-

diensten. 2008, CD-ROM, Einzelexemplare kosten-
los, ab 3 Exemplare 2 Euro pro Stück, zzgl. Ver-
sandkosten. Der gesam t CD-Inhalt ist über die In-
ternetseite der EAK do wnloadbar un ter:
www. eak-o nline. de/fix/files/600/docs/info ma te-

rial_m ultiplika toren/index. h tml

Aktio nsgemeinschaft Dienst
für den Frieden (AGDF,
Hrsg.): Gewaltfrei streiten

für einen gerech ten Frieden.
Plädoyerfür zivile Ko nflikt-
transforma tio n. Oberursel
2008, 320 Seiten, 15. 80 Euro.
Nicht nur vom Frieden träu-
men und reden, sondern ak-
tiv für ihn arbeiten . Zahlrei-

che B eispiele des friedlichen Umgangs mit Konflik-
ten in D eutschland , Europ a und der Welt veran-
schaulichen den aktuellen Stand in der Praxis ge-
waltfreier Methoden der Konflikttransformation
und der Friedensforschung. Sie zeigen, was heute
möglich ist − wenn es denn gewollt wird .

DFG- VK Kiel: Bundeswehr
abschaffen! Alterna tiven
zum Militär. Kiel 2008, 68
Seiten, kostenlos.
Die DFG-VK-Gruppe Kiel hat
auf 68 Seiten im A5-Format
komp akte Informationen
vorgelegt. In verständlicher
Sprache werden alle relevan-

ten B ereiche wie »Von einer Verteidigungs- zur An-
griffsarmee« , »Konversion − Schritte zur Abrüs-
tung« , »Alternativen zum Militär« etc . darge stellt.
Die Bro schüre wird ko stenlo s abgegeb en und ist
erhältlich b ei : DFG-VK Kiel, Exerzierplatz 1 9 ,
2 4 1 0 3 KielCo nnectio n e. V. , DFG- VK-Bil-

dungswerk Hessen e. V. : Bei-
träge und Aktio nen gegen
Rekrutierung. 2008, 20 Sei-
ten, 2. 50 Euro (zzgl. Versa nd-
kosten)

Inhalt : Gernot Lennert : Bun-
de swehrwerbung mit Spek-
takel skandalisieren ! ; Frank
Brendle : Rekrutierungsstra-

tegien der Bunde swehr; Christian Axnick: Jugend ,
Bildung, Bunde swehr; Rüdiger Bröhling: Zum Zu-
sammenhang von Rüstung und Sozialabb au ; Aria-
ne D ettloff: Bunde swehr? Weggetreten ! ; Seb atsian
U. Kalicha: Antirekrutierungsarb eit in Israel; Ai-
mee Allison : Counter Recruitment in den USA. Er-
hältlich ist die Bro schüre b ei Connection e .V. , Ger-
berstraße 5 , 6 3 0 65 Offenb ach und der DFG-VK-B il-
dungswerk He ssen, Mühlgasse 1 3 , 604 8 6 Frankfurt

Materialhinweise
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n der juristischen aber auch in der politi-
schen Disku ssion wird die Frage , ob die

Kriegsdienstpflicht »allgemein« o der »willkürlich«
umgesetzt wird , unter dem B egriff der Wehrge-
rechtigkeit geführt. Die begriffliche Verbindung
von Gerechtigkeit und Wehrpflicht erscheint aller-
dings nur in einem juristischen Kontext zulässig.
D aneb en kann es eine »Wehrgerechtigkeit« grund-
sätzlich nicht geben : Ein Zwangsdienst zur Vorb e-
reitung und zum Führen von Kriegen kann niemals
gerecht sein . Ob die staatliche Aushebung zu ei-
nem Zwangsdienst ab er » allgemein« o der willkür-
lich erfolgt, dies ist durchaus zu b ewerten .

Die Wehrpflicht greift in vielfacher Weise in die
Persönlichkeitsrechte der B etroffenen, zum Teil
massiv und Grundrechte aufheb end , ein .

1 )

D eshalb
ist e s kein Kavaliersdelikt, wenn der Rechtsstaat,
der diese Kriegsdienstpflicht unter Androhung
von Freiheitsstrafen einfordert, gegen das grund-
ge setzliche Willkürverb ot verstößt.

2 )

Seit Mitte März 2 0 0 8 liegt eine Antwort der Bun-
de sregierung auf eine p arlamentarische Anfrage
de s Abgeordneten Paul Schäfer und der Linksfrak-
tion zur Umsetzung der Wehrpflicht im vergange-
nen Jahr vor.

3 )

Eine Au swertung − die hier vorge-
stellt wird − ergibt, dass sich die »allgemeine Wehr-
pflicht« längst zu einer Willkür-Wehrpflicht entwi-
ckelt hat.

Rechtliche Voraussetzungen

Die einfachgesetzliche Regelung der Kriegsdienst-
pflicht b estimmt : »Wehrpflichtig sind alle Männer
vom vollendeten 1 8 . Lebensj ahr an« .

4)

D as Bunde s-
verfassungsgericht stellte in einer Entscheidung
1 978 fest : »Die allgemeine Wehrpflicht ist Au s-
druck des allgemeinen Gleichheitsgedankens . Ihre
Durchführung steht unter der Herrschaft des Arti-
kels 3 Ab satz 1 Grundge setz . « Und weiter führte es
aus : D em »Verfassungsgebot der staatsbürgerli-
chen Pflichtengleichheit in Gestalt der Wehrge-

rechtigkeit wird nicht schon dadurch genügt, dass
die Wehrpflichtigen entweder zum Wehrdienst
o der zum Ersatzdienst herangezogen werden . D as
Grundge setz verlangt vielmehr, dass der Wehr-
pflichtige grundsätzlich Wehrdienst leistet. . . «

5 )

Die »Wehrgerechtigkeit« , so das Bundesverwal-
tungsgericht 2 0 0 5 , sei »nur gewährleistet, wenn
die Zahl derj enigen, die tatsächlich Wehrdienst
leisten, der Zahl derj enigen, die nach Maßgab e der
B estimmungen de s Wehrpflichtge setzes für den
Wehrdienst zur Verfügung stehen, zuminde st nahe
kommt. Die verfügb aren Wehrpflichtigen eine s Al-
tersj ahrgangs müssen daher, von einem administ-
rativ unvermeidb aren >Au sschöpfungsrest < abge se-
hen, bis zum Erreichen der Altersgrenze ( § 5 Ab s . 1
WPflG) ihren Grundwehrdienst ab solviert ha-
b en . «

6)

Die gegenwärtige Bundesregierung macht sich
diese juristische D efinition von »Wehrgerechtig-
keit« zu eigen : »M aßstab . . . ist dab ei nicht die gesam-
te Jahrgangsstärke , sondern nur der Teil, der nach
dem Willen des Gesetzgeb ers für eine Heranzie-
hung zum Grundwehrdienst zur Verfügung
steht. «

7)

Die politisch Verantwortlichen für den
Zwangsdienst verweisen öffentlich, unter Grund-
lage des ob en genannten Maßstab es , auf »eine Ein-
b erufungsgerechtigkeit von nahezu 8 0 Prozent«

8)

o der sogar darauf, dass »üb er 8 0 Prozent der Taugli-
chen auch einb erufen (wurden) . «

9)

Wie wir im wei-
teren sehen werden, ist diese Quote tatsächlich
aber deutlich niedriger, und die s, obwohl der Kreis
der potenziell für den Militärdienst Verfügb aren
erheblich verkleinert wurde .

Entwicklung der Personalstruktur

D er uniformierte Personalkörper der Streitkräfte
wird auf Grundlage von »Personalstrukturmodel-
len« (PSM) geplant. Seit 1 9 9 0 , j eweils mit Personal-
reduzierungen verbunden, wurden vier Mo delle
erlassen . Zwischen dem Zeitpunkt des Erlasses ei-
nes PSM und der Re alisierung der darin fe stgeleg-
ten Soll-Größen liegt ein Zeitraum von mehreren
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Ralf Siemens

Wehrpflicht − die große Lotterie
Zahlen und Fakten zur Willkürpraxis

F or u m Pazi fi s mus

1 ) Au sführlich dazu : Wehrpflicht : D er deutsche S onderweg, Ralf Sie-
mens . Po sitionenp apier 3 der Arb eitsstelle Frieden und Abrüs-
tung . www. asfrab . de/media/pdf/asfrab_p o sitionen0 3 . pdf; veröf-
fentlicht auch inF or u m Pazi fi s mus 1 2 , 2 4 f.

2 ) Grundge setz Artikel 3 , Ab satz 1 lautet : »Alle Menschen sind vor
dem Ge setz gleich . « D ass von der Kriegsdienstpflicht Frauen aus-
genommen sind , steht im Widerspruch zum Ab satz 2 , wonach
»M änner und Frauen gleichb erechtigt sind« und der Staat » auf die
B eseitigung b e stehender Nachteile« hinwirken muss .

3) D eutscher Bunde stag, Drucksache 1 6/8 6 37 vom 1 7. 3 . 2 0 0 8 .

4) So der Wortlaut § 1 de s Wehrpflichtgesetze s unter der Üb er-
schrift »Allgemeine Wehrpflicht« . Wehrpflichtge setz in der Fas-
sung der B ekanntmachung vom 3 0 . M ai 2 0 0 5 (B GBl . I S . 14 6 5 ) , zu-
letzt ge ändert durch Ge setz vom 3 1 . 07. 2 0 0 8 (B GBl . I . S . 1 62 9) .

5 ) Bunde sverfassungsgericht, Urteil vom 1 3 . 0 4 . 1 978 , Aktenzeichen :
2 BvF 1 /7 7 u . a. , Leitsätze 2 und 6 .

6) Bunde sverwaltungsgericht, Urteil vom 1 9 . 0 1 . 2 0 0 5 , Aktenzeichen
6 C 9 . 0 4 I , Randnummer 4 4 .

7) D eutscher Bundestag, Drucksache 1 6/8 6 37 vom 1 7. 3 . 2 0 0 8 , Vor-
b emerkung der Bundesregierung, S . 2 .

8) Verteidigungsminister Jung, Handelsblatt, 1 3 . 9 . 2 0 07.

9) D er Parlamentarische Staatssekretär b eim Bundesminister der
Verteidigung, Christian S chmidt, Frankfurter Rundschau , 6 . 8 . 07.
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Jahren . Keines dieser Mo delle ist umge setzt wor-
den . No ch b evor die entsprechende Zielstruktur
eingenommen wurde , gab es b ereits eine neue Pla-
nungsgrundlage .

1 0)

B is Ende der 1 9 8 0er-Jahre blieb der Soll-Gesamt-
umfang mit 470 . 0 0 0 bis 49 5 . 0 0 0 Soldaten mit ei-
nem Anteil von etwa 45 Prozent Zwangsdienern na-
hezu unverändert. D as 1 9 9 4 b eschlo ssene PSM 3 4 0
sah für die Jahrtau sendwende einen 3 3-prozenti-
gen Anteil von Zwangssoldaten vor. Nach der ge-
genwärtig gültigen Planungsgrundlage (PSM
2 0 1 0) , 2 0 0 3 in Auftrag gegeben und 2 0 0 5 offiziell
gebilligt

1 1 )

, soll ihr Anteil auf 1 2 Prozent sinken .
3 0 . 0 0 0 von 2 5 0 . 0 0 0 »Dienstpo sten« sollen für
Grundwehrdienstleistende (GWDL) vorgehalten
werden .

1 2)

(siehe Grafik 1)
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1 0) Vgl . dazu : D as Personalstrukturmo dell . In: Auf Kurs . Informati-
onsheft der Abteilung PO CAR Marine , 1 /2 0 0 5 .

1 1 ) Generalinspekteur der Bundeswehr. Bundeswehrplan 2 0 0 8 , S . 6 .

1 2 ) D eutscher Bunde stag, D rucksache 1 6/8 6 37 vom 1 7. 3 . 2 0 0 8 , Ant-
wort auf Frage 60 , S . 6 1 .

Vom Sollplan allerdings abweichend , hat Militärminister Jung an-
geordnet, den geplanten Abb au von GWDL-Dienstpo sten zu ver-
zögern . 3 5 . 0 0 0 DP sind bis zum Jahr 2 0 0 9 , 3 2 . 0 0 0 DP für 2 0 1 0 vor-
ge sehen .

1 3) D eutscher Bundestag, Drucksache 14/ 5 8 5 7 vom 3 . 4 . 2 0 0 1 , Ant-
wort zu Frage 1 3 e , S . 1 6 .

1 4) D eutscher Bundestag, Drucksache 1 6/8 6 37 vom 1 7. 3 . 2 0 0 8 , Ant-
wort zu Frage 3 4 , S . 2 3 .

1 5 ) D eutscher Bundestag, D rucksache 1 6/ 5 5 78 vom 8 . 6 . 2 0 07, Ant-
wort auf Frage 45 , S . 2 1 f.

Einberufungen zur Bundeswehr

Die Ab senkung der Dienstpo sten führte zwangs-
läufig dazu , dass zunehmend weniger Männer ein-
b erufen werden konnten und können . Hatten bis
1 9 9 9 , so genannte »Freiwillig Wehrdienstleisten-
de« mit eingerechnet, no ch um die 1 60 . 0 0 0 j ede s
Jahr den Wehrdienst anzutreten

1 3 )

, wurde 2 0 04
erstmals die Marke von Einhunderttausend unter-
schritten . Im vergangenen Jahr wurde mit unter
68 . 0 0 0 Militärdiensteinberufenen der bisher nied-
rigste Wert erreicht.

1 4)

Nach der Einnahme der Ziel-
struktur des PSM 2 0 1 0 können ca. 5 7. 5 0 0 Einberu-
fungen j ährlich umgesetzt werden, darunter
4 0 . 0 0 0 Einberufungen zum neunmonatigen
Grundwehrdienst.

1 5 )

(siehe Grafik 2)

Personalstrukturmodelle (PSM) in der Entwicklung

Freiwillige 2 70 . 0 0 0 2 1 1 . 0 0 0 2 2 6 . 0 0 0 2 2 9 . 4 0 0 2 2 0 . 0 0 0
GWDL 2 1 9 . 0 0 0 1 5 5 . 0 0 0 1 1 2 . 0 0 0 5 3 . 0 0 0 3 0 . 0 0 0

B eschlu ss 1 9 9 0
PSM 370

B eschlu ss 1 9 9 4
PSM 3 4 0

B eschluss 2 0 0 0
PSM 2 0 0 0

B e schluss 2 0 0 5
PSM 2 0 1 0

B e schluss 1 9 84
PSM 8 4

Grafik 1

Dienstantritte Bundeswehr

Dienst anzu-
treten hatten 1 60 . 4 2 5 1 5 4 . 8 4 2 1 4 4 . 647 1 2 9 . 4 4 1 1 2 3 . 8 1 2 1 0 2 . 60 0 79 . 8 5 0 68 . 4 2 8 7 1 . 3 2 1 67. 8 3 4
Nach 1 Monat 1 5 7. 5 3 4 1 5 2 . 1 1 7 1 4 0 . 687 1 2 5 . 7 1 5 1 1 9 . 79 6 9 8 . 0 8 7 76 . 607 6 5 . 02 4 6 3 . 1 97 62 . 7 70
im Dienst

Grafik 2

1 9 9 8 1 9 9 9 2 0 0 0 2 0 0 1 2 0 02 2 0 0 3 2 0 0 4 2 0 0 5 2 0 0 6 2 0 07



1 8

dieses Jahre s 8 5 Prozent des uniformierten Perso-
nals der Bunde swehr Freiwillige .

1 8)

(siehe Grafik 3)

Ausschöpfung für den Waffendienst
der Geburtsj ahrgänge 1981-1984

D as Bundesverwaltungsgericht stellte in seinem
eingangs erwähnten Urteil aus dem Jahr 2 0 0 5 fe st,
dass die »Wehrgerechtigkeit b ei der Einb erufung
der verfügb aren Wehrpflichtigen (. . . ) eindeutig
gewahrt« war. E s stützte sich dabei auf eine statisti-
sche Auswertung über die Geburtsj ahrgänge 1 970
bis 1 975 , die die Bunde swehr mit Stand D ezember
2 0 0 0 vorgelegt hatte . D anach wurden j eweils 9 0
Prozent derer, die zum Wehrdienst zur Verfügung
standen, auch tatsächlich herangezogen .

1 9)

Heute liegen die D aten bis einschließlich Ge-
burtsj ahrgang 1 9 84 vor.

2 0)

Er ist der jüngste Jahr-
gang, üb er den sich grundsätzliche Aussagen tref-
fen lassen . Angehörige dieses Jahrgangs hab en im
vergangenen Jahr das 2 3 . Leb ensj ahr vollendet und
die Regelheranziehungsgrenze üb erschritten . Eine

1 6) D eutscher Bunde stag, Drucksache 1 6/760 vom 2 4 . 2 . 2 0 0 6 , Ant-
worten zu Frage 4b bis 4 e , S . 6 .

1 7) D ie se Grupp e verpflichtet sich freiwillig zum Wehrdienst und zur
Teilnahme an Auslandseinsätzen. Ab dem 1 0 . Dienstmonat wird
zusätzlich zum Wehrsold ein steuerfreier Zuschlag von täglich
2 0 , 45 Euro gezahlt.

Personalstruktur
August 2 0 0 8

3 6 . 4 1 8
Grundwehr-
dienstleistende

2 1 1 . 49 2
Freiwillige

Grafik 3

1 8) Auf www. bundeswehr. de werden in mehrmonatigen Ab ständen
aktuelle Angab en üb er die Personalstärke und -zus ammensetzung
veröffentlicht. Letzter D ownlo ad erfolgte am 1 5 . 9 . 2 0 0 8 .

1 9) Fußnote 5 , Randnummer 4 8 .

2 0) Geburtsj ahrgänge 1 970 bis 1 975 mit Stand 3 1 . 1 2 . 2 0 0 0 : Drucksa-
che 14/ 5 8 5 7 vom 3 . 4 . 2 0 0 1 . Unb erücksichtigt bleib en 1 . 1 1 6 Wehr-

D ab ei ist zu b erücksichtigen, dass eine zuneh-
mend hohe Anzahl derj enigen, die den Dienst an-
treten, innerhalb der ersten vier Wo chen aus der
Bundeswehr entlassen werden . Eine statistische
Manipulation, werden sie do ch von der Bunde s-
wehr als Dienstleistende gezählt. So konnte öffent-
lichkeitswirksam für das Jahr 2 0 0 6 vermeldet wer-
den, dass mehr Wehrpflichtige zur Bundeswehr
einberufen wurden als no ch im Jahr zuvor. Ein
Blick auf die Anzahl derer, die nach einem Monat
no ch im Dienst standen, bringt allerdings einen
üb erraschenden B efund : Tatsächlich hatte die
Bundeswehr rund 2 . 0 0 0 Wehrpflichtige weniger
in ihren Reihen als im Vorj ahr. Mehr Dienstantritte
führen also nicht automatisch zu mehr Dienstleis-
tenden . »Eine Auswertung üb er die Ausfallgründe
(wird) nicht geführt« , so die Bunde sregierung. Wie
viele der Grundwehrdienstleistenden den neun-
monatigen Zwangsdienst überhaupt voll ableisten,
ist eb enfalls nicht b ekannt. Auch die s wird , regie-
rungsamtlichen Angab en zu Folge , statistisch nicht
erfasst.

1 6)

Die planerische Vorgab e , Dienstpo sten für
Zwangseinb erufene abzub auen, ist b ereits weitge-
hend vollzogen worden . Obwohl der Soll-Perso-
nalumfang seit 1 9 9 0 (PSM 370) um mehr als 3 0 Pro-
zent reduziert wurde , ist die ab solute Anzahl von
Dienstpo sten für Freiwillige gestiegen (um 9 . 0 0 0
auf 2 2 0 . 0 0 0) . Zu den Freiwilligen sind hierb ei auch
die »Freiwillig Wehrdienstleistenden«

1 7)

zuzurech-
nen, die das Militärministerium gegenüb er der
Öffentlichkeit der Gruppe der Zwangsdiener zu-
schlägt. Die neun Monate dienenden Wehrpflichti-
gen spielen in den Streitkräften faktisch nur no ch
eine Randrolle . Seit Ende 2 0 0 5 hat sich der I st-An-
teil Grundwehrdienstleistender am Ge samtum-
fang auf einen Wert unter 1 5 Prozent eingependelt.
Ende letzten Jahre s waren 87 Prozent, im August

Geburtsj ahrgänge 1970 - 1984: Militärausschöpfung

1 970 1 97 1 1 972 1 973 1 974 1 975 1 976 1 97 7 1 978 1 979 1 9 8 0 1 9 8 1 1 9 8 2 1 9 8 3 1 9 84
Jahrgangsumfang 5 0 8 . 9 07 49 0 . 7 1 0 4 3 3 . 1 84 39 1 . 2 1 1 3 8 2 . 7 72 37 7. 2 1 3 39 1 . 8 3 2 4 0 8 . 4 2 7 4 07. 976 4 1 5 . 4 67 4 4 0 . 1 5 8 4 39 . 72 5 4 45 . 5 64 4 37. 4 65 4 3 5 . 89 8
Für Wehrdienst
(WD) verfügb ar 2 45 . 74 1 2 1 8 . 5 1 0 1 76 . 1 1 7 1 5 7. 5 8 5 1 5 2 . 5 7 7 1 5 6 . 0 1 8 1 74 . 072 1 74 . 78 2 1 74 . 02 8 1 69 . 2 2 8 1 68 . 604 1 5 3 . 9 1 0 1 39 . 9 2 3 1 2 9 . 2 94 1 2 4 . 4 62
WD geleistet 1 9 9 . 4 64 1 9 1 . 1 5 0 1 5 9 . 72 4 1 4 4 . 9 3 3 1 39 . 478 14 0 . 75 8 147. 3 1 3 147. 67 7 1 4 2 . 8 5 2 1 3 3 . 3 02 1 2 7. 8 2 1 1 1 4 . 8 66 97. 9 2 8 8 1 . 8 2 1 72 . 97 7

Grafik 4
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Heranziehung ist nur no ch in Ausnahmefällen
möglich, die statistisch nicht mehr ins Gewicht fal-
len werden . (siehe Grafik 4)

Ein Vergleich der in etwa gleich starken Jahrgän-
ge 1 972 und 1 9 8 4 miteinander macht die grund-
sätzliche Entwicklung der letzten 1 5 Jahre deutlich :
Zum einen ist der Kreis der für den Militärdienst
Verfügb aren deutlich verringert worden (von
1 76 . 0 0 0 um üb er 5 1 . 0 0 0 auf 1 2 5 . 0 0 0)

2 1 )

, zum ande-
ren wurden üb erproportional die Einb erufungs-
zahlen ge senkt (von 1 60 . 0 0 0 auf 73 . 0 0 0) . (siehe
Grafik 5)

Die Anzahl der Dienstleistenden, gemessen an
den für den Militärdienst Verfügb aren, sank bin-
nen einer D ekade von 9 0 auf deutlich unter 70 Pro-
zent. (siehe Grafik 6)

Vier von 1 0 Angehörigen der Jahrgänge 1 970 bis
1 976 hab en den Dienst in der Bundeswehr geleis-
tet. Mit dem Jahrgang 1 97 7 setzte ein kontinuierli-

Jahrgangs-
umfang

Jahrgang 1 972 4 3 3 . 1 8 4 4 1 4 . 772 1 76 . 1 1 7 1 5 9 . 72 4
Jahrgang 1 9 84 4 3 5 . 89 8 3 8 1 . 8 1 1 1 2 4 . 4 62 72 . 97 7

Militärausschöpfung J ahrgänge 1972 und 1984 im Vergleich

Gemusterte Verfügb ar Wehrdienst
geleistet

Grafik 5

pflichtige der Jahrgänge 1 973 bis 1 975 , die für den Wehrdienst
zum Zeitpunkt D ez . 2 0 0 0 no ch einb erufb ar waren ( 1 973 : 3 5 0 ,
1 974 : 3 6 4 , 1 975 : 4 0 2 ) .

Geburtsj ahrgänge 1 976 bis 1 978 : Bundesministerium der Vertei-
digung, Anlage zum Schreib en WV I 5 vom 2 7. 1 1 . 2 0 0 6 , ergänzt
durch Drucksache 1 6/ 1 760 vom 6 . 6 . 2 0 0 6 , S . 5 , D rucksache
1 6/760 vom 2 4 . 2 . 2 0 0 6 , S . 3 und D rucksache 1 6/ 5 5 78 vom
8 . 6 . 2 0 07.
Geburtsj ahrgänge 1 979 bis 1 9 8 0 : B ericht des Bunde sministeri-
ums der Verteidigung zur Wehr- b zw. Einb erufungsgerechtigkeit,
August 2 0 07.

Einberufungsquote Bundeswehr nach Verfügb aren
des Geburtsj ahrgangs

1 970 1 97 1 1 972 1 973 1 974 1 975 1 976 1 97 7 1 978 1 979 1 9 8 0 1 9 8 1 1 9 8 2 1 9 8 3 1 9 84

8 1 , 2 % 87, 5 % 9 0 , 7 % 9 2 , 0 % 9 1 , 4 % 9 0 , 2 % 84 , 6 % 84 , 5 % 8 2 , 1 % 78 , 8 % 75 , 8 % 74 , 6 % 70 , 0 % 6 3 , 3 % 5 8 , 6 %

Grafik 6

Geburtsj ahrgänge 1 9 8 1 bis 1 9 84 : Auswertung der Antwort der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
vom 1 8 . M ärz 2 0 0 8 , Drucksache 1 6/8 6 37.

2 1 ) Als für den Wehrdienst verfügb ar gelten ausschließlich Wehr-
pflichtige , die tatsächlich auch einb erufen werden können . Nicht
verfügb ar sind demnach Ausgemu sterte , Kriegsdienstverweige-
rer und vom Wehrdienst au sgeschlo ssene , b efreite , zurückge stell-
te o der für den Wehrdienst unabkömmlich gestellte Personen .

cher Abwärtstrend ein . Lediglich j eder Sechste de s
Jahrgangs 1 9 8 4 hat aufgrund der »allgemeinen
Wehrpflicht« den Militärdienst in der Bunde swehr
geleistet. (siehe Grafik 7)

Ein genauer Blick auf den 1 9 84 er-Jahrgang bil-
det die Re alität der »allgemeinen« Kriegsdienst-
pflicht ab (Zahlen gerundet) : Von 4 3 5 . 0 0 0 Män-
nern dieses Jahrgangs standen lediglich 1 2 5 . 0 0 0
für eine Einb erufung ins Militär zur Verfügung; ge-
leistet − in Form des Grundwehrdienstes oder de s
freiwillig längeren Wehrdienstes − hab en ihn
73 . 0 0 0 . B ezogen auf den Gesamtumfang de s Jahr-
gangs hat lediglich j eder Sechste militärisch ge-
dient. D eutlich mehr, fast 9 0 . 0 0 0 , hab en als Kriegs-
dienstverweigerer einen Ersatzdienst in Form de s
Zivildienstes (nach § 3 Ab s . 1 WPflG) , im Rahmen
eine s Freiwilligen Jahre s (nach § 1 4 c ZD G) o der als
Anderen Dienst im Ausland (nach ZD G § 1 4b) ge-
leistet. Die größte Gruppe dieses Jahrgangs aller-
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dings sind die untauglich Gemusterten : 1 2 3 . 0 0 0
o der 2 8 Prozent. Ungemu stert blieb en 45 . 0 0 0 −
und die s nicht etwa deshalb , weil sie den Mu ste-
rungsaufforderungen ferngeblieben sind , sondern
weil sie nicht zur Musterung geladen wurden . Die
Anzahl der Un- und Ausgemu sterten ( 1 68 . 0 0 0) ist
somit höher als die der Wehr- o der Ersatzdienstleis-
tenden zu sammen ( 1 6 3 . 0 0 0) .

2 2 )

Grobjustierung der Musterungsschraube

Um die Au sgangsgröße , an der sich die Wehrge-
rechtigkeit nach herrschender Le sart zu me ssen
hat, d . h. die Anzahl der üb erhaupt zum Militär-
dienst Einb erufb aren zu verkleinern, wurde vor al-
lem an der Stellschraub e Musterung gedreht. Je
mehr Ausmu sterungen vorgenommen werden,
de sto geringer die Anzahl der potenziell Einberuf-
b aren . Und an dieser Stelle wurde kräftig und auch
virtuell gedreht : E s stieg nicht nur die Anzahl der
untauglich Gemusterten, sondern auch die der Un-
gemu sterten . So blieb es j edem Zehnten des
1 9 84 er-Jahrgangs ersp art, sich militärisch untersu-
chen zu lassen . Wer nicht gemu stert wird , steht

aber auch für eine Einb erufung nicht zur Verfü-
gung; dies senkte automatisch die »Ungerechtig-
keitsquote« . Von denen, die gemustert wurden,
wurden no ch nahezu Zweidrittel für »wehrdienst-
fähig« b efunden . (siehe Grafik 8)

Was gut war für die »Verge ssenen« , hätte sich
rechtlich als Bumerang für die Wehrpflichtno stal-
giker erweisen können . Die Bundeswehr hat den
offenliegenden Rechtsbruch, Zehntausende eine s
Jahrgangs nicht mehr zu einer Musterung zu laden,
offensichtlich nicht mehr länger durchhalten wol-
len . Seit 2 0 07, in die sem Jahr wurden fast 1 0 0 . 0 0 0
Erstmu sterungen mehr als im Vorj ahr durchge-
führt, entspricht die Anzahl der durchgeführten
Musterungen wieder der Größe der Jahrgangsstär-
ken . Zeitgleich stieg die Ausmusterungsquote . D as
musste sie auch, damit das System nicht mehr po-
tenziell Verfügb are pro duziert. Nicht einmal j eder
Zweite de s Jahrgangs 1 9 89 wurde no ch für »taug-
lich« b efunden . Die ser Jahrgang wuchs im vergan-
genen Jahr in die Wehrpflicht hinein .

Führten im Kalenderj ahr 2 0 0 0 lediglich 1 0 Pro-
zent aller Erstmusterungen zur Wehrpflichtb efrei-
ung, so waren es im vergangenen Jahr b ereits rund

2 2 ) Fußnote 2 , Auswertung der Antworten auf Fragen 4 (S . 4f.) , 8 (S .
7) , 1 1 (S . 8) , 1 2 (S . 9) , 1 4 (S . 1 0) , 1 9 (S . 1 3) und 2 1 (S . 1 3 f.) .

Einberufungsquote Bundeswehr nach Geburtsj ahrgängen

1 970 1 97 1 1 972 1 973 1 974 1 975 1 976 1 97 7 1 978 1 979 1 9 8 0 1 9 8 1 1 9 8 2 1 9 8 3 1 9 84

39 , 2 % 39 , 0 % 3 6 , 9 % 37, 0 % 3 6 , 4 % 37, 3 % 37, 6 % 3 6 , 2 % 3 5 , 0 % 3 2 , 1 % 2 9 , 0 % 2 6 , 1 % 2 2 , 0 % 1 8 , 7 % 1 6 , 7 %

Grafik 7

Musterung Geburtsj ahrgänge 198 1- 1984

Erfasst 4 39 . 72 5 4 45 . 5 64 4 37. 4 65 4 3 5 . 89 8
Gemustert 4 1 6 . 67 7 4 1 4 . 5 7 7 39 8 . 1 39 3 8 1 . 8 1 1
Tauglich 3 1 6 . 9 5 2 3 0 4 . 7 7 3 2 8 0 . 3 60 2 5 4 . 7 1 0

1 9 8 1 1 9 8 2 1 9 8 3 1 9 84

Grafik 8
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KDV-Anerkennungen und Erstmusterungen

Erstmusterung 3 5 6 . 470 3 5 5 . 0 1 4 3 5 6 . 1 3 4 37 1 . 3 3 1 3 47. 0 04 3 2 7. 1 73 4 2 6 . 3 39
Tauglich 2 94 . 65 8 2 97. 2 1 8 2 9 8 . 9 0 3 2 9 8 . 9 97 2 14 . 79 5 2 0 1 . 5 39 2 4 1 . 2 65
KDV-Anerkenng . 1 4 3 . 8 2 0 1 4 0 . 947 1 3 5 . 8 8 6 1 1 4 . 5 5 7 97. 3 2 1 9 9 . 9 1 6 1 1 1 . 3 45

2 0 0 1 2 0 0 2 2 0 0 3 2 0 04 2 0 0 5 2 0 0 6 2 0 07

Grafik 1 0

Ausmusterungsquote bei den Erstmusterungen
in den Jahren 2 0 0 0 - 2 0 07

2 0 0 0 2 0 0 1 2 0 02 2 0 0 3 2 0 0 4 2 0 0 5 2 0 0 6 2 0 07

1 0 , 04 % 1 3 , 8 6 % 1 2 , 74 % 1 2 , 72 % 1 7, 8 6 % 2 9, 79 % 2 9 , 1 8 % 39, 4 6 %

Grafik 9

4 0 Prozent. D er willkürliche Umgang mit Wehr-
pflichtigen hat sich in den letzten Jahren um eine
weitere Facette b ereichert : Zur Einb erufungslotte-
rie gesellt sich nunmehr auch noch die Muste-
rungslotterie . (siehe Grafik 9)

Kriegsdienstverweigerung

Die Kriegsdienstverweigerung ist der zweite rele-
vant große B ereich, der neb en der Au s- o der
»Null«musterung die »Wehrgerechtigkeitsquote«
begünstigt. Staatlich anerkannte Kriegsdienstver-
weigerer sind nicht zum Militärdienst einberufb ar
und sorgen deshalb dafür, dass die Zahl der poten-
ziell zur Bundeswehr Einb erufb aren geringer
wird .

D er Anteil von anerkannten Kriegsdienstver-
weigerern in einem Jahrgang ist rückläufig. Jeder
Dritte de s 1 9 8 1 er-Jahrgangs ist Kriegsdienstver-
weigerer, b eim 1 9 84-Jahrgang ist ihr Anteil auf un-
ter 3 0 Prozent gesunken . Die s ist ab er nicht üb erra-
schend , da der Verweigerungsantrag eine s Un-
o der Ausgemu sterten, mangels Rechtsschutzb e-
dürfnis , nicht zur Anerkennung führen kann . B eide
Gruppen, Ausgemusterte und KDVer zu sammen,

ergeben ab er eine erstaunlich gleichbleibende
Konstante in Höhe von rund 60 Prozent. D ass die
Quote der für den Waffendienst Verfügb aren eine s
Jahrgangs auf unter 3 0 Prozent gesunken ist, ist auf
den hohen Anteil Ungemusterter zurückzuführen .

E s ist nicht erstaunlich, dass deshalb die Zahl der
anerkannten Kriegsdienstverweigerer in den letz-
ten Jahren rückläufig gewe sen ist. Allerdings gibt
es seit 2 0 07, einhergehend mit der deutlichen Stei-
gerung b ei den durchgeführten Mu sterungen,
auch wieder mehr Anerkennungen . D ab ei ist das
Verhältnis zwischen tauglich Gemu sterten und an-
erkannten KDVern üb er die Jahre hinweg mit
knapp 5 0 Prozent nahezu konstant geblieb en .
(siehe Grafik 1 0)

Druck auf Kriegsdienstverweigerer

D as für Kriegsdienstverweigerer zuständige Bun-
desamt für den Zivildienst könnte für sich das in
Anspruch nehmen, was die politische Führung für
den militärischen B ereich angibt : Einberu-
fungs«gerechtigkeit« . Neun von zehn für den Zivil-
dienst Verfügb are de s Jahrgangs 1 9 84 wurden zu
einer Dienstleistung in Form des Zivildienstes , de s
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Kriegsdienstverweigerung und Dienstleistung

KDVer 1 5 0 . 0 9 8 1 5 2 . 6 3 3 1 4 0 . 0 8 0 1 2 1 . 4 3 0
Verfügb ar 1 3 8 . 1 72 1 3 6 . 62 2 1 1 9 . 04 2 1 02 . 9 5 2
Dienst geleistet 1 1 7. 6 5 6 1 0 8 . 8 0 8 1 0 2 . 60 8 9 0 . 62 5

Geburtsj ahrgang 1 9 8 1 1 9 8 2 1 9 8 3 1 9 84

Grafik 1 1

Dienstleistung der Geburtsj ahrgänge 198 1 - 1984

Jahrgangsstärke 4 39 . 72 5 4 45 . 5 6 4 4 37. 4 6 5 4 3 5 . 89 8
Gesamtzahl Militär-
und KDV-Ersatzdienste 2 3 2 . 5 2 2 2 0 6 . 73 6 1 8 4 . 4 2 9 1 6 3 . 602
Militärdienst 1 1 4 . 8 66 97. 9 2 8 8 1 . 8 2 1 72 . 97 7
KDV-Ersatzdienste 1 1 7. 65 6 1 0 8 . 8 0 8 1 0 2 . 60 8 9 0 . 62 5

Geburtsj ahrgang 1 9 8 1 1 9 8 2 1 9 8 3 1 9 84

Grafik 12

»Anderen Dienstes im Au sland« oder des »freiwilli-
gen Jahre s« genötigt. (siehe Grafik 1 1 )

Ersatzdienste werden zu Regeldiensten

Vom 1 9 8 1 er-Jahrgang hab en noch rund 5 3 Prozent
einen Dienst im Rahmen der Wehrpflicht geleistet.
Innerhalb von 4 Jahrgängen ist dieser Wert auf
deutlich unter 4 0 Prozent ge sunken . D as Dienen in
den Streitkräften ist ohnehin zur Au snahme gewor-
den . D er B ereich de s Zivildienstes hat als zweites
Standb ein der Kriegsdienstpflicht den originären
militärischen B ereich quantitativ üb erholt. (siehe
Grafik 1 2 )

Die ser B efund wird durch die Entwicklung in
den letzten Kalenderj ahren verstärkt. Erstmals ha-
b en im Jahr 2 0 0 1 mehr Wehrpflichtige den Zivil-
dienst als den Waffendienst angetreten . Seit 2 0 04
bilden Zivis unter den Dienstleistenden eine deut-

liche Mehrheit (im vergangenen Jahr mit über
1 6 . 0 0 0) . D a von Kriegsdienstverweigerern mit stei-
gender Tendenz die vom Staat eingeräumten Alter-
nativen des »FreiwilligenJahre s«

2 3 )

als Ersatz für den
Zivildienst genutzt werden, hab en im vergangenen

Jahr mehr als 9 0 . 0 0 0 ihre Kriegsdienstpflicht au-
ßerhalb der Bunde swehr erfüllt.

Geht es nach dem Willen der Bunde sregierung,
wird die Einb erufungsschere zwischen Kriegs-
dienstverweigerern und Militärdienstpflichtigen
weiter auseinander driften . Ab 2 0 09 sollen j ährlich
9 1 . 0 0 0 zum Zivildienst herangezogen werden, et-
wa 6 . 0 0 0 mehr als gegenwärtig.

2 4)

Einschließlich
der Alternativdienstleistenden im »Freiwilligen
Jahr« und im seit 2 0 0 8 eingeführten entwicklungs-
politischen Weltwärts-Dienst sollen nahezu
1 0 0 . 0 0 0 Kriegsdienstverweigerer dienen, wäh-
rend ab 2 0 1 0 etwa 60 . 0 0 0 zur Bunde swehr heran-
gezogen werden .

2 3) Nach § 14 c de s Zivildienstge setze s wird »d as Freiwillige Jahr« als
Ersatz für den Zivildienst anerkannt, wenn der Dienst vor dem 2 3 .
Geburtstag angetreten wurde , mindestens zwölf zusammenhän-
gende Monate umfasst hat und die Einsatzstelle durch das Bun-
de samt für den Zivildienst eine entsprechende Anerkennung hat.

2 4) D eutscher Bundestag, Drucksache 1 6/8 6 37 vom 1 7. 3 . 2 0 0 8 , Ant-
wort auf Frage 6 3 .
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Fazit

1 9 9 9 wurde no ch j eder Dritte eine s Jahrgangs zum
Militärdienst einb erufen . Gegenwärtig ist e s no ch
j eder Sieb ente , dank der geburtenschwächeren
Jahrgänge wird e s zukünftig statistisch j eden
Sechsten treffen . Tatsächlich tragen die Kriegs-
dienstverweigerer die Hauptlast der »allgemeinen
Wehrpflicht« , die ab er eigentlich nur einen »Er-
satz« dienst zu leisten hab en .

2 5 )

Ab er selb st beide
S äulen der Wehrpflichterfüllung zusammen ge-
nommen, werden deutlich weniger als die Hälfte
eine s Jahrgangs dienen müssen . »Allgemein« ist
mehr nicht die Dienstleistung, sehr wohl ab er no ch
die mit der Kriegsdienstpflicht verbundene militä-
rische Erfassung junger Männer und ihrer militär-
ärztlichen Durchmusterung.

Die allgemeine Kriegsdienstpflicht hat sich voll-
ends zur Willkür-Pflicht gewandelt. Eine andere
Feststellung lässt der gesunde Menschenverstand
kaum zu . Selb st ein Militärgericht stellte Mitte letz-
ten Jahres fe st, als es über einen Arreststrafantrag
der Truppe gegenüber einem Totalverweigerer zu
entscheiden hatte , »dass e s tatsächlich ungerecht
wirken muss , wenn in Anb etracht des verringerten
Bunde swehrb edarfs an Wehrpflichtigen die
Wehrersatzb ehörden eine immer geringer wer-
dende Zahl von Dienstpo sten mit Wehrpflichtigen
b e setzt« .

2 6)

Ralf Siemens ist tä tig in der Berliner A rbeitsstelle
Frieden und A brüstung (www. asfrab. de) und Mit-
glied im Vorstand der Zen tralstelle KDV.

2 5 ) Artikel 1 2 a des Grundgesetze s lautet: »Wer au s Gewissensgrün-
den den Kriegsdienst mit der Waffe verweigert, kann zu einem Er-
satzdienst verpflichtet werden . «

2 7) Truppendienstgericht Süd , B e schluss vom 1 7. Juli 2 0 07, Az : S 7
B Lb 0 3/07, S . 6 .

Rita Schäfer

Kriegsverbrechen gegen Frauen
− Gerechtigkeit für die Gewaltopfer
Die langsame Entwicklung internationaler Rechtsstandards

m Juni verab schiedete der UN-Sicherheits-
rat die Re solution 1 8 2 0 . D amit setzte er ei-

nen Meilenstein bei der Verfolgung sexu alisierter
Kriegsgewalt. D enn die se Re solution b ezeichnet
die in vielen Kriegen systematisch eingesetzte Ge-
waltform als Kriegsverbrechen und als Verbrechen
gegen die Menschlichkeit. Erstmals werden auch
Vergewaltigungen im Zusammenhang mit Genozi-
den als systematische Vernichtungsstrategie verur-
teilt.

Diese Resolution b aut auf zahlreiche internatio-
nale Abkommen zum Schutz von Frauen und Mäd-
chen und zur Ge schlechtergleichheit auf. Eine wei-
tere B asis ist die UN-Re solution 1 3 2 5 aus dem Jahr
2 0 0 0 , die dazu verpflichtet, Ge schlechterfragen in
Friedensmissionen einzub eziehen . Auch die »Null-
Toleranz«-Richtlinien für Soldaten in internationa-
len Friedenseinsätzen und die S anktionierung von
Blauhelmsoldaten, die vergewaltigen o der Frauen
zur Pro stitution zwingen, sind in die sem Kontext
zu sehen . Die UN-Resolution 1 8 2 0 b ekräftigt diese
Vorgab en .

Keine Straflosigkeit und Amnestie
mehr für Täter

Eine wichtige Grundlage für die juristische Verfol-
gung sexualisierter Gewalt und Zwangspro stituti-

on in Kriegen war das internationale Tribunal im
D ezemb er 2 0 0 0 zur Verurteilung der Sex-Sklaverei
durch die j ap anische Armee im Zweiten Weltkrieg .
In diesem Tribunal wurden nicht nur das damalige
j ap anische Militär und die Regierung, sondern
auch der frühere j ap anische Kaiser Hiroito für die-
se Verbrechen gegen die Menschlichkeit für schul-
dig gespro chen . Üb er 2 0 0 . 0 0 0 Frauen und Mäd-
chen au s Korea, China, Taiwan, Indonesien, O stti-
mor und den Philippinen waren in B ordelle ver-
schleppt und von j ap anischen Soldaten vielfach
vergewaltigt worden .

1 9 9 3 bekannte sich Tokio erstmals zur B eteili-
gung der kaiserlichen Armee , verweigerte ab er ka-
tegorisch j egliche Entschuldigung o der Entschädi-
gung der so genannten » Comfort Women« . Ein Ziel
des Tribunals im Jahr 2 0 0 0 war e s, durch die Verur-
teilung der Schuldigen den Üb erleb enden aus Süd-
o stasien die Würde zurückzugeb en . Zwar war das
Urteil juristisch nicht bindend , e s hatte ab er eine
große moralische B edeutung .

Mit der UN-Resolution 1 8 2 0 sind alle Mitglieds-
staaten der Vereinten Nationen aufgefordert, der
Straflo sigkeit der Täter Einhalt zu gebieten und ih-
nen keine Amnestie zu gewähren . Außerdem sollen
die Regierungen Frauen und Mädchen schützen
und ihren Zugang zur Justiz sicher stellen . Schließ-
lich ist das Ende der sexualisierten Kriegsgewalt ei-
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ne Grundvoraussetzung für nachhaltige Friedens-
und Versöhnungsproze sse . Nun muss sich die se
Resolution in der Praxis b ewähren . Notwendig
sind umfassende Konzepte , die den politischen
Willen zur Umsetzung erkennen lassen . D azu sind
internationale Gremien und nationale Regierungs-
stellen eb enso wie zivilgesellschaftliche Gruppen
gefordert.

Engagement gegen sexualisierte Gewalt

»Auf der Suche nach Gerechtigkeit« lautete das Mot-
to einer internationalen Konferenz, zu der die Köl-
ner Frauenrechtsorganisation Medica Mondiale
Anfang September in B ad Honnef eingeladen hat-
te . Mitveranstalter war die Frauenrechts- und Gen-
der-Abteilung de s UN-Ho chkommissariates für
Menschenrechte in Genf. Im B eisein von Yakin Er-
türk, der UN-Sonderb erichterstatterin für Gewalt
gegen Frauen, diskutierten üb er 5 0 Frauenrechts-
aktivistinnen aus allen Kontinenten üb er ihre Er-
fahrungen mit dem internationalen und nationa-
len Recht. Alle sind in so genannten Nachkriegsge-
sellschaften aktiv.

Die Expertin für p sycho-soziale Konflikttrans-
formationen in B o snien-Herzegowina S abiha Hu-
sic erläuterte , dass nationale Rechtsreformen, die
auf internationale Abkommen B ezug nehmen,
wichtig für ihre konkrete Arb eit sind . Häufig er-
schweren bürokratische Spitzfindigkeiten aber
den Zugang der Frauen zu neuen Rechtsansprü-
chen .

Sogar in Südafrika, de ssen Wahrheits- und Ver-
söhnungskommission oft als vorbildlich für eine
erfolgreiche Vergangenheitsb ewältigung gerühmt
wird , scheitern viele Ap artheid-Opfer an institutio-
nellen Hürden . M ancherorts hab en sich üb erle-
b ende Ap artheidgegner zu sammenge schlo ssen,
um ihre Interessen gemeinsam zu vertreten . Die
Organisation Khulumani verleiht den Opfern eine
Stimme . Noma-Russia B onase , eine Khulumani-Mit-
arb eiterin aus Gauteng, erläutert, wie die Khuluma-
ni-Gruppen den Mitgliedern helfen, ihre Traumata
zu b ewältigen : Auf lokaler Eb ene arb eiten sie de-
tailliert die Verbrechen der Vergangenheit auf. Ei-
ne Herausforderung besteht darin, die sexualisier-
te Gewalt zu thematisieren und zu verurteilen, um
die Würde der Vergewaltigten wiederherzustellen .
Die se Gewaltform kam bei den öffentlichen Anhö-
rungen der Wahrheits- und Versöhnungskommissi-
on kaum zur Sprache und kein einziger Täter stellte
einen Amne stieantrag wegen politisch motivierter
Vergewaltigungen . So lastet diese Bürde der Ver-
gangenheit bis heute schwer.

In Südafrika, ab er auch in Guatemala o der Peru
zeigt sich, wie das Schweigen üb er sexualisierte Ge-
walt zu neuen Gewaltformen in Friedenszeiten
führt. Wenn Regierungen die Täter nicht b estrafen
und Ge sellschaften die gewaltgeprägten Männlich-
keitsvorstellungen nicht durchbrechen, werden

Vergewaltigungen und häusliche Gewalt zur alltäg-
lichen B edrohung von Frauen und Mädchen . D em
versuchen couragierte Frauenrechtsaktivistinnen
Einhalt zu gebieten . Allerdings ist ihr Engagement
oft gefährlich . D enno ch arb eiten z . B . in Gu atemala
Organisationen daran, kriegstraumatisierten M a-
ya-Frauen zu ihrem Recht zu verhelfen . Sie versu-
chen, durch B asisarb eit in ländlichen Siedlungen
und Vermittlungen zwischen B ehörden die sen
Frauen Respekt und Würde zu verschaffen . Ihre Ar-
b eit verstehen sie als wichtigen B eitrag zum Auf-
b au einer gewaltfreieren, friedlicheren und ge-
rechteren Gesellschaft.

Auch in anderen lateinamerikanischen Ländern
sind es Frauenrechtlerinnen, die sexualisierte Ge-
waltverbrechen in Diktaturen und Bürgerkriegen
anprangern . Durch länderüb ergreifende Vernet-
zungen versuchen sie , Allianzen zu bilden und
Druck auf die j eweiligen Regierungen und Ent-
scheidungsträger au szuüben . Sie müssen ihre Kräf-
te bündeln, um rechtliche und gesellschaftliche Re-
formen zu erreichen . Zentrale Herausforderung ist
es , gewaltgeprägte und frauenverachtende Einstel-
lungen von Militärs und Zivilisten grundlegend zu
ändern .

Dr. Rita Schäfer ist Eth nologin und A u torin des im
März ersch ienen Buches »Fra uen und Kriege in Af-
rika. Ein Beitrag zur Gender-Forsch ung« (das in
der nächsten A usgabe rezensiert wird).

Informationen üb er Medica Mondiale :
www. medica mo ndiale. org/
www. medica mo ndiale. org/h ttp://gerech tig-
keit/fra uen/
Informationen üb er die UN-Resolution 1 8 2 0 :
www. un. org/News/Press/docs/2008/
sc93 64. doc. h tm
daccessdds. un. org/doc/UNDOC/GEN/
N08/391/44/PDF/N0839144.pdf?OpenElemen t
www. medica mo ndiale. org/biblio thek/rech te/
un 1820/index. h tml
Informationen üb er die UN Re solution 1 3 2 5 :
www. un. org/even ts/res _1325e.pdf
www.fra uensicherheitsra t. de/1325. h tml
www. un ifem. de/dokumen te/do wnload/info-
m ix/1 0-2000 _1325 Germa n.pdf
www. un ifem. de/dokumen te/even ts/
2005/IPS_Wen ig-Rueckenwind- 1325.pdf
www.glo w-boell. de/de/rubrik _2/5 _ 740. h tm
www. medica mo ndiale. org/biblio thek/ rech-
te/un 1325/index. h tml
UN-Sonderb erichterstatterin üb er Gewalt gegen
Frauen :
www2. ohchr. org/english/issues/ wo men/rappor-
teur/
www2. ohchr. org/english/issues/ wo men/rappor-
teur/a nn ual. h tm
www2. ohchr. org/english/issues/ wo men/rappor-
teur/issues. h tm
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Was Satire erreichen kann
Zum Streit um das Plakat »Schritt zur Abrüstung«
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an stelle sich vor: In Afghanistan gerät eine
Bundeswehrp atrouille in der Nähe von

Feyzab ad in einen Talib an-Hinterhalt. B ei dem Feu-
ergefecht werden 1 2 Soldaten getötet. Die Stim-
mung in der deutschen B evölkerung gegen den Af-
ghanistan-Einsatz droht kurz vor der geplanten
M andatsverlängerung de s Bunde stages vollends zu
kippen . Militärminister Jung ordnet deshalb eine
groß angelegte militärische Trauerfeier an . Die 1 2
mit der Bundesflagge ge schmückten S ärge werden
vor angetretener Truppe feierlich aufgeb ahrt, das
halb e Bunde skabinett ist angereist, die Kanzlerin
hält eine Rede . Sie bringt darin ihre tiefe B etroffen-
heit zum Ausdruck, weist ab er darauf hin, dass die
Soldaten im Kampf für die Freiheit gefallen seien
und dass gerade dieser Vorfall zeige , wie notwen-
dig das weitere Engagement D eutschlands im
Kampf gegen den Terrorismus sei . Gruppen der
Friedensb ewegung demonstrieren vor dem Ort
der Trauerfeier und zeigen Transp arente mit Auf-
schriften wie »Truppen raus aus Afghanistan« und
» Schritte zur Abrüstung« . Die »Heute«-Sendung
bringt einen au sführlichen Filmb ericht üb er die
Trauerfeier.

Diesen spielt der Kab arettist Urb an Priol in der
ZDF-Sendung »Neue s au s der Anstalt« zu B eginn ei-
nes B eitrages , der sich satirisch mit der Kriegspro-
p aganda der Regierung b eschäftigt, tonlo s im Hin-
tergrund ein . Als die Kamera de s »Heute«-B erichts
über die Transp arente der D emonstranten
schwenkt, stoppt der Film, und Priol sagt: » . . . 1 2 to-
te Bundeswehrsoldaten . . . na j a, ein erster Schritt
zur Abrüstung und zum Truppenabzug ist das j a
schon . . . «

Am nächsten Tag schlagen die Wellen der Empö-
rung ho ch . »Skandal« , »unmenschlicher Zynismu s« ,
» Schlag ins Gesicht unserer Soldaten« etc . lauten
die Schlagworte von Regierungsvertretern, Spre-
chern aller Bunde stagsfraktionen, Wehrb eauftrag-
tem . D er Bundeswehrverb and stellt Strafanzeige
gegen Priol wegen B eleidigung, der ZDF-Fern-
sehrat wird zu einer Sondersitzung einberufen, ei-
ne Ab setzung der Kab arett-Sendung wird gefor-
dert, die Zeitungssp alten der nächsten Tage sind
gefüllt mit weiteren verurteilenden Äußerungen
wichtiger gesellschaftlicher Gruppen und Interes-
senverb ände .

Nach einigen Tagen erscheint in der »Süddeut-
schen Zeitung« ein Kommentar von Herib ert
Prantl, in dem er b estürzt nach dem Zu stand der
Gesellschaft fragt, die einerseits einen von der B e-
völkerungsmehrheit abgelehnten Krieg in Afgha-

nistan führt, und es andererseits nicht erträgt, dass
die ser Krieg satirisch »auf ´ s Korn« genommen
wird , sondern nach Staatsanwalt und Verb oten
ruft. Prantl : »M an kann die B emerkung von Priol für
falsch, ge schmacklo s und unanständig halten . Ei-
nes ist sie ab er sicher: eine Meinungsäußerung .
Und ob es denen p asst, die meinen, >die Freiheit

D eutschlands <

werde >auch am
Hindukusch ver-
teidigt < (im Übri-
gen selb st schon
fast eine , wenn
auch unb eab-
sichtigte , satiri-
sche Äußerung) ,
o der nicht: Unse-
re Verfassung schützt und garantiert die freie Mei-
nungsäußerung . Au s gutem Grund , und eb en gera-
de auch die , die herrschende Politik kritisiert. Vor
fast 9 0 Jahren schrieb ein bekannter Publizist den
D eutschen ins Stammbuch : >Die S atire muss üb er-
treib en und ist ihrem tiefsten Wesen nach unge-
recht. Sie bläst die Wahrheit auf, damit sie deutli-
cher wird , und sie kann gar nicht anders arb eiten
als nach dem Bib elwort: E s leiden die Gerechten
mit den Ungerechten . < D er Publizist war Kurt Tu-
cholsky und seine Antwort auf die Frage >Was darf
die S atire ? < war: Alles . «

In der Folge melden sich Vertreter der Friedens-
b ewegung, Intellektuelle , Künstler, Juristen, Ge-
werkschafter und andere öffentlich zu Wort. D er
Tenor dabei : Skandalö s sei nicht die satirische B e-
merkung von Urb an Priol, sondern der (G) eifer sei-
ner Gegner, die Forderung nach Ab setzung der
Sendung und insb esondere eine Politik, die meint,
Frieden und D emokratie mit Panzern und Soldaten
in ein andere s Land tragen zu können, dabei das Le-
b en fremder und eigener Staatsbürger opfert und
auch no ch der Meinung ist, damit Terrorismus zu
b ekämpfen .

Die Staatsanwaltschaft lehnt b ei der Anzeige de s
Bunde swehrverb ande s die Eröffnung eine s Ermitt-
lungsverfahrens ab , weil sie keinen Anfangsver-
dacht für eine B eleidigung sieht. Die ZDF-Sendung
»Neues aus der Anstalt« bleibt im Programm und er-
zielt höhere Einschaltquoten als zuvor. Die Bundes-
regierung hält am Afghanistaneinsatz fest, der Bun-
destag b eschließt die Mandatsverlängerung, die
Ablehnungsquote in der B evölkerung steigt nach
allen Meinungsumfragen auf konstant über 8 0 Pro-
zent.
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Verlassen wir die Fiktion (zur Klarstellung : alles
erfunden ! ) und kommen zur Re alität :

Im Zusammenhang mit den Aktionen gegen das
öffentliche Gelöbnis der Bunde swehr am 2 0 . Juli
2 0 0 3 in B erlin hatte das »Büro für antimilitaristi-
sche M aßnahmen« (B amM) das unten abgebildete
Plakat veröffentlicht. B amM ist eine lo se Gruppie-
rung im Umfeld de s DFG-VK-Lande sverb andes B er-
lin-B randenburg. Gegründet im Verlauf des Krie-
ge s gegen Jugo slawien haben sich darin radikale
AntimilitaristInnen zu sammengefunden, um dab ei
mitzuhelfen, »den BundeswehrsoldatInnen auf ih-
rem M arsch zu den Kriegsschauplätzen Knüppel
zwischen die B eine zu werfen« , wie es in der Selb st-
darstellung im Internet heißt (www. b amm . de) . D a
die B amM-Leute , wie sie selb st konstatieren, kei-
nen Einfluss innerhalb des Militärs hab en, setzen
sie auf die »Schwächung der Heimatfront« und b e-
dienen sich dab ei z . B . der Proteste gegen Gelöbnis-
se o der der »kritischen, manchmal satirischen B e-
gleitung von Bundeswehrveranstaltungen« . E s
geht ihnen um »Vaterlandsverrat« und »Wehrkraft-
zersetzung« . Ein Grund , warum sie − die meisten
davon DFG-VK-Mitglied − ihr Engagement neb en
und außerhalb der DFG-VK b etreib en, be steht da-
rin, dass sie strafrechtlich verfolgb are Handlungen
wie »B e setzungen beispielsweise de s Kreiswehrer-
satzamts« als angeme ssene antimilitaristische Akti-
onsformen b etrachten, die die DFG-VK in Schwie-
rigkeiten bringen könnten . Gemeinsam b etrieb en
wurde allerdings der Internet-Auftritt.

D as »Schritt zur Abrü stung«-Plakat war also seit
fünf Jahren b ekannt, teilweise in der Öffentlich-
keit, weil es in B erlin plakatiert wurde , ab er auch in-

nerhalb der DFG-VK, da e s den Gruppen von B amM
als M aterial angeboten wurde und auf der
gemeinsamen Homep age von B amM und B erliner
DFG-VK abgebildet war. Die Resonanz war üb er-
wiegend kritisch, so erklärte z . B . die DFG-VK-Grup-
pe Mainz j etzt, dass sie das Plakat nie verwendet ha-
b e , »da es uns damals schon zu zynisch erschien,
und wir die S atire für misslungen halten . « Eine
ernsthafte Au seinandersetzung b eispielsweise bei
DFG-VK-Bundeskongressen gab es ab er nicht, was
auch mit dem inneren Gefüge der DFG-VK zu tun
hat. Nach deren S atzung regeln die Gliederungen,
also Orts-, Regional- und Landesverb ände , »ihre Ar-
b eitsweisen sowie ihre Aufgab enstellungen und
Arb eitsschwerpunkte selb stständig. « Insofern hät-
te kein DFG-VK-Bundesgremium, selb st wenn e s
gewollt hätte , dieses Plakat verbieten können, zu-
mal es sich j a außerdem nicht um ein DFG-VK-Pla-
kat, sondern um eine s von B amM handelt.

Nach j ahrelangem Schattendasein berichten am
1 . Septemb er, Antikriegstag und D atum der Trauer-
feier für den in der Wo che zuvor b ei einem An-
schlag in Afghanistan getöteten Bunde swehrsolda-
ten, die rechtsextreme »Junge Freiheit« und Sprin-
gers »Welt« , nachdem unmittelb ar zuvor in einem
rechtsextremen Internetforum auf das Plakat hin-
gewiesen worden war. Die größte Sorge der »Welt« :
»Möglicherweise noch stärker als die Anschläge auf
die Bundeswehr dürfte ein tödlicher Zwischenfall
vom vergangenen D onnerstag die Stimmung ge-
gen den Bunde swehr-Einsatz steigern . « D ab ei wa-
ren eine Frau und zwei Kinder von deutschen Sol-
daten erscho ssen worden. Gleichzeitig kam die
Mobilisierung der Friedensbewegung für die b ei-
den D emonstrationen »D em Frieden eine Chance −
Truppen raus au s Afghanistan« am 2 0 . September
in B erlin und Stuttgart in ihre heiße Phase . D a p ass-
te e s für die »Welt« gut, das Antikriegsengagement
der Friedensbewegung zu diskreditieren versu-
chen, indem sie der DFG-VK als größter deutscher
Friedensorganisation und Mitorganisatorin der
b eiden D emonstrationen unter Verweis auf das an-
ge staubte B erliner Plakat Scheinheiligkeit vorwarf.
Autor des »Welt«-B erichts ist übrigens ein Ansgar
Graw, früher Bunde svorsitzender der als rechtsex-
trem und verfassungswidrig eingestuften »Jungen
Landsmannschaft O stpreußen« und Redakteur de s
rechtsextremen »O stpreußenblatt« .

»I c h ge be I h n en n eu n g ut e Gr ü n de, di e
S P D zu wä hl en. Der ze h nt e h ei ßt Kri eg. «

Wa s wi r ver s pr e c h e n, kö n n e n wi r
a u c h h al t e n

1 . Me hr Ar bei ts pl ätze d ur c h i n n ovati ve Wei t ere nt wi c kl u n g u n d För d er u n g bi sl a n g
be n a c ht ei l i gt er I n d u stri ez wei g e wi e z. B. Rü st u n gs betri e be, Sar gti sc hl er ei e n,
Lei c h e nt u c h sc h n ei d er ei e n u n d Sc h wer be hi n d ert e n betr e u u n g f ür Kri egsi n val i d e n.

2. Ei n Sof ort pr ogra m m. 1 0 0 0 0 0 i nt er essa nt e u n d a b wech sl u n gsr ei c h e Ar bei t s pl ätz e bei
Sc h ar pi n g Adve nt ur eTo urs z ur Be kä mpf u n g d er J u g e n dar bei t sl osi g kei t d urc h di e
N ATO-J o b- Off e n si ve ' 9 9.

3. Auf ba u Ost wi r d z ur Ch efsa ch e. Di e Erri cht u n g gi ga nti sc h er Zel t st ä dt e darf ni c ht d e n
ser bi sc h e n Ba n di t e n ü berl a sse n wer d e n. Sc hr öd er, Bl ai r u n d Cl i nt o n ü ber n e h me n
h öc h st per s önl i ch d e n erst e n Spat e n sti c h z u m Ba u n e u er mi l i t äri sc h er St ütz p u n kt e a uf
d e m Bal ka n.

4. I dee nfa bri k Deut schl a n d. Al s Ar mee ei n er sel bst be wu ßt e n Nati on darf di e Bu n d es we hr
e n dl i c h wi e d er di e t ec h n ol ogi sc h e n I n n ovati o n e n d e ut sc h er I n g e ni e ur e vor d e n Au g e n
d er Wel t öff e ntl i c h kei t prä se nti er e n.

5. Be kä mpf u n g d er Kri mi n al i tät. Kri e gsfl ü c htl i n g e a u s d e m Kos ovo wer d e n a u s Gr ü n d e n
d er i n n er e n Si ch er h ei t bal d mögl i c h st wi e d er a bg esc h o be n. Zu i hrer Si c h er h ei t wi r d
ser bi sc h er Wi d er st a n d mi t al l er Ge wal t i m Kei m ersti ckt.

6. Ne u er Auf br u c h f ür di e Fra u e n pol i ti k d urc h da s Akti o n s pr ogra m m ��Fra u e n a n di e Fr o nt ��

u n d g esel l sc h aftl i c h e An er ke n n u n g f ür di e Mütt er u n ser er Kosovo- Hel d e n.

7. Me hr St eu er g erec hti g kei t. Se n ku n g d er U nt er n e h me n sst e u er n f ür di e d urc h d e n
N ATO- Ei n satz st ar k i n di e n ati o n al e Vera nt wort u n g g e n o m me n e n Rü st u n gsu nt er n e h me n.

8. Beza hl bare Ges u n d h ei t. Durc h d e n Kri egsei n satz st ei gt di e Za hl d er
Kri egsdi e n stver wei g er er, da d ur c h wer d e n a u c h me hr Zi vi l di e n st pl ätz e g esc h aff e n. So
kü m mer n si c h i m mer me hr Me n sc h e n i m mer kost e n g ü n sti g er u m u n sere al t e n, kra n ke n
u n d i n val i d e n Mi t b ür g er. U n ser Ges u n d h ei t s wese n bl ei bt wei t er hi n beza hl bar.

9. Me hr s ozi al e Gerec hti g kei t. Au ßer d e n Ser be n si n d al l e Me n sch e n gl ei c h.
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Nun gab es kein Halten mehr. Vorb ereitet durch
die »Welt«-Veröffentlichung konnte die große
Springer-Schwe ster »Bild« am 4 . Septemb er titeln :
»Widerliches Plakat feiert To d eine s Bundeswehr-
soldaten« . Mit einem Rundumschlag wird mittels
des Plakataufhängers die Verbindung von DFG-VK
und Gysi/Lafontaine/LINKE hergestellt, da sie ge-
meinsam zu den D emonstrationen am 2 0 . Septem-
ber aufrufen. Und weil man schon dab ei ist, wird
die aus »Bild«-Sicht drohende rot-rot-grüne Regie-
rung in He ssen mit ins »Skandal-B o ot« geholt, weil
der dortige LINKE-Fraktionschef van O oyen vor
Jahrzehnten in der DFG-VK aktiv war. No ch-Minis-
terpräsident Ko ch darf erklären, das Plakat zeige
»ein Au smaß an Unmenschlichkeit, j a Menschen-
verachtung, wie ich e s nicht für möglich gehalten
hätte« . D eshalb müsste die Verbindung von DFG-
VK und LINKE » alle Sozialdemokraten und Bünd-
nisgrüne davor ab schrecken, mit ihr zusammenzu-
arbeiten« . (Mittlerweile hat die CDU einen Ent-
schließungsantrag in den hessischen Landtag »b e-
treffend keine Verhöhnung von gefallenen Solda-
ten« eingebracht, in dem »die unerträgliche Ver-
höhnung von Bundeswehrsoldaten« durch das Pla-
kat verurteilt und »allen Landtagsabgeordneten,
die Mitglieder der DFG-VK sind« die B eendigung
ihrer Mitgliedschaft empfohlen wird .)

Und endlich erfährt man in der »Welt« auch die
Empörung de s Friedensministers Jung, der auf
Truppenb e such in Masar-e Sharif »Bild« erklärt : »E s
ist ein Schlag ins Gesicht unserer Soldaten, die ihr
Leben für die Freiheit in D eutschland einsetzen . «

Wehrb e auftragter Robb e , bis zu seiner Wahl
SPD-Bundestagsabgeordneter und Vorsitzender
des Verteidigungsausschu sse s wird deutlicher: Ihn
erinnere das Plakat an die Parole mit dem Tuchols-
ky-Zitat » Soldaten sind Mörder« und dass nun er-
neut »unter dem D eckmatel der S atire« indirekt ge-
sagt werde »Jeder tote Soldat ist ein guter Soldat« . Er
halte das für einen »Fall für den Verfassungsschutz« ,
für no ch wichtiger ab er »eine breite Ablehnungs-
front« in der Gesellschaft. Man erinnert sich : Ziel
der damals auch mit Strafanzeigen geführten Kam-
p agne gegen PazifistInnen, die Tucholsky zitierten,
war, Soldaten und ihr Tun von Kritik freizuhalten
und die KritikerInnen zu Verfassungsfeinden zu
stempeln . Was damals nicht klappte , probieren
Robb e und Konsorten nun wieder.

Bunde sweit greift die Pre sse in den folgenden
Tagen die Ge schichte auf, meist mit negativer
Tendenz .

Kein Halten gibt e s auch rechtsaußen : B erliner
DFG-VK-Aktive erhalten Morddrohungen von Neo-
nazis . Auch andere DFG-VK-Gruppen b ekommen
den Hass zu spüren, in einem eM ail an die Münch-
ner heißt es : »So Gesindel wie Ihr gehört ohne Gna-
de an die Wand gestellt und hingerichtet. «

Haltlo s wird es teilweise ab er auch innerhalb
der DFG-VK: Die Gruppe D ortmund fordert den
Bunde ssprecherInnenkreis einstimmig auf, zwei
B erliner DFG-VK-ler, die für das Plakat verantwort-
lich sein sollen, »wegen grob em vereinsschädigen-
dem Verhalten aus der DFG-VK au szu schließen . «

Auch der DFG-VK-Bunde ssprecherInnenkreis
hat sich mittlerweile geäußert. In einer Pre sseer-
klärung vom 4 . Septemb er wird aber nicht zu-
nächst Solidarität mit den von neonazistischen
Mordaufrufen b edrohten B erliner DFG-VK-Mit-
gliedern geübt. Die Üb erschrift der Erklärung lau-
tet vielmehr »D er Zynismu s des Plakate s ist für uns
schwer erträglich. Unser humanistisches Weltbild
verbietet uns die Genugtuung üb er den Tod eine s
j eden Menschen − auch in Form einer satirischen
D arstellung. « Immerhin taucht in der Erklärung
der S atz auf »Allerdings stellt das Plakat kein Verbre-
chen dar, sondern der Krieg, in dem der To d von
Soldaten und unschuldigen Zivilisten b ewusst in
Kauf genommen wird . « D ass e s Morddrohungen
gegen Mitglieder der eigenen Organisation gibt,
wird nicht einmal erwähnt, e s heißt lediglich: »In
mehreren Internetforen nehmen Nazis und Kriegs-
b efürworter das j etzt entdeckte Plakat zum Anlass ,
um ihren Hasstiraden gegen Antimilitaristen freien
Lauf zu lassen . D er Bundessprecherkreis der DFG-
VK verurteilt die se Form der Auseinandersetzung
entschieden . « Die Erklärung scheint der Logik zu
folgen : »Bild« und »Welt« hab en schlecht über uns
b erichtet, der Friedensminister mag uns nicht, das
Plakat finden wir sowie so katastrophal, also geb en
wir mal eine Erklärung ab , die die meisten als Dis-
tanzierung verstehen werden . Weil wir ab er auch
Mitglieder hab en, die das Plakat nicht verurteilen
würden, es vielleicht sogar ein gutes p azifistische s
Mittel finden, formulieren wir unsere Erklärung so ,
dass sie der radikale Flügel mit viel gutem Willen als
Nicht-Distanzierung interpretieren kann .
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Nach diesem Blick in eine fiktive und in die reale
Welt bleib en eine Reihe von Fragen offen :

Satire oder nicht ?

Natürlich ist das Plakat eine satirische D arstellung,
allerdings eine verunglückte , zumal wenn man die
Textp assage »Wir b egrüßen diese konkrete Maß-
nahme , den Umfang der Bundeswehr nach und
nach zu reduzieren« mit b erücksichtigt. Die DFG-
VK-Gruppe M ainz hat e s auf den Punkt gebracht :
»Hätte man ge schrieb en : >Abrü stung j a, ab er do ch
nicht so ! Kriegsdienstverweigerung statt Soldaten-
to d ! <, hätte das Plakat immer no ch eine bissige sati-
rische Pointe gehabt, und unser Anliegen hätte
nicht missverstanden werden können . «

Die auf diesen Heftseiten abgebildeten satiri-
schen D arstellungen zeigen : E s gibt gute und
schlechte . Und solche mit problematischer Aussa-
ge . So ist b eispielsweise der »Fuck the Army«-Auf-
kleb er umstritten; manche DFG-VK-Aktive verkau-
fen ihn am Info stand , anderen halten ihn für sexis-
tisch und meinen, er müsse verb oten werden, dür-
fe j edenfalls kein Material der DFG-VK sein .

Die satirische Verbindung von toten Soldaten
und Abrüstung mu ss in der DFG-VK natürlich er-
laubt sein − Krieg ist nicht ab strakt, sondern kon-
kret. Vielleicht sollte man aber auch in diesem Zu-
sammenhang an Kurt Tucholsky denken, der 1 9 2 5
in der »D as Andere D eutschland« unter dem Pseu-
donym Ignaz Wrobel schrieb : »Wer im Krieg getötet
wurde , ist nicht zu feiern, sondern aufs tiefste zu
b edauern, weil er für einen Dreck gefallen ist. « Al-
so : keine Heldenverehrung, keine Gedenkstätten,
keine Orden . . . und keine Militär-Prop aganda-Trau-
erfeier (»Helm ab zum Geb et ! «) ohne den Protest
der DFG-VK. D eren Ziel − so im Grundsatzpro-
gramm von 1 9 9 3 formuliert − ist, »dass militärische
Gewalt und Soldatentum ge ächtet« werden .

Schließlich: Wer meint, getötete Soldaten seien
re al ein Schritt zu Abrüstung, der gibt sich einer ge-
fährlichen Illusion hin . Genauso wie die Hoffnung
und Perspektive der DFG-VK in den 1 9 8 0er Jahren
falsch war, dass eine hohe Zahl an Kriegsdienstver-
weigerern die Bundeswehr mangels Masse verklei-
nern würde . D er S atz »Stell' dir vor, e s ist Krieg, und
keiner geht hin« ist eine schöne Vision, ab er als re a-
listische Perspektive auch ganz schön naiv. Die ge-
setzliche Kriegsdienstpflicht (wie in D eutschland)
o der die ökonomische (wie in den USA) machen ei-
nen Strich durch die se Rechnung . Kriegsdienstver-
weigerung ist ein klare s Signal und kann die
»Heimatfront« schwächen und die »Wehrkraft« zer-
setzen und ist insofern im größeren Zu sammen-

hang mit anderen p azifistisch-antimilitaristischen
Mitteln wie z . B . der Unterstützung von D e serteu-
ren, der S abotage von Rüstungsmitteln und der B e-
einflu ssung der öffentlichen Meinung geeignet,
zur Kriegsverhinderung, -b eendigung und -äch-
tung b eizutragen .

D en B erliner DFG-VK-lern und B amM-Aktivis-
tInnen wäre also zu raten, das Plakat zu D okumen-
tationszwecken ins Archiv zu legen, ab er nicht wei-
ter öffentlich anzubieten . Nicht deshalb , weil sich

Jung, Ko ch, Robb e und andere Kriegstreiber darü-
b er aufregen . D as war nicht anders zu erwarten,
und hätte e s das Plakat nicht gegeben, hätten sie im
Vorfeld der D emonstrationen des 2 0 . Septemb er,
der geplanten M andatsverlängerung durch den
Bundestag und angesichts der Tatsache , dass eine
deutliche Mehrheit der B evölkerung die deutsche
Kriegsb eteiligung in Afghanistan ablehnt, etwas
anderes gefunden o der konstruiert. Ins Archiv de s-
wegen, weil DFG-VK und Friedensb ewegung b e s-
sere Metho den der Öffentlichkeitsarb eit haben .

Welchen Stellenwert hat die Meinungs-
freiheit in der Friedensbewegung
und in der DFG-VK?

Die Friedensb ewegung ist, wie das schon der Name
b esagt, eine B ewegung unterschiedlicher Men-
schen und Gruppierungen ohne feste Mitglieder,
Struktur, Programm und gemeinsam b e schlo sse-
nen Zielen, auch wenn e s in ihr Bündnisse − wiede-
rum au s verschiedenen Gruppen − gibt, die teilwei-
se langj ährig zusammenarb eiten . Insofern zeigt
sich »die Friedensbewegung« als üb erörtlich agie-
render und wahrnehmb arer Akteur, wenn e s den
unterschiedlichen Gruppierungen und Einzelper-
sonen gelingt, Ab sprachen üb er gemeinsame Ziele
und Aktionsformen zu treffen .

In den 1 9 8 0 er Jahren war dies der Fall in der Fra-
ge der Ablehnung und ange strebten Verhinderung
der Stationierung US-amerikanischer Atomraketen
in D eutschland . Die Aktionsformen waren in die-
ser Zeit Massendemonstrationen ( 1 9 8 1 und 1 9 8 2
in B onn) und Formen, in denen solche D emonstra-
tionen mit Elementen de s Zivilen Ungehorsams
verbunden wurden (als größte derartige Aktion am
2 2 . Oktober 1 9 8 3 die Menschenkette von Neu-Ulm
nach Stuttgart mit Kundgebungen an b eiden Or-
ten und einer gewaltfreien Blo ckade einer US-Ka-
serne in Neu-Ulm) .

In den Aufrufen zu solchen gemeinsamen Aktio-
nen werden regelmäßig Ziel, Aktionsform und
Selb stverständnis der aufrufenden Organisationen
und Einzelpersonen b eschrieb en . Wenn man sich
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solche Aktionen, seien e s D emonstrationen, Kam-
p agnen, Blo ckaden etc . , üb er die letzten Jahrzehn-
te anschaut, dann ist die Trennlinie dafür, wer zur
Friedensb ewegung zu rechnen ist, einerseits wohl
der Ausschluss menschenverletzender Gewalt und
andererseits die Ablehnung von Kriegen, die die
USA führen, und solchen, an denen sich D eutsch-
land b eteiligt. Alle s andere ist unter denen, die sich
über die se beiden Punkte verständigen konnten
und können, mehr oder weniger strittig . Ob der US-
Imperialismus der Hauptfeind ist oder ein deut-
sches Großmachtstreb en, ob so genannte B efrei-
ungskriege gebilligt o der gefördert (Stichwort
»Waffen für El S alvador«) werden, ob gewaltfreie
Aktionen abzulehnende S ab otage o der legitime
Prote stform sind , ob Militär generell abgelehnt
wird o der nur atomare Drohung und B ewaffnung,
um nur einige Punkte zu nennen − all die s war in
den vergangenen 4 0 Jahren umstritten .

In den letzten Jahren, in denen Krieg auch in Fol-
ge der weggefallenen O st-We st-Blo ckkonfrontati-
on für die we stlichen (und im We sentlichen Nato-
Mitglieds-) Staaten wieder zum normalen politi-
schen Mittel geworden ist, hab en sich die unter-
schiedlichen Teile der Friedensb ewegung um die
Ablehnung dieser Kriege konzentriert. Aktuellste s
B eispiel sind die b eiden D emonstrationen »D em
Frieden eine Chance − Truppen raus aus Afghanis-
tan« am 2 0 . Septemb er in B erlin und Stuttgart, zu
der Dutzende von Gruppen und Hunderte von Ein-
zelpersonen aufgerufen haben .

Für eine solche (Nicht-) Struktur ist es erforder-
lich, Konsense zu finden − in der Regel auf dem
kleinsten gemeinsamen Nenner, was Zielstel-
lung/Hauptforderung und Aktionsform anb etrifft.
Alles andere , worin sich die B eteiligten unterschei-
den, wird ausgeklammert. Für die Zusammenar-
beit »der Friedensbewegung« sind daher Mei-
nungsfreiheit und ein hohe s M aß an Toleranz erfor-
derlich − und konstitutiv. (Gegenseitige) Distanzie-
rungen sind de shalb auch nicht notwendig − wer
einen von anderen gefundenen Konsens nicht teilt,
macht eb en b ei der Aktion nicht mit.

Insofern ist e s erstaunlich, dass der Bundesaus-
schuss Friedensratschlag der Ansicht war, sich öf-
fentlich zu dem umstrittenen Plakat äußern zu müs-
sen und es per Pressemitteilung als »zynisch, dumm
und schädlich« bezeichnet hat. D ass in der Erklä-
rung darüb er hinaus fälschlich b ehauptet wurde ,
das Plakat sei »von der DFG-VK-Gruppe B erlin-
Brandenburg« herausgegeb en worden, macht die
S ache umso kritikwürdiger. Erklärlich wird das
vielleicht dadurch , dass sich der Bunde sausschuss
Friedensratschlag gelegentlich − irrtümlich o der

F or u m Pazi fi s mus

»größenwahnsinnig« − für die Friedensbewegung
insgesamt hält, so z . B . mit der über seinen eMail-
Verteiler verbreiteten Erklärung »Friedensb ewe-
gung widerspricht Bundesregierung« vom 1 0 . Sep-
tember, in der sich Rainer Braun und Peter Stru-
tynski als »die Sprecher der Friedensb ewegung«
au sgeb en .

Für die DFG-VK gilt b ezüglich der Heterogenität
ihrer Mitgliedschaft ähnliches wie das für »die Frie-
densb ewegung« b eschriebene . D er entscheidende
Unterschied ist, dass sie eine Organisation mit fes-
ter Mitgliedschaft, klar festgelegten Strukturen
und einem Programm ist. Mitglied der DFG-VK ist,
wer seinen B eitritt zu ihr erklärt und sich zu dieser
Grundsatzerklärung verpflichtet: »D er Krieg ist ein
Verbrechen an der Menschheit. Ich bin daher ent-
schlo ssen, keine Art von Krieg zu unterstützen und
an der B e seitigung aller Kriegsursachen mitzuar-
b eiten . «

D a es derer viele gibt und da sich in der DFG-VK,
wie es ihr Grundsatzprogramm sagt, »Menschen
unterschiedlicher Weltanschauungen und politi-
scher Auffassungen zu sammenge schlo ssen« ha-
b en, muss auch hier eine Vielfalt an Ansichten,
Forderungen und Aktionsformen möglich sein
und ausgehalten werden . Die Grenze dessen, was
innerhalb der DFG-VK tolerab el ist, kann nur ihr
Grundsatzprogramm sein . Dieses b eschreibt als
gemeinsame s »Ziel, dass militärische Gewalt und
Soldatentum geächtet und au s den internationalen
B eziehungen verb annt werden« , weil Konflikte
»dauerhaft nur gewaltfrei gelö st werden« können .
D abei verlangt »der Pazifismus der DFG-VK dauer-
haftes politisches Handeln mit dem Ziel, B edingun-
gen für eine Welt ohne Krieg und Unterdrückung
zu schaffen« , was »die öffentlichkeitswirksame Pro-
p agierung von Abrüstung mit dem Ziel der völligen
Entmilitarisierung, die Förderung von antimilita-
ristischem B ewusstsein mit dem Ziel der völligen
Ächtung des Soldatentums« sowie »die öffentliche
Diskussion üb er die Aufgab e von Soldaten : D as Tö-
ten im Krieg« b edeutet.

D as sind die Kriterien, nach denen die DFG-VK
das Plakat diskutieren kann und b eurteilen sollte ,
ob sie mit B amM zu sammenarbeiten will . Ihrem
Grundsatzprogramm scheint das Plakat j edenfalls
nicht zu widersprechen . Ob die verunglückte S ati-
re dumm und geschmacklo s ist, bleibt eine Frage
der B ewertung − im Rahmen derselb en Meinungs-
freiheit. Dummheit und Geschmacklo sigkeit ver-
bietet diese j edenfalls nicht.

Stefa n Ph ilipp ist F or u m Pazi fi s mus -Redakteur
und aktiv in der DFG- VK.
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onfliktkompetenz gehört heute nicht nur
in der gewaltfreien B ewegung, sondern

auch in Industrie und Verwaltung zu den selb stver-
ständlich vorau sge setzten Fähigkeiten für die , die
Verantwortung üb ernehmen wollen o der sollen .
Höchste Zeit, darüb er nachzudenken, ob wirklich
alle , die als Vorge setzte , Proj ektgruppenleiterIn-
nen, Vereinsvorstände , Kirchengemeinderatsmit-
glieder oder Aktive in Initiativ- und Ko ordinie-
rungskreisen aller Art diese Fähigkeit wirklich in
ausreichendem Maße b e sitzen . D abei ist e s so ein-
fach, zu te sten, wie ho ch die Konfliktkompetenz
der anderen Mitglieder in einem Gremium wirk-
lich ist. Hier ein p aar Vorschläge :

� B etonen Sie , wie wichtig sämtliche anstehen-
den Proj ekte sind , schlagen Sie ein p aar weitere
vor, nicht ohne darauf hinzuweisen, dass die aus
Ihrer Sicht ebenso wichtig sind - und erklären
Sie dann, dass und warum Sie in der nächsten
Zeit leider an keinem einzigen dieser Proj ekte
mitarb eiten können (Urlaub , Reha-Kur, drin-
gende anderweitige Verpflichtungen) .

� Stellen Sie sich konsequent außerhalb der Grup-
pe und kritisieren Sie alle s, was nicht optimal
läuft. Verwenden Sie dab ei keinesfalls das Wört-
chen „wir “ , sondern machen Sie durch Verwen-
dung von „ ihr “ deutlich, wen Sie für verantwort-
lich halten .

� Spielen Sie den B edenkenträger. E s gibt immer
etwas , was schief gehen kann . Je anspruchsvol-
ler und komplexer das Ziel/der Auftrag der
Gruppe ist, de sto mehr. B e stehen Sie darauf,
dass Ihre B edenken und Einwände ernst genom-
men werden . Erklären Sie , dass eine Weiterar-
b eit an der S ache keinen Sinn macht, solange Ih-
re B edenken nicht au sgeräumt wurden . Sie wis-
sen j a: Störungen hab en Vorrang !

� B e stehen Sie darauf, dass alle Informationen so-
fort und au sführlich an alle in der Gruppe wei-
tergegeben werden . Auch und gerade dann,
wenn andere wegen üb erquellender Po stfächer
dringend darum bitten, nur konkrete Ergebnis-
se und für anstehende Entscheidungen relevan-
te Unterlagen zu verschicken .

� Übernehmen Sie Aufgab en, geb en Sie sie halb
erledigt an die Gruppe zurück, und fragen Sie
dann konsequent nach, warum sie no ch nicht
erledigt sind . Schließlich hätten Sie die Aufgabe
j a zu B eginn nicht üb ernommen, wenn sie nicht
wichtig wäre .

Ute Finckh und Kathrin Vogler

Wie teste ich
die Konfliktkompetenz einer Gruppe?
Eine Anleitung mit Erfolgsgarantie

� B etonen Sie , wie wichtig es aus Ihrer Sicht ist,
dass b estimmte Personen b estimmte Aufgab en
üb ernehmen . Wenn diese Personen die Aufga-
ben dann tatsächlich üb ernehmen, äußern Sie
sich b esorgt darüber, dass sie zu viel Einfluss auf
das Gesamtvorhab en nehmen könnten .

� Sie sind ehemaligeR VorsitzendeR, Schatzmeis-
ter(in) , Proj ektleiter(in) ? Prima. Erklären Sie im-
mer wieder, dass Sie an Stelle des/der derzeit
Verantwortlichen alle s ganz anders machen
würden . Lassen Sie sich durch Hinweise darauf,
dass die äußeren B edingungen sich ge ändert ha-
ben, nicht b eirren . Wenn Sie noch das S agen hät-
ten, sähe die Welt ganz anders aus .

� Führen Sie Konfliktgespräche in der Gruppe un-
bedingt mit Zeugen . O der, no ch b esser, schi-
cken Sie eine eMail, die alle , die sich für den Kon-
flikt interessieren könnten, als Cc : b ekommen .
M achen Sie in j edem Fall deutlich, wie ent-
täuscht Sie über die Person/die Personen sind ,
mit denen Sie sich uneins sind . Bleib en Sie kei-
nesfalls auf der S acheb ene . Schließlich hab en
Sie j a genug Leute einb ezogen, die eine hohe
Konfliktkompetenz hab en (sollten) , die können
j a die Kuh wieder vom Eis bringen .

� Wenn ein Teilproj ekt Erfolg hat, erklären Sie ,
dass das zwar ganz schön ist, aber eb en leider
nur ein Teilproj ekt, und nicht einmal ein b eson-
ders wichtiges . S agen Sie deutlich, welche s Teil-
proj ekt aus Ihrer Sicht viel wichtiger gewe sen
wäre , fragen Sie b eharrlich nach, warum die an-
deren sich um Unwichtiges gekümmert und das
Wichtige liegen gelassen hab en .

� Erklären Sie ein Proj ekt für das wichtigste üb er-
haupt. Machen Sie deutlich, dass Sie ohne Re ali-
sierung die se s Proj ektes für sich keinen Sinn in
der gesamten Arb eit sehen . Üb ernehmen Sie
keine sfalls die Federführung für dieses Proj ekt,
sondern b estehen Sie darauf, dass die von j e-
mand übernommen wird , der üb er mehr freie
Zeitressourcen verfügt, von Amts wegen zustän-
dig ist, jünger, kompetenter o der erfahrener ist.

� Fragen Sie regelmäßig bei Dritten nach, ob Kol-
lege X o der Kollegin Y wohl wirklich nicht mit
der Erledigung der ihm/ihr üb ertragenen Aufga-
ben üb erfordert ist. Sie/er mache do ch immer so
einen ange strengten und abgehetzten Eindruck
und sei auch so schlecht zu erreichen . Vermei-
den Sie aber auf j eden Fall, X o der Y wirklich Ar-
beit abzunehmen, e s sei denn in einem B ereich,
in dem sie/er deutlich kompetenter ist als Sie .
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� Sollte j emand an ihrer Arbeitsweise o der ihrem
Kommunikationsstil Kritik äußern, so b edan-
ken Sie sich freundlich für das wertvolle Feed-
b ack und fahren Sie fort wie gewohnt.

� Sie sind auf den Geschmack gekommen und
wollen auch die Konfliktkompetenz Ihrer Fami-
lie und FreundInnen prüfen? B e sorgen Sie sich
den Klassiker „Anleitung zum Unglücklichsein“

F or u mPazi fi s mus

von Paul Watzlawick und lassen Sie sich von den
zahlreichen darin geschilderten Te stszenarien
inspirieren .

Ute Finckh istF or u m Pazi fi s mus -Redakeurin und
Vorsitzende des BSV, Ka thrin Vogler dessen Ge-
schäftsführerin.

F o-
r u m Pazi fi s mus

Jürgen Ro se behauptet, ich habe in meinem Artikel
über den Widerspruch zwischen dem Menschen-
recht auf Kriegsdienstverweigerung und dem als
Ausnahmerecht konzipierten Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung au s Gewissensgründen (F o-

r u m Pazi fi s mus 1 5 , Seite 3 ff.) »an keiner einzigen
Stelle begründet, warum KDV ein allgemeine s
Menschenrecht sein sollte« .

Richtig ist, dass ich dafür plädiert hab e , das
Recht auf Kriegsdienstverweigerung von den
Rechten auf Leb en, körperliche Unversehrtheit
und Freiheit abzuleiten . Ich hab e ausgeführt, dass
in internationalen Menschenrechtskonventionen
Sklaverei und Zwangsarb eit verb oten werden, dass
ab er für Kriegs- und Ersatzdienste eine Ausnahme
gemacht wird . E s würde also sogar schon genügen,
die se s Privileg zur Menschenrechtsverletzung für
Staat und Militär zu streichen . Auch wenn Jürgen
Ro se am Zwangsrekrutierungsprivileg von Staat
und Militär festhalten will, wenn es für den Staat
»existenziell erforderlich« sei, sollte er andere Ar-
gumente und ihre B egründung wenigstens wahr-
nehmen .

B ezüglich der selektiven o der situ ativen Kriegs-
dienstverweigerung stellt Jürgen Ro se zu Recht
fest, dass ich die von ihm angeführten Fälle von Ge-
horsamsverweigerung, in denen sich Bundeswehr-
soldaten auf ihr Gewissen sowie auf staatliches und
internationales Recht b erufen und sich in einem
Rechtsstreit durchge setzt hab en und weiterhin,
nur in anderer Funktion ihren Kriegsdienst leisten,
nicht in meine B etrachtung einb ezogen habe . D as
sind tatsächlich spezifische Grenzfälle , die b eim
Thema selektive Kriegsdienstverweigerung b e-
rücksichtigt werden können, auch wenn die Ver-
weigerungshandlung ziemlich punktuell ist und
letztendlich auch aufgrund des Entgegenkommens
des Staate s nicht zur Verweigerung des Kriegs-
dienstes für die Bundeswehr geführt hat.

Um B egriffsverwirrung zu vermeiden, halte ich
es für sinnvoll, zwei Phänomene zu unterscheiden,

die bisher unter dem Ob erb egriff selektive o der si-
tuative KDV zusammengefasst wurden : Einerseits
die Verweigerung de s Gehorsams b ezüglich einzel-
ner Kriegsdiensthandlungen ohne Verweigerung
des ge samten Kriegsdienste s für den betreffenden
Staat, andererseits die Verweigerung des Kriegs-
dienstes nicht aufgrund einer grundsätzlich p azi-
fistischen Einstellung, sondern aufgrund der Ab-
lehnung des Kriegsdienstzwecks vor dem Hinter-
grund einer b estimmten politisch-militärischen Si-
tuation . Um beim B eispiel der Ablehnung eines völ-
kerrechtswidrigen Angriffskriege der Bundes-
wehr zu bleib en : Im ersten Fall werden Handlun-
gen verweigert, die im unmittelb aren unüb erseh-
b aren Zusammenhang mit dem Angriffskrieg ste-
hen, abgesehen davon wird der Dienst für die
kriegführende Bunde swehr an anderer Stelle fort-
gesetzt, sofern die Bunde swehr dies hinnimmt. Im
zweiten Fall wird der Dienst in der Bunde swehr
ganz verweigert, weil sie einen völkerrechtswidri-
gen Angriffskrieg führt.

Wie wir wissen, ist es im Fall der Gehorsamsver-
weigerung möglich, dass der Staat einlenkt. In der
Gewissensprüfung würde ein Kriegsdienstverwei-
gerer, der sich ausschließlich auf seine Ablehnung
völkerrechtswidriger Angriffskriege b eruft, nach
bisheriger Praxis nicht als b erechtigt anerkannt,
den Militärdienst zu verweigern . Würde ein Gehor-
samsverweigerer nicht im Rahmen der staatlichen
Rechtsordnung argumentieren, sondern andere
Gründe anführen, würde seine Gehorsamsverwei-
gerung eb enfalls nicht geduldet.

Ich hab e auch keineswegs b ehauptet, wie Jür-
gen Ro se unterstellt, dass es einer religiö sen Fun-
dierung b edürfe , um ein Ausnahmerecht auf KDV
zu b egründen . Richtig ist, dass ich dargelegt hab e ,
dass es so entstanden ist und dass aufgrund dieser
historischen no ch heute wirksamen Prägung
nicht-religiö se Verweigerer in Gewissensprüfun-
gen in vielerlei Hinsicht b enachteiligt werden .

Gerno t Lennert

F or u m Pazi fi s mus

Leserbrief
Antwort auf den Leserbrief von Jürgen Rose, F or u m Pazi fi s mus 1 7 , Seite 2 6
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Outi A rajärvi/Björn Kun ter (Hrsg.): Ko nfliktbear-
beitung in der Nachbarschaft. Sieben Praxisbei-
spielefür einfriedliches Miteina nder a us Deutsch-
land, der Slo wakei, den Niederlanden und Frank-
reich. Verlag Stiftung Mitarbeit, Bo nn 2008, 80 Sei-
ten, 8 Euro. Zu beziehen im Buchhandel (ISBN

9 78-3-928053-98-3) oder über das BSV-Büro
(Sch warzer Weg 8, 32423 Minden, Telefo n
05 71/29456, info @soziale-verteidigung. de).

In vielen europ äischen Ländern hab en sich in den
letzten Jahren die sozialen Gegensätze verschärft.
Ganze Stadtteile o der Kommunen sind üb erwie-
gend o der ausschließlich von Menschen b ewohnt,
deren sozialer Status gefährdet ist o der sinkt. D azu
kommen zunehmende Individu alisierung und im-
mer größere Anforderungen an die örtliche und
b erufliche Mobilität der Menschen . Viele Men-
schen leiden unter Ab stiegsängsten, fühlen sich
ausgegrenzt o der abgelehnt. In b esonderem Maße
b etrifft das MigrantInnen und junge Menschen, die
keine realistische Perspektive für eine gleichb e-
rechtigte Teilhab e am gesellschaftlichen Leb en
und am ge sellschaftlichen Wohlstand mehr sehen .
Gleichzeitig ist die Sensibilität von Politik und
Öffentlichkeit gegenüb er Gewalt in Schulen, Fami-
lien, öffentlichen Räumen gewachsen . D er Ver-
such, manife ste Gewalt durch staatliche Repre ssi-
onsmaßnahmen zu unterdrücken, wird zwar im-
mer wieder gemacht, scheitert ab er regelmäßig .

Als Antwort auf diese Situ ation wurden in den
letzten Jahren vielfältige Konzepte der konstrukti-
ven Konfliktb earb eitung in Stadtteil und Nachb ar-
schaft entwickelt und eingesetzt. Manche davon
waren erfolgreich, andere nicht. Welche Lehren
lassen sich daraus ziehen? Zwei Jahre lang trafen
sich ExpertInnen aus 1 4 Organisationen aus 1 1 eu-
rop äischen Ländern und tauschten ihre Erfahrun-
gen aus .

Die sieb en be schrieb enen Proj ekte sind sehr unter-
schiedlich:

Die marokkanischen »Buurtvaders« in Amster-
dam sind eine Organisation marokkanischer Väter,
die frustrierte junge Männer von der Straße holen
und mit ihnen üb erlegen, welche Bildungs- und b e-
ruflichen Möglichkeiten bzw. Freizeitangebote für
sie b estehen .

In Göttingen wurden MigrantInnen zu Kultur-
dolmetscherInnen au sgebildet, die eine sprachli-
che und kulturelle Brücke zwischen Familien mit
Migrationshintergrund und den Schulen, die ihre
Kinder b e suchen, bilden .

D er aus Frankreich stammende Ansatz der
»thérapie so ciale« wurde im he ssischen Germers-
heim eingesetzt, um das gegenseitige Verständnis
zwischen alteingesessenen D eutschen und ver-
schiedenen Zuwanderergruppen, die die ur-

sprünglich eher dörfliche Struktur des Ortes stark
verändert hatten, zu verb essern .

In der Hanse stadt Wismar wurde auf Grund der
dort stark zunehmenden Aktivitäten Rechtsextre-
mer ein Netzwerk für D emokratie , Toleranz und
Menschlichkeit gegründet.

D as ursprünglich in Neu seeland entwickelte
Konzept der Familien-Gruppen-Konferenz wird
seit einigen Jahren auch in den Niederlanden ange-
wandt, um Familien in Krisensituationen b ei der
Suche nach Auswegen zu helfen .

Eb enfalls in den Niederlanden werden typische
Nachb arschaftskonflikte mit Hilfe von Nachb ar-
schaftsmediatorInnen b earb eitet, die aus dem glei-
chen Stadtviertel stammen, die Konfliktp arteien
aber nicht persönlich kennen .

Die slowakische Nichtregierungsorganisation
»Partners for D emo cratic Change Slovakia« enga-
giert sich in der Slowakei, Tschechien und Ungarn
mit vielfältigen Proj ekten für die Integration der
Roma in die j eweilige Gesellschaft.

Was zeichnet die erfolgreichen Proj ekte aus ?
� E s wurde nicht b ei Individuen bzw. ihrem Verhal-
ten angesetzt, sondern die Kommune , der Stadtteil,
die Nachb arschaft (in B erlin hieße das : der Kiez)
als B ezugsrahmen für die konstruktive Konfliktb e-
arb eitung gewählt. D ab ei wurden ab er die B eteilig-
ten nicht als RepräsentantInnen der einen o der an-
deren Gruppe , sondern als Einzelpersonen wahr-
und ernstgenommen .
� Vor der Entwicklung eine s Konzepte s stand j e-
weils eine Konfliktanalyse , weil es in typischen e s-
kalierten Konflikten eine Vielzahl direkt und indi-
rekt B eteiligter bzw. B etroffener und meistens
komplexe Konfliktursachen gibt.
� D er Proze ss der Konfliktb e arb eitung und Prob-
lemlö sung ist entscheidend . Er gelingt nur dann,
wenn er auf den Kompetenzen der B etroffenen
aufb aut und ihnen keine Lö sungsansätze vorgibt,
sondern sie als Hauptakteure in die Suche nach
konstruktiven Problemlö sungen einbezieht.
� Die externen B eteiligten hatten dementspre-
chend nur die Funktion, die B etroffenen auszubil-
den, zu b egleiten, den Konfliktbe arbeitungspro-
ze ss zu mo derieren . Die Entscheidung, welche
Maßnahmen wie umge setzt werden sollten, war S a-
che der B etroffenen . Zu sätzlich wurde darauf ge-
achtet, dass alle B eteiligten gleichb erechtigt in den
Prozess einb ezogen wurden .
� Die externen B eteiligten waren sich darüber hi-
naus darüb er im Klaren, dass und wie sich üb erge-
ordnete ge sellschaftliche Machtstrukturen auf
Konflikte auswirken und achteten darauf, dass eine
längerfristige Perspektive zur Veränderung kon-
fliktverschärfender Strukturen mit bedacht wurde .

Ute Finckh

Konfliktbearbeitung in der Nachbarschaft
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Jörg Eichler, Seb astian Kraska, Detlev Beutner

». . . wenn's der Wahrheitsfindung dient«
Strafprozessuale Fragen mit grundsätzlichem Hintergrund

A
nt

i
m

ili
ta

ris
m

us

n dem (. . . ) Strafverfahren gegen Andreas R.
wegen des Verdachts der »Dienstflucht«

( § 5 3 Ab s . 1 ZD G [Zivildienstgesetz]) wird zu der
Äußerung der Generalstaatsanwaltschaft [GenStA]
Dre sden vom 1 6 . 0 5 . 0 8 , mit der be antragt wurde ,
die sofortige B eschwerde des Angeklagten gegen
den Ordnungsmittelb e schluss des Amtsgerichts
Zittau vom 1 4 . 1 2 . 07 als unb egründet zu verwerfen,
folgende Stellungnahme abgegeb en :

Die Ausführungen der Generalstaatsanwaltschaft
vermögen durchgehend nicht zu üb erzeugen .

Die B egründung de s Verwerfungsantrage s der
GenStA b einhaltet im wesentlichen eine Aneinan-
derreihung von schlichten B ehauptungen; von ei-
ner ernsthaften argumentativen Au seinanderset-
zung fehlt j ede Spur. Die in der B eschwerdeb egrün-
dung erhobenen B edenken gegen die Verhängung
eine s Ordnungsmittels wegen Ungebühr gegen
den b ei der Urteilsverkündung sitzengeblieb enen
Angeklagten wurden daher in keinem Punkt ausge-
räumt.

1 .) D er einzige Ge sichtspunkt, den die GenStA zur
B egründung einer Pflicht zum Aufstehen während
der Urteilsverkündung anführt, ist wiederum al-
lein der Verweis auf die Tradition : E s b estehe in der
Rechtsprechung »einhellig die Meinung, dass b ei
der Verlesung der Urteilsformel alle aufzustehen
hab en« , die s sei auch »weiterhin anerkannt« .

Diese Ausführungen sind letztlich eb ensoviel
wert wie der S atz : »D as haben wir schon immer so
gemacht. « Die B e schwerdeb egründung vom
2 3 . 02 . 0 8 hat ausführlich dargetan, dass die B efol-
gung bloßer Tradition, die » ständige Übung« der
Gerichte , das » seit j eher Übliche« von vornherein
keine ausreichende Grundlage dafür sein kann, ei-
ne sanktionsbewehrte Verhaltenspflicht für den
Bürger aufzustellen . Dies ändert sich auch nicht da-
durch, dass Gerichte die s vermeintlich »immer wie-
der« fe ststellen, solange − und dies ist hier der Fall −
neben die ser bloße B ehauptung nicht ein einzige s
gute s Argument für die Fortführung einer solchen
Tradition angeführt wird .

So wird das Argument der Tradition allenfalls
zum unkontrollierten Selb stläufer: In der hierzu er-
gangenen Rechtsprechung ist zu b eob achten, dass
die Pflicht, sich vor Gericht zu gewissen Anlässen
und Zeiten vom Platz zu erheb en, immer nur b e-
gründungslo s behauptet wird − unter Verweis auf
ältere Rechtsprechung, die dies wiederum ledig-
lich begründungslo s b ehauptet usw. Die Anschau-

ung de s Üblichen wird damit aber nur gleichsam
wie ein Staffelstab über die Jahrzehnte weitergege-
b en .

D ab ei wird aber die bloße B ehauptung, dies sei
üblich, durch ihre fortwährende B e stätigungen
nicht richtiger. Die GenStA unterlässt e s denn auch,
konkret anzugeb en, auf we ssen »Anschauung« e s
hier maßgeblich ankommen soll, und welchen B e-
dingungen und Kriterien diese unterliegt.

Die hier veröffentlichte Stellungnahme b ehan-
delt vordergründig lediglich strafproze ssuale
Fragen . Ihre B edeutung erlangt sie ab er da-
durch, dass sich dahinter grundsätzliche Fragen
verb ergen . Nämlich erstens, wie der Staat mit ra-
dikalen Antimilitaristen umgeht, und zweitens
wie ernst er dab ei die »Spielregeln« nimmt, die
er sich selb st gegeb en hat und deren Einhaltung
allein seinen Anspruch, Rechtsstaat zu sein, legi-
timieren .

In dem Verfahren geht es um die strafrechtli-
che Verfolgung eine s Totalverweigerers , der
den Zivildienst verweigert hatte . In erster In-
stanz wurde er unter teilweise ab enteuerlichen
Umständen Ende letzten Jahres vom Amtsge-
richt Zittau zu einer zweimonatigen B ewäh-
rungsstrafe verurteilt. Zugelassen waren in dem
Strafverfahren nach § 1 3 8 Ab s . 2 StPO zunächst
die Totalverweigerer Jörg Eichler, Seb astian
Kraska und D etlev B eutner als Verteidiger, die se
Zulassung wurde ab er während der Hauptver-
handlung vom Amtsrichter willkürlich wieder
entzogen . D er Angeklagte Totalverweigerer
wurde schließlich , weil er nicht b ereit war, wäh-
rend der Urteilsverkündung aufzustehen, mit ei-
nem Ordnungsgeld von 1 0 0 Euro o der ersatz-
weise zwei Tagen Haft b elegt. Gegen die sen
» Ordnungsmittelb e schluss« wurde »sofortige
B e schwerde« eingelegt ; im Verlauf diese B e-
schwerdeverfahrens kam e s schlielich zu der
hier veröffentlichten Stellungnahme .

D er Totalverweigerer wurde mittlerweile am
2 . Septemb er vom Landgericht Görlitz unter
Verwerfung der von der Staatsanwaltschaft −
nach Meinung der Verteidigung rechtsmiss-
bräuchlich (zur Verhinderung einer Revision)
eingelegten, nach Ansicht des Landgerichts un-
begründeten − B erufung zu einer Geldstrafe
von 60 Tage ssätzen zu j e 2 0 Euro verurteilt. Ge-
gen diese s Urteil hat die Verteidigung Revision
eingelegt.



3 4

A
nt

i
m

ili
ta

ris
m

us
Vorsicht und Zurückhaltung in der Fortführung

derartiger Rechtsprechungslinien sind an die ser
Stelle nämlich insb e sondere de shalb geb oten, weil
die Gerichte , wenn e s um »Formen im Gerichtssaal«
und die S anktionierung im Wege der »Ungebühr«
gem . § 1 78 GVG [Gerich tsverfassungsgesetz] geht,
immer als »Richter in eigener S ache« entscheiden,
die »Anschauungen« darüb er, was » als Ungebühr
anzusehen ist und was im Gerichtssaal üblich ist« ,
unter weitgehender Ab schottung (sich wandeln-
der) gesellschaftlicher Einflüsse allein durch die
Gerichte selb st b estimmt werden .

Wenn also hier die Verhängung einer Ungebühr-
strafe im Anschlu ss an die Auffassung des OLG
[Oberla ndesgerich t] Hamm aus dem Jahre 1 975 (!)
b egründet wird , ist dies nicht anderes als die bloße
Selb strepro duktion einer − immer schon allein auf
Tradition, Sitte und Anstand b asierenden und ohne
j ede weitere B egründung auskommenden − Recht-
sprechung, die sich letztlich bis in das 1 9 . Jhd . zu-
rückverfolgen lässt (vgl . Rüping, ZZP 1 975 , 2 1 2 ) .

D as OLG Stuttgart hat im Leitsatz der von der
GenStA ange spro chenen Entscheidung au sge-
führt :

»Verweigert sich der Angeklagte der Anordnung
de s Vorsitzenden, zur Vernehmung (. . . ) zu stehen,
ist das dann nicht ungebührlich, wenn die se Anor-
dnung zur ordnungsgemäßen Durchführung der
Vernehmung nicht erforderlich ist und der Ange-
klagte b ei der Artikulierung seiner Weigerung die
Grenzen der Wahrnehmung b erechtigter Intere s-
sen nicht überschreitet. Bloße Tradition bei einem
einzelnen Gericht (. . . ) rechtfertigt die Fe stsetzung
eines Ordnungsmittels nicht« (NStZ 1 9 8 6 , 2 3 3 ) .

Die se Ausführungen sind unmittelb ar auf die
hie sige Situation übertragb ar: D enn für die ord-
nungsgemäße Durchführung auch der Urteilsver-
kündung ist die B efolgung der Anordnung, sich zu
erheb en, eb ensowenig erforderlich wie b ei ande-
ren Anlässen, b ei denen traditionell ge standen
wurde . Auch hat der Angeklagte bei der Artikulie-
rung die Grenzen der Wahrnehmung b erechtigter
Interessen nicht üb erschritten − er hat lediglich ge-
äußert, dass er nicht aufstehen werde .

Schließlich: Bloße Tradition kann die Fe stset-
zung eine s Ordnungsmittels nicht rechtfertigen −
darauf, wieviele Gerichte sie b efolgen, kann es da-
b ei nicht ankommen . Wenn »bloße Tradition« b ei
einem einzelnen Gericht die Festsetzung eines
Ordnungsmittels nicht rechtfertigt, dann vermag
auch die »bloße Tradition« b ei vielen Gerichten −
wieviele e s letztlich auch sein mögen − die Fe stset-
zung eines Ordnungsmittels nicht zu rechtfertigen;
»bloße Tradition« bleibt »bloße Tradition« .

E s ist demgegenüb er also weiterhin daran fe st-
zuhalten, dass keine ge setzliche Regelung existiert,
die eine Pflicht des Angeklagten beinhaltet, wäh-
rend der Urteilsverkündung (o der zu sonst irgend-
einem Zeitpunkt der strafgerichtlichen Hauptver-
handlung) sich von seinem Platz erheben zu mü s-

sen, die im Falle de s Zuwiderhandelns mit einem
Ordnungsmittel wegen Ungebühr b edacht werden
könnte . Eine solche wäre ab er − im demokrati-
schen Rechtsstaat − unab dingb are Vorau ssetzung
für das Aufstellen einer sanktionierb aren Verhal-
tenspflicht. D ass die Nr. 1 2 4 Ab s . 2 Nr. 2 RiStBV
[Rich tlin ien für das Strafverfahren und das Buß-
geldverfahren] hierfür nicht − weder direkt no ch
indirekt als »Au slegungshilfe« − herangezogen wer-
den darf, weil diese sich als Richtlinie ohne Ge set-
ze squ alität lediglich an den Staatsanwalt und den
Richter wendet, j edoch keine Außenwirkung ge-
genüb er dem Bürger (mithin auch dem Angeklag-
ten oder den Zuhörern) entfaltet, ist in der B e-
schwerdeb egründung vom 2 3 . 02 . 0 8 ausführlich
dargelegt worden (. . . ) .

2 .) Die Ausführungen der GenStA sind zudem auch
äußerst widersprüchlich . Einerseits wird einge-
räumt, dass sich die Anschauung, was als Ungebühr
anzusehen ist und was im Gerichtssaal üblich ist,
mit den Jahren gewandelt hab e und »nicht (mehr)
j ede s Sitzenbleib en in der Hauptverhandlung b e-
reits als Ungebühr zu werten« sei . D ab ei wird au sge-
führt, dass dies (auch) von der Rechtsprechung für
die Fälle de s Sitzenbleib ens b ei Vernehmungen
(OLG Stuttgart, NStZ 1 9 8 6 , 2 3 3 ) und bei Eintreten
de s Gerichts nach einer Sitzungsp ause (OLG S aar-
brücken, StraFo 2 0 07, 2 0 8) nicht (mehr !) so ge se-
hen wird .

Gleichzeitig ab er wird unter B erufung auf eine
deutlich (! ) ältere Entscheidung (OLG Hamm, NJW
1 975 , 9 4 2 ) behauptet, »in der Rechtsprechung b e-
stehe einhellig die Meinung, dass b ei Verle sung der
Urteilsformel alle aufzu stehen hab en« .

Abgesehen davon, dass die Entscheidung de s
OLG Hamm wohl keine Repräsentanz für eine heu-
te be stehende »einhellige Meinung« wird sein kön-
nen, ist auch sachlich nicht einzu sehen, warum
sich die Auffassung darüb er, ob eine Pflicht zum
Aufstehen in der Hauptverhandlung existiert, was
als Ungebühr anzusehen ist und was im Gerichts-
saal üblich ist, durchgehend »mit den Jahren ge-
wandelt« hat − allein für die Urteilsverkündung
aber »alles beim Alten« geblieb en sein soll .

Die s ist insb esondere deshalb nicht einsichtig,
weil die B egründungen dafür, we shalb b ei der Ur-
teilsverkündung, b ei Eintreten des Gerichts , bei
Vernehmungen oder zu anderen Zeitpunkten auf-
zustehen o der − no ch früher − gar durchgehend zu
stehen sei, nicht voneinander abwichen : Tradition
(ständige Übung der Gerichte) , Höflichkeit und
Anstand , Erforderlichkeit eine s Mindestmaßes an
äußeren Formen, Respekt vor der richterlichen Tä-
tigkeit, Würde de s Gerichts, bis hin zur Wahrheits-
findung selb st − all dies hat dafür herhalten mü s-
sen, um eine angeblich be stehende Verpflichtung,
sich zu verschiedenen Anlässen zu erheb en, zu b e-
gründen .

Wenn hieran nun ab er von der jüngeren Recht-
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sprechung nicht mehr festgehalten wird , weil die-
se B egründungen nicht mehr als tragfähig erachtet
werden, erschiene e s widersinnig, warum ausge-
rechnet die Verpflichtung zum Aufstehen b ei der
Urteilsverkündung, die auf die gleichen Gründe
ab stellt, von diesem Wandel »verschont« geblieben
sein soll .

3 .) Weiterhin führt die GenStA an, das Aufstehen
bei der Urteilsverkündung diene dazu , »um ein
Minde stmaß an äußeren Formen zu wahren und ei-
nen gewissen Re spekt vor der Entscheidung de s
Gerichts zu b ekunden« .

Die Notwendigkeit o der Sinnhaftigkeit von For-
men b estimmt sich ab er immer nach ihrem Inhalt
und Zweck. Ein Ab stellen auf ein »Minde stmaß an
äußeren Formen« , welche s zu wahren sei, ist für
sich genommen völlig inhaltsleer und zirkulär. Res-
pekt vor der Entscheidung des Gerichts hingegen
ist − wie die B e schwerdebegründung vom 2 3 . 02 . 0 8
bereits ausgeführt hat (. . . ) , nicht erzwingb ar ; ob
der Angeklagte steht o der sitzenbleibt, hat üb er-
haupt keinen Einflu ss auf den Respekt, den er der
Entscheidung de s Gerichts zollt. Ein solcher Res-
pekt vor der Entscheidung de s Gerichts ist in ei-
nem Rechtsstaat mit freiheitlicher Grundordnung
nicht einmal verlangb ar: Er darf sie für falsch hal-
ten und die s öffentlich äußern, er kann sie , soweit
möglich, anfechten usw. Er hat sie lediglich hinzu-
nehmen bzw. die damit einhergehenden Rechts-
wirkungen zu dulden − dort ab er endet die Ver-
pflichtung de s Angeklagten im Rechtsstaat.

4 .) D as Sitzenbleib en während der Urteilsverkün-
dung soll nach Auffassung der GenStA j edenfalls
dann »Ungebühr« darstellen, »wenn e s geschieht,
um das Gericht zu provozieren und kein sachlicher
Grund gegeb en« sei . Woraus die GenStA aber den
Schluss zieht, dies sei hier der Fall gewesen, wird
ebensowenig mitgeteilt, wie sie die Antwort auf die
Frage schuldig bleibt, worin hier die »Provokation«
konkret eigentlich gelegen hab en soll ! ?

Nach der von der GenStA angeführten Entschei-
dung des OLG S aarbrücken stellt das bloße Sitzen-
bleib en des Angeklagten nur dann eine Ungebühr
im Sinne des § 1 78 GVG dar, wenn weitere obj ekti-
ve Umstände hinzutreten, die die Annahme recht-
fertigen, dass die s in der Ab sicht ge schieht, das Ge-
richt zu provozieren o der herabzusetzen (StraFo
2 0 07, 2 0 8f.) . Wenngleich die se Entscheidung auch
den Fall de s Sitzenbleib ens b ei Eintreten de s Ge-
richts nach vorangegangener Sitzungsp ause b e-
trifft, ist kein Grund ersichtlich, warum die hier ge-
stellten Anforderungen an die Provokationsab-
sicht nicht auch auf den Fall der Urteilsverkündung
übertragb ar sein sollten .

D erartige obj ektive Umstände , die auf eine Pro-
vokationsab sicht des Angeklagten schließen las-
sen, sind weder dargetan no ch ersichtlich . D er An-
geklagte ist lediglich sitzengeblieben und hat auf

die Aufforderung de s Vorsitzenden ruhig entgeg-
net, dass er nicht aufstehen mö chte . Er hat sich we-
der »unflätig« geäußert no ch die Urteilsverkün-
dung in anderer Weise zu stören versucht. Auch das
Protokoll hat hierzu keine weitergehenden Fest-
stellungen hinsichtlich eine s »provozierenden Ver-
haltens« de s Angeklagten getroffen . E s drängt sich
daher die Frage auf, wie sich die GenStA eigentlich
die »Nichtb eachtung die ses Erfordernisses« , also ei-
ne Weigerung, sich zur Urteilsverkündung zu erhe-
b en, vorstellt, das nicht »geschieht, um das Gericht
zu provozieren« .

Wenn die GenStA eine Provokation hier darau s
ableiten mö chte , dass der Angeklagte »in einer auf-
geheizten Verhandlungsatmo sphäre (. . . ) nur sei-
nen Prote st ausgedrückt« hab e , muss dem entschie-
den widerspro chen werden . Zum einen ist darauf
hinzuweisen, dass »Protest« und »Provokation« ver-
schiedene Dinge sind , die nicht einander entspre-
chen . Zum anderen hat der Angeklagte nach dieser
Verhandlung, deren Atmo sphäre − tatsächlich,
ab er allein durch das Vorgehen de s Vorsitzenden −
in geradezu unerträglichem Maße »aufgeheizt«
worden war, für seinen schwer berechtigten Pro-
te st das milde ste Mittel gewählt : nämlich lediglich
p assives Sitzenbleib en .

Wenn die Ge schichte einer Hauptverhandlung,
in deren Verlauf der Vorsitzende eine klar rechts-
widrige , d .h . eine nicht im Ansatz mit den B e stim-
mungen der Strafproze ssordnung in Üb ereinklang
zu bringende Verhandlungsführung an den Tag ge-
legt hat, nicht dazu geeignet sein soll, das Sitzen-
bleib en des Angeklagten während der Urteilsver-
kündung, also die Nichtb eachtung einer allenfalls
üblichen Förmlichkeit, die nicht einmal Eingang in
irgendein Gesetz gefunden hat, zu rechtfertigen −
dann fragt sich, welchen Verlauf eine Hauptver-
handlung nach Ansicht der GenStA eigentlich no ch
nehmen mü sste , um den Angeklagten, der infolge-
dessen b ei der Urteilsverkündung sitzenbleibt, von
einer S anktion verschonen zu können .

5 .) Soweit die GenStA darauf ab stellt, die Pflicht
zum Aufstehen könne schon de shalb nicht als er-
niedrigend verstanden werden, weil nicht nur der
Angeklagte , sondern sämtliche Anwesende aufzu-
stehen hab en, wird das Wesentliche dieser Situati-
on verschleiert, indem Glaub en gemacht wird , dass
sich hier alle B eteiligten gleichb erechtigt gegen-
über« stehen« .

Gerade die s ist ab er nicht der Fall . D enn der An-
geklagte muss nur aufstehen, wenn und weil der
Richter es von ihm verlangt. Hält die ser es j edo ch −
was , wie in der B e schwerdebegründung ausge-
führt, in der Praxis nicht selten der Fall ist − für ent-
b ehrlich, steht niemand . D en Habitus eine s Unter-
werfungsritu als für den Angeklagten gewinnt das
Aufstehen aus der Asymmetrie der Situation : Um-
gekehrt kann der Angeklagte vom Richter o der
Staatsanwalt das Aufstehen nämlich nicht verlan-
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Wolfgang Sternstein

Wer bestimmt in Deutschland?
Erfahrungen mit der Staatsgewalt

uf den ersten Blick unterschied sich die
Mahnwache vor dem Eucom in Stuttgart-

Vaihingen nicht wesentlich von den anderen die s-
j ährigen Veranstaltungen zum Hiro shima-Tag: Et-
wa 3 0 Personen versammelten sich mit Transp a-
renten vor dem Haupttor der Patch B arracks, dem
Sitz des Eucom, Blumen wurden niedergelegt im
Gedenken an die Opfer von Hiro shima, Nagasaki
und aller Kriege , Reden wurden gehalten, um 8 Uhr
1 5 gab es eine Schweigeminute .

Auf den zweiten Blick sieht die S ache allerdings
schon ganz anders aus , denn im Vorfeld zu der Ver-
anstaltung wurde heftig darum gerungen, dass sie
in der von uns b eim Amt für öffentliche Ordnung
Stuttgart angemeldeten Form üb erhaupt stattfin-
den konnte . Am 9 . Oktob er 2 0 0 1 , also knapp vier
Wo chen nach dem 1 1 . Septemb er, hatte das Amt für
öffentliche Ordnung eine Allgemeinverfügung für
die Patch B arracks und die Kelley B arracks (dort
wird zur Zeit das Africom eingerichtet) erlassen,
die den Sicherheitsbereich dieser US-Kommando-
zentralen für die halb e Welt (so der Journalist Eric
Chauvistré) um das D oppelte erweiterte . Zu die-
sem B ereich, der vornehmlich aus Wald b e steht
und in keiner Weise als Sicherheitsbereich gekenn-
zeichnet ist, hab en »Unb efugte« keinen Zutritt, ob-
wohl darin ein für den Publikumsverkehr offenes
Naturfreundehaus und ein Friedhof liegen .

Versammlungen sind in diesem erweiterten Si-
cherheitsb ereich verboten, von zwei eigens au sge-
wiesenen Versammlungsorten abgesehen, die j e-
do ch so weit von der Zufahrtsstraße zum Haupttor
der Patch B arracks entfernt liegen, dass die ameri-
kanischen Streitkräfte bei der Planung von An-
griffskriegen z . B . gegen die Bundesrepublik Jugo s-
lawien 1 9 9 9 , gegen Irak 1 9 9 1 und 2 0 0 3 sowie b ei
der Vorbereitung und schlussendlichen Durchfüh-

rung de s Menschheitsverbrechens eine s Atom-
kriegs (so der Weltkirchenrat 1 9 8 3 ) nicht gestört
werden .

Die Allgemeinverfügungen wurden mit der Ge-
fahr terroristischer Anschläge gegen die Militärein-
richtung b egründet. Ihr durchaus erwünschter
»Neb eneffekt« war j edo ch , für die amerikanischen
Streitkräfte unangenehme Meinungskundgebun-
gen zu unterbinden . Solche Meinungskundgebun-
gen und Akte zivilen Ungehorsams hat e s in der Ver-
gangenheit in großer Zahl gegeben : Mahnwachen,
Versammlungen, Andachten, Flugblattverteilun-
gen, eine kilometerlange Menschenkette rund ums
Eucom, Verkehrsblockaden und insgesamt neun
»Entzäunungsaktionen« . Sie waren offenb ar so
wirksam, dass die amerikanischen Streitkräfte die
deutschen B ehörden veranlassten, sie künftig zu
unterbinden .

Die sen massiven Eingriff in unsere Grundrech-
te auf freie Meinungsäußerung und Versammlung
wollten wir nicht länger hinnehmen und klagten in
einem Eilverfahren vor dem Verwaltungsgericht
Stuttgart. Unser Rechtsb eistand , Peter B ecker, der
Vorsitzende der Juristenvereinigung Ialana, er-
reichte , dass das Gericht die Durchführung der
Versammlung im B ereich der Zufahrt zum Haupt-
tor der Patch B arracks und die Flugblattverteilung
erlaubte .

So weit, sollte man meinen, war alles klar, und
der Durchführung der Versammlung stand nichts
mehr im Wege . D o ch hatten wir offensichtlich un-
sere Rechnung ohne den Wirt gemacht. D er »Wirt«
sind in diesem Fall die Stadt Stuttgart, vertreten
durch das Amt für öffentliche Ordnung, die Polizei
und im Hintergrund die US-Streitkräfte . Sie alle ga-
b en sich redlich Mühe , den B eschluss de s Verwal-
tungsgerichts zu sab otieren . Wir wurden vom Ein-

gen, vom Anwendungsb ereich des § 1 78 GVG ist
dieser Personenkreis ohnehin ausgenommen .

Wenn die GenStA ab schließend meint, die
»Übung« ( !) , aufzu stehen, beträfe alle Anwesenden
im Gerichtssaal und stelle »daher für den Angeklag-
ten keine unzumutb are B elastung dar« , mu ss dem
widerspro chen werden : Ob ein »übliche s Verhal-
ten« für den Angeklagten eine unzumutb are B elas-
tung darstellt o der nicht, ist nicht entscheidend . Al-
lein entscheidende Frage ist, ob eine Verpflichtung
de s Angeklagten, sich bei der Urteilsverkündung
zu erheben, existiert. Die s ist, wie vorstehend au s-

geführt, zu verneinen . Vielmehr ist es umgekehrt
keine unzumutb are B elastung für das Gericht, das
Urteil − wie im vorliegenden Verfahren nach Ver-
hängung de s Ordnungsmittels auch ge schehen −
auch einem sitzenden Angeklagten zu verkünden .

6 .) Nach alledem stellt sich die Verhängung eine s
Ordnungsmittels gegen den Angeklagten als
rechtswidrig dar. Die B eschwerdeb egründung
wird in vollem Umfang aufrechterhalten und b ean-
tragt, den angefo chtenen B e schluss de s Amtsge-
richts Zittau vom 1 4 . 1 2 . 07 aufzuheb en .
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ehr geehrte Versammelte , lieb e Friedens-
freundinnen und Friedensfreunde !

Trotz der großen Ehre , die e s für mich b edeutet,
heute hier zu Ihnen sprechen zu dürfen und trotz
des b esonderen Vertrauens , dass der Arb eitskreis
»Blumen für Stukenbro ck« mir dadurch erweist,
dass er erstmalig einen aktiven Bunde swehroffi-
zier dazu eingeladen hat, die allj ährliche Gedenkre-
de auf dem Sowj etischen Soldatenfriedhof Stuken-
bro ck zu halten, erfüllt es mich mit B eklemmung,
als deutscher Soldat hier an der Stätte des »STALAG
3 2 6« zu stehen . Handelt es sich do ch um j enen Ort,
wo vor mehr als einem halben Jahrhundert bis zu
zwei Millionen sowj etischer Soldaten unter men-
schenverachtenden Umständen vor sich hin vege-
tieren und mehrere Zehntausende von ihnen bru-
tal krepieren mussten .

Wissentlich und vorsätzlich verübt wurde die-
se s grausame Kriegsverbrechen von deutschen Sol-
daten, denen der Wehrmacht nämlich . D erselben
Wehrmacht des Dritten Reiche s, die Adolf Hitler in
Treue fest ergeb en mit preußisch-deutscher Dis-
ziplin und Gründlichkeit den »ungeheuerlichsten
Erob erungs-, Versklavungs- und Vernichtungs-
krieg, den die mo derne Ge schichte kennt« , exeku-
tierte . Ungezählte weitere Schandtaten, Kriegsver-
brechen sowie Verbrechen gegen die Menschlich-
keit bis hin zur aktiven B eteiligung an der Sho ah
rechtfertigen zweifello s das Verdikt j ener Wehr-
macht als einer verbrecherischen Organisation de s
Nazi-Regime s .

Zugleich ab er stellt das Faktum, dass die neue Ar-
mee der B onner Republik von den Angehörigen
eben j ener Wehrmacht aufgeb aut wurde , ihren un-

übersehb aren und zugleich irreversiblen Geburts-
makel dar. Was sich auch und gerade darin manifes-
tiert, dass es der Bunde swehr infolge des zähen Wi-
derstande s ewiggestriger Traditionalisten in ihren
Reihen bis heute nicht gelungen ist, ein für alle mal
und vollständig mit den unseligen Wehrmachtstra-
ditionen zu brechen .

Und no ch ein zweiter S achverhalt erfüllt mich
gegenwärtig mit B eklemmung . D ab ei handelt e s
sich um die unerträgliche , b ereits seit Jahren in un-
seren Massenmedien inszenierte D esinformations-
und Prop agandakamp agne gegen unseren europ ä-
ischen Nachb arn Russland . Anlässlich de s kriegeri-
schen Konflikte s jüngst im Kaukasus hat die Hetze
einen neuen Höhepunkt erreicht. Nur p ars pro to-
to sei zur Illustration j ene s Frontblatt eine s üb er-
kommenen Atlantizismus ‘ zitiert, das allwöchent-
lich unter dem Rubrum »Die Zeit« am hamburgi-
schen Speersort erscheint. Am 14 . Augu st diese s

Jahres machte j enes Leitmedium mit intellektuel-
lem Anspruch auf seiner Titelseite mit einem reiße-
rischen Action-Photo vorstürmender russischer In-
fanteristen auf, über dem in fetten und − wie könn-
te e s anders sein − roten Lettern zu lesen stand : »Die
russische Gefahr« . Und weiter hieß es an gleicher
Stelle : »Mit ihrem Angriff auf Georgien zeigt sich
die Großmacht so brutal wie zu Sowj etzeiten .
Kommt ein neuer Kalter Krieg?«

In der Tat hatte Michail Gorb atschow wohl ein
weise s Wort gesprochen, als er den O st-We st-Kon-
flikt mit der Ankündigung b eendete , er täte dem
Westen nun etwas ganz Schlimmes an − er nähme
ihm nunmehr nämlich seinen Feind . D o ch immer
stärker verdichtet sich nun der Eindruck, als würde

satzleiter der Polizei und vom Vertreter des Ord-
nungsamts hinter Polizeisperren verwie sen, der
Aufenthalt auf der Straße wurde uns untersagt und
unter Anwendung körperlichen Zwangs verhin-
dert, die vom Gericht zugelassene Verteilung von
Flugblättern wurde mit Gewalt unterbunden .

Drei Wochen sp äter traf die B egründung de s
Verwaltungsgerichts-B e schlusses b ei uns ein . Sie
gab uns in allen Punkten recht. Wir dürfen uns auf
der Straße aufhalten, nur nicht dort, wo der Ver-
kehr fließt, d . h . auf den Fahrb ahnen . D o ch das hat-
ten wir j a auch gar nicht vor. Wir dürfen Flugblätter
an die Insassen der ein- o der ausfahrenden Fahr-
zeuge verteilen . D as werden wir dem Amt für öf-
fentliche Ordnung und der Polizei erklären müs-
sen und wir werden auch künftig von unseren

Grundrechten Gebrauch machen, solange , bis die
Allgemeinverfügungen auch formal aufgehob en
werden . Kampflo s werden wir die massive Ein-
schränkung unserer Grundrechte j edenfalls nicht
hinnehmen, denn merke : Grundrechte , die nicht in
Anpruch genommen − und wenn es nicht anders
geht, auch eingeklagt − werden, gehen verloren .

Unser Fernziel aber ist weitaus ehrgeiziger. Wir
wollen nicht nur am Eucom und Africom demonst-
rieren dürfen . Wir wollen erreichen, dass sie samt
den zahlreichen US-Militäreinrichtungen au s
D eutschland abgezogen werden .

Dr. Wolfgang Sternstein ist Friedensforscher und
-aktivist und Versöh n ungsbund-Mitglied.

Jürgen Rose

Das Vermächtnis von Stukenbrock
Rede bei der Gedenkveranstaltung auf dem sowj etischen
Soldatenfriedhof in Stukenbrock-Senne am 6. September
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nicht nur in den warmen und sicheren Redaktions-
stub en j ournalistischer Schreibtischtäter in den
we stlichen Metropolen geradezu gelechzt nach ei-
nem neuen Feind im O sten .

Nicht nur b eklemmend , sondern im Grunde
skandalö s ist schließlich der Tatbe stand , dass
D eutschland , der atlantischen Imperialmacht in
Nib elungentreue fe st ergeb en, immer tiefer im
Sumpf de s Kriege s am Hindukusch versinkt und
dass erneut deutsche Soldaten, die smal die der
Bundeswehr, in fernen Ländern weitab der Heimat
kämpfen, sterb en und töten − zuletzt sogar Frauen
und Kinder.

Sie mögen sich an dieser Stelle vielleicht fragen,
warum ich als Offizier der Bunde swehr nicht in
meinen nationalen Ehrenkleid , sondern in ganz un-
verfänglichem Zivil hier vor Ihnen stehe . Nun, das
ist ganz einfach . Trüge ich nämlich meine Uniform,
so b eginge ich nach Auffassung des Truppen-
dienstgerichts, »ein schuldhaftes Dienstvergehen,
weil es Soldaten verb oten ist, auf politischen Veran-
staltungen Uniform zu tragen . « Mit eb endieser B e-
gründung hatte es anno 1 9 8 5 einen Bunde swehr-
kameraden verurteilt, der während der Gedenk-
veranstaltung hier in Stukenbro ck in Uniform ge-
spro chen hatte . Wo kämen wir auch schließlich
hin, wenn j eder Uniformierte so ohne Auftrag und
B efehl eigenmächtig ein Zeichen für den Frieden
setzten wollte ? (. . . )

Wenn ich nun meinen Blick auf die Gräb er derer
richte , die hier in fremder Erde fern ihrer Heimat
ruhen, nicht weil sie anderen Völkern mit Waffen-
und Kriegsgewalt eine rassistische Ideologie aufzu-
zwingen suchten, sondern weil sie ihre Heimat, ihr
»Heilige s Mütterchen Rußland« gegen einen b arb a-
risch wütenden Feind verteidigt hab en, so scheint
mir ihr Sterb en do ch so sinnlo s , wie j edweder To d
im Krieg. Ab er denno ch hab en uns j ene toten
Kämpfer ein Vermächtnis hinterlassen und das lau-
tet : Nie wieder Krieg !

Die ser leidvoll erfahrenen Mahnung war zu-
nächst auch die Politik der neuen deutschen B on-
ner Republik verpflichtet. Ebenso hat das vereinte
D eutschland die se Lehre bekräftigt, als es im so ge-
nannten » 2 + 4-Vertrag« feierlich gelobte : Von deut-
schem B o den soll nie wieder Krieg au sgehen .

D o ch ungeachtet de ssen treibt seit nunmehr
zehn Jahren eine verantwortungslo se politische
Klasse unser Land mit einer schändlichen Politik
de s Völkerrechts- und Verfassungsbruchs immer
tiefer in einen Krieg um den anderen . Angesichts
der Tatsache , dass regelmäßig zwei Drittel des deut-
schen Bundestage s gegen den erklärten Willen von
drei Vierteln der deutschen B evölkerung den von
der Bundesregierung geforderten Kriegseinsätzen
der Bundeswehr zustimmen, müssen wir alle uns
als Bürger mit und ohne Uniform um den Zustand
der D emokratie hierzulande sorgen und uns fra-
gen, wen die se Volksvertreter eigentlich zu reprä-
sentieren b eanspruchen .

Allzu b egründet sind solche Fragen und Sorgen,
ist doch seit dem 2 4 . M ärz 1 9 9 9 hierzulande nichts
mehr wie e s war. Seither nämlich wird D eutsch-
land von Friedensverrätern regiert. An j enem denk-
würdigen Frühj ahrstag vor mehr als neun Jahren
starteten erstmals wieder deutsche Kampfflugzeu-
ge gen Jugo slawien − ganz so wie in j enen glorrei-
chen Tagen als Reichsmarschall Hermann − »Ich
will Meier heißen« − Görings B omb er ihre to dbrin-
gende Last üb er B elgrad abluden − getreu der altb e-
kannten Parole »Serbien muss sterbien« . D o ch die s-
mal waren e s üb erschallschnelle »Tornado«-Jagd-
b omb er, die mit ihren »Harm«-Raketen auf »Unter-
drückung feindlicher Luftverteidigung« , wie e s im
Nato-Luftwaffenj argon heißt, spezialisiert sind .

B eiläufig offenb art dieser Terminu s technicus
zugleich das E ssenzielle de s Vorgangs : Wer näm-
lich Angreifer und wer Verteidiger war. D enn ihre
Luftangriffe − und nicht »Luftschläge« wie hirn-
faule Journalisten den englischen B egriff »Air Stri-
ke« euphemistisch ins Dummdeutsche zu üb erset-
zen pflegen − flogen die deutschen Jetpiloten an
der Seite ihrer Nato-Kameraden ohne j ede völker-
rechtliche Legitimation . Ge schlagene 78 Tage lang
b ombten und scho ssen die Nato-Luftstreitkräfte im
Rahmen der Operation »Allied Force« − entspre-
chend einer kriegsverbrecherisch zu nennenden
Luftkriegsdoktrin der U. S . Air Force − vor allem die
antiquierte Infrastruktur Serbiens zu Schutt und
Asche , ohne Rücksicht auf menschliche »Kollate-
ralschäden« . Soweit zulässige militärische Ziele −
zulässig im Sinne herkömmlicher Gebräuche de s
Krieges − getroffen werden sollten, war der Erfolg
mager : D as so genannte »B attle D amage Assess-
ment« in den nach B eendigung de s B omb enkriegs
angefertigten Erfahrungsb erichten der Militärs b e-
legte nämlich, dass nur gut ein Dutzend Panzer und
j ede Menge geschickt platzierter Ziel-Attrappen ge-
troffen wurden .

Zugleich ab er krepierten Hunderte Zivilisten −
unterschiedslo s Männer, Frauen, Kinder − im Nato-
B omben- und Raketenhagel . Und Tausende an Kör-
per und Seele Verletzter und Verstümmelter leiden
no ch heute an den Folgen de s Luftterrors .

Terror? Gewiss do ch, Terror, denn wenn Terro-
rismus gemeinhin b edeutet, unschuldige Men-
schen für politische Ziele zu opfern, dann erfüllt
auch das Töten von Zivilisten aus dem Co ckpit ei-
nes Kampfj ets zweifello s den Tatb estand des Terro-
rismus , den des Staatsterrorismus nämlich.

Verschärfend kam im Falle des Angriffs auf die
Bundesrepublik Jugo slawien, die immerhin ein
völkerrechtlich anerkannte s, souveränes Mitglied
der Vereinten Nationen war, hinzu , dass der einzig
hierzu befugte Sicherheitsrat der Vereinten Natio-
nen der Nato kein M andat für die Anwendung mili-
tärischer Zwangsmaßnahmen erteilt hatte . Auch
lag keine Aggressionshandlung der Bunde srepub-
lik Jugo slawien gegen ein andere s Mitglied der
Staatengemeinschaft vor, welche diese s berechtigt
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hätte , von seinem in der UN-Charta verbrieften
Notwehrrecht Gebrauch zu machen . Aus völker-
rechtlicher Sicht war somit der B omb enkrieg der
Nato gegen Jugo slawien ein Angriffskrieg und so-
mit glasklar ein Bruch de s Völkerrechts .

Mit die sem Völkerrechtsbruch ging ein zu Zei-
ten des B onner Provisoriums undenkb arer, präze-
denzlo ser Akt der Missachtung des im Grundgesetz
in Ge stalt de s Artikels 2 6 verankerten Friedensge-
botes als zentraler Verfassungsnorm einher. Auf
Grundlage eines soliden Rechtsnihilismus , wie er
bekanntlich nicht allein in den Kreisen der politi-
schen Elite unsere s Lande s notorisch ist, b efahlen
die an den Schaltheb eln der B erliner Republik b e-
findlichen rot-grünen Friedensverräter: »Germans
to the Front ! « S agte ich Friedensverräter? Ja, denn
im deutschen Strafgesetzbuch firmiert der im § 8 0
geregelte einschlägige Tatb e stand der »Vorb erei-
tung eine s Angriffskrieges« unter dem Rubrum
»Friedensverrat« .

In S achen Verrat am Frieden hat die deutsche So-
zialdemokratie , die 1 9 9 9 den Kanzler stellte , schon
eine beeindruckende Bilanz aufzuweisen . Die b e-
ginnt mit der B ewilligung der kaiserlichen Kriegs-
kredite anno 1 9 1 4 und reicht üb er den Weimarer
»Bluthund« Gustav No ske , der die Reichswehr auf
deutsche Arb eiter hetzte , zu Rudolf Scharpings
Prop agandamärchen vom »Hufeisenplan« und den
von Serb en »gegrillten Föten« ; sie führt von Ger-
hard Schröders Zusicherung »uneinge schränkter
Solidarität« b ei Bushs glob alem Kreuzzug gegen
den Terror und der darauf folgenden völkerrechts-
widrigen B esetzung Afghanistans üb er die vorb e-
haltlo se Unterstützung de s anglo amerikanischen
Völkerrechtsverbrechens gegen den Irak und seine
Menschen, zur rechtsverräterischen Bunde sjustiz-
ministerin Brigitte Zyprie s , die wider b esseres Wis-
sen b ehauptet, das Nato-Bündnis verpflichte zum
Bruch des Grundge setzes , sowie zum We stenta-
schen-No ske Rainer Arnold , dem Militärexperten
der SPD im Bunde stag, der unb elehrb ar die »Opera-
tion Enduring Freedom« als völkerrechtskonform
verkauft, und endet vorläufig b ei der den USA von
der schwarz-roten Großko alition prophylaktisch
erteilten Genehmigung, für den von langer Hand
geplanten Üb erfall auf den Iran wiederum umfas-
send den deutschen Luftraum sowie die auf deut-
schem B o den b efindliche Transport- und ihre Füh-
rungsinfrastruktur zu nutzen .

D as Meisterstück an b ellizistischer Perfidie frei-
lich lieferte der vom einstigen Capo der Frankfur-
ter »Putztruppe« nach einem Intermezzo im Aus-
wärtigen Amt mittlerweile zum Princeton-Profes-
sor und »Zeit«-Kolumnisten avancierte Jo seph Fi-
scher. Gemeinsam mit seinem Spießgesellen D ani-
el Cohn-B endit gelang e s diesem Friedensverräter
p ar excellence , ohne viel Federlesens den Grund-
konsens vom Tisch zu fegen, auf den sich die B on-
ner Republik verständigt hatte , nachdem die Ang-
lo amerikaner im Westen im Bunde mit der Roten

Armee im O sten den D eutschen ihren größen-
wahnsinnigen Militarismu s gründlich ausgeb ombt
hatten . »Nie wieder Auschwitz, nie wieder Krieg« ,
so hatte die auf diese drakonische Lektion gegrün-
dete Raison d ' être der neuen deutschen D emokra-
tie gelautet. D o ch Dr. Jo seph Fischer, der von seiner
Kollegin im Amte Madeleine Albright gelernt hatte ,
die B omb e zu lieb en, hämmerte seinen Parteijün-
gern kurzerhand die Parole »Nie wieder Auschwitz
und deshalb Krieg ! « ins politische Kleinhirn . Wo-
mit vormals Friedensgrüne zu fürderhin Kriegs-
grünen mutierten . Zur üb erschäumenden Freude
all j ener, die seit langem schon den Tag herb eige-
sehnt hatten, an dem der Marschtritt deutscher Sol-
datenstiefel wieder durch die Welt hallen würde .

Fortan war in der B erliner Republik keine Rede
mehr von der vormals so emphatisch b etonten
»Kultur der Zurückhaltung« , mit der die de saströ se
deutsche Politik der kriegerischen Mittel nach
1 9 45 b eantwortet wurde . In den untersten Schich-
ten de s Schutthaufens der Ge schichte endgelagert
ist der von Franz-Jo sef Strauß mit triefendem p azi-
fistischen Patho s hingeheuchelte Schwur aus den
Gründertagen der Bunde srepublik, dass j edem
D eutschen, sollte er j emals wieder ein Gewehr an-
fassen, der Arm verdorren möge (das war selb stre-
dend b evor Strauß als Verteidigungs- und Atommi-
nister amtierte) . Nachgerade kongenial korrespon-
diert heutzutage die von Brioni-Kanzler Gerhard
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Schrö der mit typischem Aplomb verkündete »Ent-
tabuisierung de s Militärischen« mit einem in den
letzten Jahren unter politischen Entscheidungsträ-
gern mehr und mehr in Mo de gekommenen B elli-
zismus . Seit dem Ende des Kalten Krieges werden −
mit tatkräftiger Unterstützung durch das Bunde s-
verfassungsgericht ! − die in der Charta der Verein-
ten Nationen ko difizierten Einschränkungen des
Rechts zur militärischen Gewaltanwendung im-
mer weiter ausgehöhlt. Gerade die in der Nato ver-
bündeten westlichen D emokratien missbrauchen
ihre Streitkräfte immer häufiger für Einsätze , die
durch völkerrechtliche Mandate entweder keine
hinreichende o der gar keine Rechtsgrundlage ha-
b en . In b e sorgniserregender Weise entwickelt sich
ein glob al ausufernder militärischer Interventio-
nismus , der in D eutschland mit der Rhetorik von
der »Normalisierung der deutschen Außenpolitik«
legitimatorisch unterfüttert wird . Nahezu unisono
konstatiert die politische Klasse dieser Republik −
konterkariert allenfalls von der oppo sitionellen
LINKEN − , dass D eutschland »keinen Sonderstatus«
mehr b e anspruchen könne . Von der Nation werde
fortan erwartet, vermehrt »internationale Verant-
wortung« zu übernehmen . D arüb er hinaus wird
proklamiert, dass eine solche »Friedensmacht, die
seit langem für Ausgleich und internationale Hilfe«
sorge , historisch nunmehr als unb elastet zu gelten
hab e − man ist halt wieder wer.

D erlei Worthülsen, mit denen versucht wird , die
unrühmlichen Etappen vor allem der jüngeren
deutschen Vergangenheit hurtig zu entsorgen, ge-
hören heute zum Dummdeutsch der politischen
Klasse in diesem Lande . In ihnen reflektiert sich ei-
ne Art pub ertärer Unbefangenheit der B erliner Re-
publik. Die Ge schichte wird dab ei geklittert, wie
man sie gerade braucht. D o ch die Bunde srepublik
D eutschland kann nur im B ewusstsein der deut-
schen Ge schichte ihrer internationalen Verant-
wortung gerecht werden . Eine Erkenntnis , die wie-
derum zwingend eine Kultur der Zurückhaltung
b eim militärischen Agieren in der internationalen
Politik fordert.

Unter Federführung der USA hat sich in Politik
und Armee in geradezu atemb eraub ender Weise
ein fundamentaler Paradigmenwechsel der deut-
schen Außen- und Sicherheitspolitik vollzogen .
Galt zu Zeiten de s Kalten Krieges die Parole »Frie-
den schaffen mit weniger Waffen« , so handeln die
schwarz, rot, grün und manchmal gelb gewande-
ten Hohepriester des glob alen Interventionismus
getreu der M axime : Frieden schaffen mit aller Ge-
walt. Prop agandistisch camoufliert wird die se Poli-
tik mit B egrifflichkeiten wie »Politischer Pazifis-
mus« , »Krieg gegen den Terrorismus« , »Humanitäre
Intervention« o der − wie im jüngsten »Weißbuch
der Bunde sregierung zur Sicherheitspolitik und
Zukunft der Bunde swehr« − »Responsibilty to Pro-
tect« . D e facto handelt es sich inde s vornehmlich
um Glob alisierungskriege im Interesse des Club s
der Reichen .

Nicht Krieg aber kann den Frieden bringen, son-
dern allein Gerechtigkeit − Gerechtigkeit schafft
Frieden . In Abwandlung de s altb ekannten römi-
schen Wahlspruchs muss die D evise demnach lau-
ten : Wenn du den Frieden willst, so diene dem Frie-
den ! Auch wir sollten die se Wahrheit hören und da-
nach handeln . D enn e s geht um unsere Verfassung
und e s geht um unseren Frieden . Wir sind gefor-
dert, als demokratische Staatsbürger und in unse-
rer ganzen Person, beide s zu verteidigen gegen die
»schmutzige Zumutung der Macht an den Geist« ,
die einem Aperçu de s großen Karl Kraus zufolge
darin b esteht, »Lüge für Wahrheit, Unrecht für
Recht, Tollwut für Vernunft zu halten . « Dies stellt in
meinen Augen das Vermächtnis der Opfer von Stu-
kenbrock dar.

Jürgen Rose ist Oberstleutnan t der Bundeswehr
und Mitglied im dreiköpfigen Vorstand des A r-
beitskreises »Darmstädter Signal«, eines Zusam-
menschlusses kritischer ehemaliger und aktiver
Offiziere und Un teroffiziere der Bundeswehr, der
sich u. a. für den absoluten Vorrangprä ven tiver zi-
viler Ko nfliktlösungen vor m ilitärischen Maßnah-
men, eine Verkleinerung der Bundeswehr und die
A bschaffung der Wehrpflich t einsetzt so wie die
Teilnah me der Bundeswehr an »friedenserzwin-
genden m ilitärischen Ka mpfeinsä tzen« ableh n t.


